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BMGFJ

Bund 2009/1 1

Kurzfassung

Wirkungsbereich des Bundesministeriums für
Gesundheit, Familie und Jugend

Vergleich Wiener Gebietskrankenkasse mit
Oberösterreichischer Gebietskrankenkasse

Die nachhaltige Versorgung der Wiener Bevölkerung war 2006 aus 
eigenen Mitteln der Wiener Gebietskrankenkasse nicht gesichert. Die 
Überschuldung war so hoch, dass die Wiener Gebietskrankenkasse 
vom guten Willen der Gläubiger, ihr weitere Kredite einzuräumen, 
abhängig war. Ein Kredit, den die Wiener Gebietskrankenkasse heute 
aufnimmt, kann voraussichtlich nur durch weitere Kreditaufnahmen 
in der Zukunft abgedeckt werden. Hingegen ist es der Oberöster-
reichischen Gebietskrankenkasse — nicht zuletzt durch die Umset-
zung der Empfehlungen des RH — gelungen, das beste Gebarungs-
ergebnis aller Gebietskrankenkassen zu erreichen.

Die Wiener Gebietskrankenkasse (WGKK) wies 2006 den größten 
Gebarungsabgang aller Krankenversicherungsträger (KV–Träger) 
aus. Bereits im Jahr 1994 hatte der RH die Gebarung der Oberös-
terreichischen Gebietskrankenkasse (OÖGKK) überprüft und dabei 
zahlreiche Verbesserungspotenziale aufgezeigt. Der OÖGKK ist es 
nicht zuletzt durch die Umsetzung seiner Empfehlungen gelungen, 
das beste Gebarungsergebnis aller Gebietskrankenkassen zu errei-
chen. Der RH unterzog daher beide Kassen einem näheren Vergleich, 
um Verbesserungsmöglichkeiten für die WGKK aufzuzeigen.

Prüfungsziele waren daher die Einschätzung der fi nanziellen Lage 
der WGKK und der OÖGKK sowie die Analyse der — stark voneinan-
der abweichenden — Betriebsergebnisse der beiden Kassen. (TZ 1)

Die fi nanzielle Lage der WGKK, die seit 1999 durchgehend ein nega-
tives Betriebsergebnis auswies, war Ende 2006 äußerst besorgnis-
erregend. Allein die Fremdfi nanzierungskosten werden die WGKK 
in den Jahren 2007 und 2008 mit weiteren 45 Mill. EUR belas-
ten. Ein Konzept zur Sanierung der WGKK aus eigenen Mitteln lag 
nicht vor. (TZ 3)
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2 Bund 2009/1

Die WGKK verfügte zwar je Anspruchsberechtigten um rd. 108 EUR 
höhere Einnahmen als die OÖGKK, gab aber um rd. 106 EUR mehr 
für ärztliche Hilfe und um rd. 71 EUR mehr für Heilmittel aus; dar-
aus entstand im Jahr 2006 ein Mehraufwand von insgesamt rd. 
260 Mill. EUR. (TZ 4)

Die WGKK war insbesondere bei der Steuerung der Kosten der ärzt-
lichen Hilfe und der Heilmittel weniger erfolgreich als die OÖGKK. 
Daraus entstand 2006 ein Mehraufwand von rd. 80 Mill. EUR für 
die WGKK. (TZ 5)

Von den höheren Ausgaben der WGKK für ärztliche Hilfe in Höhe 
von 106 EUR je Anspruchsberechtigten waren rd. 41 EUR auf die 
unterschiedlichen Kosten je Fall, rd. 34 EUR auf die unterschied-
liche Struktur der Inanspruchnahme ärztlicher Hilfe (Allgemeinme-
diziner, allgemeine Fachärzte, technische Fachärzte) und rd. 31 EUR 
auf die häufi gere Inanspruchnahme von (verschiedenen) Ärzten 
zurückzuführen. (TZ 6)

Eine Untersuchung jener Leistungen, die 80 % des Aufwandes in 
den einzelnen Fachgruppen darstellten, ergab für die WGKK Mehr-
kosten von rd. 27,9 Mill. EUR aufgrund höherer Tarife. (TZ 8)

Während die OÖGKK eine vom RH 1994 empfohlene Honorarsum-
menbegrenzung vereinbarte, die sich 2006 im Ausmaß von rd. 28,8 Mill. 
EUR preisreduzierend auswirkte, konnte die WGKK eine solche Maß-
nahme bisher nicht durchsetzen. (TZ 9)

Die höhere Frequenz vergleichbarer Leistungen verursachte bei der 
WGKK einen Mehraufwand von rd. 17,4 Mill. EUR. (TZ 10)

Ungünstige Pauschalierungen und die unterschiedliche Ärztedichte 
wirkten sich nachteilig auf die WGKK aus. (TZ 11, 12)

Von den höheren Heilmittelkosten je Anspruchsberechtigten bei der 
WGKK waren 26 EUR auf die höhere Krankheitshäufi gkeit, weitere 
16 EUR auf höhere Kosten je Patient und 35 EUR auf einen höheren 
Patientenanteil zurückzuführen. (TZ 14)

Die WGKK gewährte bereits seit 2006 keinerlei freiwillige Leistun-
gen bzw. satzungsmäßige Mehrleistungen. (TZ 15)

Kurzfassung
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Die Auslagerung von OP–Freigaben in den niedergelassenen Bereich 
belastete die WGKK mit rd. 7 Mill. EUR. (TZ 16)

Der Verwaltungsaufwand je Anspruchsberechtigten war bei der 
WGKK um rd. 7 EUR höher als bei der OÖGKK. (TZ 17)

Der Ausgleichsfonds der Gebietskrankenkassen konnte weder den 
Abgang der Gebietskrankenkassen noch die fi nanzielle Belastung 
durch den Betrieb des Hanusch–Krankenhauses zur Gänze ausglei-
chen. (TZ 18, 19)

Für den Fall der Zahlungsunfähigkeit eines KV–Trägers bestanden 
keine klaren Vorgaben; eine Evaluierung bzw. Änderung gesetz-
licher Maßnahmen könnte Abhilfe schaffen. (TZ 23, 24)

Sonstige Feststellungen bzw. Empfehlungen betrafen die Vertrags-
gestaltung mit Vertragsärzten, die so genannte Fremdkassenabrech-
nung sowie den Abschluss von Gesamtverträgen. (TZ 12, 21, 22)

Kurzfassung Vergleich Wiener Gebietskrankenkasse mit
Oberösterreichischer Gebietskrankenkasse
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4 Bund 2009/1

Kenndaten zur Wiener Gebietskrankenkasse sowie zur
Oberösterreichischen Gebietskrankenkasse

Summe der Erträge 1.964,3 1.978,2 2.089,5 2.189,5 2.283,9
Summe der Aufwendungen1) 2.133,1 2.162,1 2.238,6 2.288,8 2.374,7

in Mill. EUR

Wiener Gebietskrankenkasse
2002 2003 2004 2005 2006

Bilanzgewinn/Bilanzverlust – 43,2 – 75,9 – 125,4 – 38,7 – 71,2

Anzahl
Anspruchsberechtigte 1.390.300 1.400.437 1.406.660 1.433.987 1.463.115
Personalstand2) 3.597,6 3.511,4 3.473,5 3.467,7 3.509,0

davon
Verwaltung und Verrechnung3) 1.232,0 1.221,0 1.201,0 1.187,0 1.217,0

Anspruchsberechtigte je
Verwaltungsbediensteten 1.128,5 1.147,0 1.171,2 1.208,1 1.202,2

Oberösterreichische Gebietskrankenkasse
in Mill. EUR

Summe der Erträge 1.284,0 1.322,8 1.398,4 1.465,5 1.537,8
Summe der Aufwendungen1) 1.298,5 1.326,0 1.386,7 1.440,9 1.501,0
Bilanzgewinn/Bilanzverlust – 25,3 – 3,4 0,4 11,2 15,0

Anzahl
Anspruchsberechtigte 1.091.900 1.097.243 1.108.654 1.126.072 1.144.581
Personalstand2) 1.653,5 1.630,6 1.626,3 1.662,8 1.702,6

davon
Verwaltung und Verrechnung3) 876,0 855,0 848,0 880,0 920,0

Anspruchsberechtigte je
Verwaltungsbediensteten 1.246,5 1.283,3 1.307,4 1.279,6 1.244,1

1) einschließlich Mehrwertsteuer
2) einschließlich eigene Einrichtungen
3) ohne Ärzte, ärztliches Hilfspersonal und Hauspersonal
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 1 Der RH überprüfte von Mai bis Juli 2007 die Gebarung der Wiener 
Gebietskrankenkasse (WGKK), der Oberösterreichischen Gebietskran-
kenkasse (OÖGKK) und des Ausgleichsfonds beim Hauptverband der 
österreichischen Sozialversicherungsträger (Hauptverband). Zu dem 
Mitte Oktober 2007 übermittelten Prüfungsergebnis gaben die beiden 
Gebietskrankenkassen im November vorläufi ge Stellungnahmen ab; 
die WGKK reichte im Jänner 2008 nach Beschlussfassung in den Ver-
waltungskörpern eine ergänzende Stellungnahme nach.

Der Hauptverband nahm im Dezember 2007 und das BMGFJ im Jän-
ner 2008 Stellung. Der RH erstattete seine Gegenäußerungen im Feb-
ruar 2008.

Der RH hatte im Jahr 1994 die Gebarung der OÖGKK überprüft1) und 
zahlreiche Verbesserungspotenziale im Bereich der Organisation, des 
Personals, der Außenstellen, der eigenen Einrichtungen und der Ärz-
tegesamtverträge aufgezeigt. Der OÖGKK ist es — nicht zuletzt durch 
die Umsetzung der Empfehlungen des RH — gelungen, das beste Geba-
rungsergebnis aller Gebietskrankenkassen zu erreichen.

1) Reihe Bund 1996/4

Da die WGKK hingegen 2006 den größten Gebarungsabgang aller Kran-
kenversicherungsträger (KV–Träger) auswies, unterzog der RH beide 
Kassen einem näheren Vergleich, um Verbesserungsmöglichkeiten für 
die WGKK aufzuzeigen.

Dazu untersuchte der RH die Entwicklung der beiden Kassen seit 1993, 
um die Auswirkungen der getroffenen Maßnahmen entsprechend beur-
teilen zu können.

 2.1 Die folgenden Abbildungen zeigen das Nettobetriebsergebnis der WGKK 
und der OÖGKK in Prozent ihrer jeweiligen Einnahmen sowie das Rein-
vermögen der beiden Kassen in Mill. EUR.

Prüfungsablauf und 
–gegenstand

Finanzielle Lage

Betriebsergebnis und 
Reinvermögen

Vergleich Wiener Gebietskrankenkasse mit
Oberösterreichischer Gebietskrankenkasse

III-17 der Beilagen XXIV. GP - Bericht - Hauptdokument 13 von 188



6 Bund 2009/1

Finanzielle Lage

Abbildung 1a: Nettobetriebsergebnis in Prozent der Einnahmen
in %
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Abbildung 1b: Reinvermögen
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 2.2 Der RH stellte fest, dass

—  das Nettobetriebsergebnis (in Prozent der Einnahmen) der WGKK 
seit 1995 schlechter als jenes der OÖGKK war,

—  das Nettobetriebsergebnis der WGKK seit 1999 durchgehend nega-
tiv war und

—  seit 2001 auch das Reinvermögen der WGKK negativ war; es betrug 
2006 rd. – 360 Mill. EUR.

 2.3 Laut Stellungnahme der WGKK werde das Reinvermögen Ende 2007 
voraussichtlich rd. – 480 Mill. EUR betragen.

 3.1 Die WGKK konnte bereits ab dem Jahr 1999 nicht mehr die Leistungs-
sicherungsrücklage, die kurzfristige negative Ergebnisse einer Gebiets-
krankenkasse ausgleichen sollte, in der gesetzlich vorgesehenen Höhe 
dotieren; ab 2001 war sie zur Gänze aufgebraucht.

Trotz des negativen Reinvermögens erzielte die WGKK durch die Nut-
zung der Liquiditäts– und Zinsvorteile aus den Treuhandgeldern1) noch 
bis zum Jahr 2005 ein positives Finanzergebnis2). Dadurch konnte die 
WGKK auch langfristige Finanzanlagen mit höherer Verzinsung hal-
ten und zinsgünstige Kredite aufnehmen. Im Jahr 2006 war das Finanz-
ergebnis erstmals negativ.

1)  Die Gebietskrankenkassen heben neben den eigenen Beiträgen unter anderem auch 
die Beiträge für die Pensions–, Unfall– und Arbeitslosenversicherung ein und pro-
fi tieren bis zur Abfuhr dieser Treuhandgelder an die jeweiligen Versicherungsträ-
ger vom Zinsertrag.

2) Saldo aus Vermögenserträgnissen minus Finanzaufwendungen

Konnte die WGKK in den ersten Jahren mit negativem Betriebsergebnis 
ihre Verbindlichkeiten noch überwiegend aus eigenen Mitteln bedienen, 
musste sie ab 2000 in zunehmendem Ausmaß — im Jahr 2006 sogar 
an 363 von 365 Tagen — auf Barvorlagen3) zurückgreifen.

3) kurzfristige Ausleihung zur Sicherung der Liquidität

Barvorlagen und 
Finanzergebnis

Finanzielle Lage Vergleich Wiener Gebietskrankenkasse mit
Oberösterreichischer Gebietskrankenkasse
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Finanzielle Lage

Abbildung 2a: WGKK; Tage mit Barvorlagen
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Abbildung 2b: WGKK; Zinsaufwand und Finanzergebnis
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Die WGKK holte 2003 ein externes Gutachten ein, wonach der Bund 
unter bestimmten Umständen für Ausfälle der WGKK hafte. Trotzdem 
erweiterten bereits 2004 nicht alle Gläubigerbanken das Kreditlimit der 
WGKK. Ende 2006 war die Bundesfi nanzierungsagentur Hauptgläubi-
ger der WGKK mit ca. 70 % der ausstehenden Verbindlichkeiten.

Das Büro der WGKK informierte die Gremien der Selbstverwaltung 
umfassend über die jeweilige fi nanzielle Lage. Die WGKK veröffent-
lichte in den Jahresabschlüssen ein korrektes Abbild ihrer schlechten 
fi nanziellen Lage. Dennoch existierte kein Konzept zur Sanierung aus 
eigenen Mitteln.

 3.2 Die fi nanzielle Lage der WGKK war äußerst besorgniserregend:

(1) Im Jahr 2006 erreichte die Überschuldung ein Niveau, das die 
 Versorgung der Bevölkerung vom guten Willen der Gläubiger, der 
WGKK weitere Kredite einzuräumen, abhängig machte. Ein Kredit, den 
die WGKK heute aufnimmt, kann voraussichtlich nur durch weitere 
Kreditaufnahmen in der Zukunft abgedeckt werden. Dies belastet die 
Versicherten mit zunehmenden Fremdfi nanzierungskosten (laut Rech-
nungsabschluss bzw. Gebarungsvorschau 12 Mill. EUR im Jahr 2006, 
20 Mill. EUR im Jahr 2007, 25 Mill. EUR im Jahr 2008).

(2) Eine Bundeshaftung ist zwar für die Pensionsversicherung (in § 80 
Allgemeines Sozialversicherungsgesetz — ASVG) explizit verankert, 
für die Krankenversicherung jedoch nicht. Laut dem bereits erwähnten 
Gutachten ist die WGKK bei Vorliegen materieller Zahlungsunfähig-
keit konkursfähig und –pfl ichtig. Die Aufnahme von Krediten ist nur 
zulässig, wenn deren Rückzahlung gesichert erscheint.

(3) Maßnahmen zur Sanierung der WGKK können in folgenden Berei-
chen getroffen werden:

—  durch weitere Rationalisierungen im eigenen Wirkungsbereich der 
WGKK,

—  durch Einsparungen bei den Vertragspartnern (insbesondere bei den 
Tarifen für Leistungen der ärztlichen Hilfe),

— durch Dämpfung der Ausgaben für Heilmittel,

— durch entsprechende Maßnahmen des Gesetzgebers.

Finanzielle Lage Vergleich Wiener Gebietskrankenkasse mit
Oberösterreichischer Gebietskrankenkasse
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Der RH empfahl daher der WGKK und dem BMGFJ, umgehend ein 
Sanierungskonzept mit den entsprechenden kurz–, mittel– und lang-
fristigen Maßnahmen zu erstellen, um die fi nanzielle Leistungsfähig-
keit der WGKK nachhaltig zu sichern.

 3.3 Die WGKK betonte, sie habe mit der Streichung der Gewährung frei-
williger Leistungen und der Ausschöpfung des Einsparungspotenzi-
als bei den satzungsmäßigen Leistungen ihren Handlungsspielraum 
im Leistungs recht de facto gänzlich ausgeschöpft. Auch den Verwal-
tungskostendeckel habe sie mit größter Anstrengung eingehalten.

Im Vertragspartnerbereich (insbesondere im Bereich der ärztlichen 
Hilfe) habe sie wiederholt (gegenüber dem Hauptverband bzw. den 
jeweils zuständigen Bundesministerien) die Umsetzung begleitender 
Maßnahmen, wie die leichtere Lösbarkeit von Verträgen und die Ein-
führung einer Altersgrenze von 65 Jahren für die Vertragsärzte, gefor-
dert. Sie betonte, dass es für Einsparungen bei den Tarifen für ärzt-
liche Hilfe einer Einigung mit der Wiener Ärztekammer bedürfe; eine 
solche scheine derzeit zweifelhaft.

Zur Entkräftung des Vorhalts, es hätte kein Konzept zur Sanierung 
der fi nanziellen Lage aus eigenen Mitteln existiert, schloss sie eine 
umfangreiche Aufl istung einnahmen– und ausgabenseitiger Maßnah-
men an, die jedoch Gesetzesänderungen erfordern würden. Sie schlug 
unter anderem

— die Senkung des Umsatzsteuersatzes für Medikamente auf 10 %,

—  die vollständige Abgeltung der Vorsteuerbelastung durch das Gesund-
heits– und Sozialbereich–Beihilfengesetz,

—  die Erhöhung der Einnahmen für Arbeitslose, Zivildiener und gering-
fügig Beschäftigte,

—  die Wiedereinführung des Ruhens von Sachleistungsansprüchen im 
Ausland (ausgenommen EU– bzw. EWR– und Vertragsstaaten),

—  die Senkung der Beiträge der KV–Träger zur Finanzierung der Kran-
kenanstalten sowie

—  den vollen Ersatz des Aufwandes für Wochengeld und In–vitro–Fer-
tilisationen

vor.

Finanzielle Lage
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Die Beiträge der KV–Träger in den Ausgleichsfonds sollten auf 4 % 
ver doppelt werden, der Bund sollte von 2008 bis 2012 jährlich einen 
Beitrag von 100 Mill. EUR an den Ausgleichsfonds leisten. Der Betrieb 
des Hanusch–Krankenhauses sollte im Rahmen der Krankenanstalten-
fi nanzierung als Sachleistung berücksichtigt werden. 

Die WGKK wies ferner darauf hin, dass nach einem von ihr in Auf-
trag gegebenen Gutachten dem Bund die funktionssichernde Finanz-
verantwortung für die gesetzliche Krankenversicherung obliege. Daher 
„wären Finanzierungslücken, die nicht auf andere Weise geschlossen 
werden können, auch vom Bund zu tragen. Andernfalls ginge der sozi-
ale Schutz durch Insolvenz eines Trägers verloren“.

Der Hauptverband wies darauf hin, dass er die fi nanzielle Lage der 
WGKK bereits in Gesprächen mit den zuständigen Ministerien und dem 
Bundeskanzleramt dargestellt habe.

Das BMGFJ betonte, dass die Selbstverwaltung gerade im Sachleistungs-
bereich auf dem Verhandlungsweg mit den Vertragspartnern erhebliche 
Einsparungen bewirken könne. Dieser Handlungsspielraum scheine von 
der WGKK bei Weitem noch nicht ausgeschöpft zu sein. Es teilte die 
Auffassung des RH, dass zwar keine Bundeshaftung für die Kranken-
versicherung bestehe, aber zur Verbesserung der fi nanziellen Lage der 
Gebietskrankenkassen nachhaltige Maßnahmen notwendig seien.

 3.4 Der RH vermisste in der umfangreichen Aufl istung der Sanierungsvor-
schläge der WGKK Maßnahmen, die sie selbst im eigenen Wirkungs-
bereich umsetzen könnte.

Ein Nachweis der WGKK, die Finanzierungslücken nicht anders als 
durch Maßnahmen des Bundes schließen zu können, lag nicht vor.

Finanzielle Lage Vergleich Wiener Gebietskrankenkasse mit
Oberösterreichischer Gebietskrankenkasse
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 4.1 Annähernd der gesamte Unterschied im Betriebsergebnis der beiden 
Gebietskrankenkassen wurde durch die höheren Ausgaben für ärzt-
liche Hilfe und Heilmittel bei der WGKK verursacht:

Die WGKK verfügte zwar je Anspruchsberechtigten um rd. 108 EUR 
höhere Einnahmen als die OÖGKK, gab aber um 106 EUR mehr für ärzt-
liche Hilfe und um rd. 71 EUR mehr für Heilmittel aus; daraus entstand 
im Jahr 2006 ein Mehraufwand von insgesamt rd. 260 Mill. EUR.

 4.2 Der RH stellte fest, dass das daraus entstandene negative Ergebnis 
durch die übrigen Ausgabenpositionen nicht mehr wesentlich verän-
dert wurde. Daher unterzog er die Ausgabenpositionen ärztliche Hilfe 
und Heilmittel einer genaueren Analyse.

Höhere Ausgaben
für ärztliche Hilfe 
und Heilmittel

Ursachen der Finanzprobleme
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Abbildung 3: Differenz zwischen WGKK und OÖGKK je Anspruchsberechtigten 2006
(in EUR)

1) Differenz aus Umsatzsteuer minus Beihilfe gemäß Gesundheits– und Sozialbereich–Beihilfengesetz
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 5.1 Die folgenden Abbildungen stellen die unterschiedliche Entwicklung 
der Ausgaben für ärztliche Hilfe je Versicherten und für Heilmittel je 
Versicherten bei der WGKK und der OÖGKK dar:

Höhere Ausgaben-
steigerung

Ursachen der Finanzprobleme Vergleich Wiener Gebietskrankenkasse mit
Oberösterreichischer Gebietskrankenkasse

Abbildung 4a: Ärztliche Hilfe je Versicherten
in EUR
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Abbildung 4b: Heilmittel je Versicherten
in EUR
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Zwischen 1993 und 2006 stiegen die Ausgaben je Versicherten für ärzt-
liche Hilfe bei der WGKK um 54,9 %, bei der OÖGKK nur um 37,5 %; 
die Ausgaben je Versicherten für Heilmittel stiegen bei der WGKK um 
148,4 %, bei der OÖGKK um 121,7 %.

Im gleichen Zeitraum erhöhte sich die Anzahl der Versicherten in Ober-
österreich um 17 %, in Wien um 3 %. Der höhere Zuwachs an Ver-
sicherten begünstigte die OÖGKK, weil neue Versicherte niedrigere 
Behandlungskosten verursachen und damit die durchschnittlichen 
Behandlungskosten senken.

 5.2 Der RH bewertete die höhere Steigerung der Ausgaben für ärztliche Hilfe 
und Heilmittel bei der WGKK gegenüber der OÖGKK mit rd. 120 Mill. 
EUR (2006).1) Davon waren aber rd. 40 Mill. EUR auf die ungünstige 
Entwicklung der Versichertenanzahl zurückzuführen.

1) ärztliche Hilfe: 67,5 Mill. EUR; Heilmittel 54 Mill. EUR

Die Ausgaben der WGKK wären somit im Jahr 2006 um rd. 80 Mill. 
EUR niedriger gewesen, wenn es ihr gelungen wäre, den Anstieg der 
Ausgaben für ärztliche Hilfe und Heilmittel in einem Ausmaß wie die 
OÖGKK zu begrenzen.

Der RH empfahl daher der WGKK die Nutzung dieses Potenzials.

 6.1 Die Ausgaben für ärztliche Hilfe je Anspruchberechtigten waren bei 
der WGKK 2006 — wie bereits erwähnt — um 106 EUR höher als bei 
der OÖGKK. Eine exakte Zuordnung zu bestimmten Krankheiten und 
deren Häufi gkeit war nicht möglich, weil die beiden Gebietskranken-
kassen über keine entsprechenden Daten verfügten.

 6.2 Wie der RH gemeinsam mit den geprüften Stellen feststellte, begrün-
deten sich diese 106 EUR je Anspruchsberechtigten wie folgt:

—  Rd. 41 EUR waren auf die unterschiedlichen Kosten je Fall zurückzu-
führen.2) Die Kosten je Fall geben wieder, was die Versorgung eines 
Patienten bei einem bestimmten Arzt in einem Quartal kostet3);

2)  Diese Kosten setzen sich aus einer Fallpauschale und gesondert verrechenbaren Ein-
zelleistungen zusammen. Bei der WGKK und der OÖGKK ist die Struktur der Ver-
gütung nicht ident; teilweise werden in einer Kasse Leistungen gesondert vergütet, 
die bei der anderen Kasse in der Fallpauschale enthalten sind.

3)  So kostete z.B. die Versorgung eines Falles bei einem Facharzt für Augenheilkunde 
bei der WGKK im Schnitt 46 EUR, bei der OÖGKK 36 EUR.

Ursachen für höhere 
Kosten je Anspruchs-
berechtigten

Ursachen der Finanzprobleme

Benchmarking ärztliche Hilfe
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—  Rd. 34 EUR entfi elen auf die unterschiedliche Struktur der Inan-
spruchnahme der Ärzte. Bei der WGKK wurden mehr Patienten zu 
technischen Fachärzten (z.B. Labor, Radiologie) überwiesen.1) Die 
durchschnittlichen Folgekosten eines Falles waren daher für die 
WGKK um ca. 31 EUR je Anspruchsberechtigten höher als für die 
OÖGKK. Außerdem nahmen die Patienten der WGKK mehr (teurere) 
Fachärzte und weniger (billige) Allgemeinmediziner in Anspruch als 
die der OÖGKK2);

1) Für den Besuch eines technischen Facharztes ist eine Überweisung notwendig. Die 
Überweisungsquote lag in Wien bei 52 %, in Oberösterreich bei 36 %.

2) Bei der WGKK wurde in 53 % aller Fälle ein Facharzt in Anspruch genommen, bei 
der ÖGKK in 38 %.

—  Rd. 31 EUR waren darauf zurückzuführen, dass die Anspruchsbe-
rechtigten der WGKK mehrere Ärzte — und noch dazu häufi ger — 
als die der OÖGKK in Anspruch nahmen.

Der RH wies darauf hin, dass die Faktoren, die unmittelbar auf die Pati-
enten zurückgehen (Anzahl Patienten je Anspruchsberechtigten, Fälle 
je Patient) nur rd. 30 % des Unterschiedes (31 EUR) erklärten.

Der RH verkannte nicht, dass eine höhere Krankheitsrate bzw. schwerere 
Erkrankungen auch mehr technische Untersuchungen oder mehr Leis-
tungen je Fall notwendig machen und damit höhere Kosten je Fall 
verursachen können. Insbesondere die Unterschiede im Betrag je Fall 
innerhalb derselben Facharztgruppen und die Unterschiede bei den 
technischen Folgekosten wiesen aber auf unterschiedliche Wirtschaft-
lichkeit hin.

Der RH regte daher gegenüber der WGKK, der OÖGKK sowie dem 
Hauptverband an, standardisierte Diagnosen und einheitliche Behand-
lungsrichtlinien zu erstellen, um eine eindeutige Ursachenanalyse der 
höheren Kosten zu ermöglichen.

 6.3 Laut Stellungnahme der WGKK führe die leichtere Erreichbarkeit und 
höhere Facharztdichte in Wien zu einer immer häufi geren direkten 
Inanspruchnahme und damit auch zu höheren Kosten. Innsbruck, Linz 
und Salzburg hätten sogar eine noch höhere Vertrags(fach)arztdichte 
als Wien; bei den übrigen KV–Trägern würde dieser so genannte Groß-
stadtfaktor jedoch durch die außerhalb der Ballungsräume liegenden 
Strukturen egalisiert. Außerdem führe die höhere Ärztedichte in Wien 
z.B. bei Diabetes zu früheren Spitalsentlassungen und damit zu höheren 
Nachsorgekosten im niedergelassenen Bereich.

Benchmarking ärztliche Hilfe Vergleich Wiener Gebietskrankenkasse mit
Oberösterreichischer Gebietskrankenkasse
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 6.4 Da die durchschnittliche Aufenthaltsdauer bei Diabetes in Wien 13,29 Tage 
beträgt, in Oberösterreich hingegen nur 10,03 Tage1), waren für den RH 
die behaupteten früheren Spitalsentlassungen in Wien nicht nachvoll-
ziehbar.

1) Rieder, A., et al., Österreichischer Diabetesbericht 2004, Wien, S. 83

 7.1 Die Ärztekostenstatistik des Hauptverbandes gibt einen Überblick 
über die Anzahl der abgerechneten Fälle, der Vertragsärzte und deren 
Umsätze mit den KV–Trägern.

 7.2 Der RH stellte im Zuge seiner Überprüfung fest, dass die höheren Kos-
ten je Fall bei der WGKK zu den Mehrausgaben für ärztliche Hilfe bei-
tragen.

 7.3 Laut Stellungnahme der WGKK seien die höheren Kosten je Fall bei der 
WGKK nur durch die Fachgruppe Augenheilkunde belegt. Wie die Ärz-
tekostenstatistik des Hauptverbandes über alle „§ 2–Kassen“2) zeige, 
relativiere sich dieser Unterschied bei Betrachtung des Durchschnitts 
über alle Sparten.

2) Gebietskrankenkassen, Betriebskrankenkassen, Sozialversicherungsanstalt der Bauern

 7.4 Der RH entgegnete, dass die Ärztekostenstatistik für einen Vergleich 
der Kosten je Fall zwischen der WGKK und OÖGKK nicht geeignet ist. 
Sie führte zu Fehlentwicklungen, wie den vom RH aufgezeigten über-
höhten Preisen für einzelne Leistungen in Wien. Wie der RH im Zuge 
seiner Prüfung gemeinsam mit den betroffenen Abteilungen der bei-
den Gebietskrankenkassen und des Hauptverbandes erarbeitete, weist 
die genannte Statistik einige Verzerrungen auf.

Nach der Ärztekostenstatistik 2006 waren die Fallwerte über alle Fach-
gruppen hinweg nahezu gleich (44,11 EUR bei der WGKK, 44,32 EUR 
bei der OÖGKK). Der geringfügige Unterschied von 0,21 EUR im durch-
schnittlichen Fallwert vergrößerte sich aber, wenn folgende Faktoren 
berücksichtigt wurden:

—  Die Fallzahlen und Fallkosten waren vor allem wegen der technischen 
Fächer nicht vergleichbar. So führten z.B. in Oberösterreich Allge-
meinmediziner oder Internisten viel öfter als in Wien Labor– oder 
Röntgenuntersuchungen selbst durch. Dies bedeutete, dass die Be-
handlung des Patienten und deren gesamte Kosten als ein Fall erfasst 
wurden.

Ärztekostenstatistik

Benchmarking ärztliche Hilfe
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Hingegen wurden Untersuchungen eines Patienten im Labor oder 
durch Röntgen nach Überweisungen in der Ärztekostenstatistik 
jeweils als ein weiterer Fall gezählt. Somit ergab sich im Schnitt in 
Wien für die gleiche Betreuung eines Patienten ein niedrigerer Fall-
wert; nicht, weil die Behandlung günstiger erfolgte, sondern weil 
deren Kosten auf mehrere Fälle aufgeteilt wurden. Dieser Effekt ver-
größerte den Unterschied um rd. 2 EUR je Fall.

—  Die Ärztekostenstatistik erfasste nicht nur die Kosten und Fallzahlen 
der jeweiligen Gebietskrankenkasse (WGKK bzw. OÖGKK), sondern 
alle im jeweiligen Bundesland abgerechneten Leistungen für die § 2–
Kassen. Für diese galten aber (insbesondere für die Sozialversiche-
rungsanstalt der Bauern) teilweise erheblich andere Bedingungen. 
Andererseits wurden die Kosten für Behandlungen, die zu Lasten des 
jeweiligen KV–Trägers in einem anderen Bundesland (z.B. für Pend-
ler) erbracht wurden, in der Ärztekostenstatistik nicht erfasst. Dieser 
Effekt vergrößerte den Unterschied um rd. 3,10 EUR je Fall.

—  Schließlich waren zur Herstellung der Vergleichbarkeit zwischen 
der WGKK und der OÖGKK Bereinigungen aufgrund von Einmal-
zahlungen und Treueprämien sowie bei Leistungen der Pathologie, 
der Vorsorgeuntersuchungen und des Mutter–Kind–Passes erforder-
lich. Diese wurden in der Ärztekostenstatistik zwar mit den Kosten, 
nicht aber in der Fallzählung berücksichtigt. Dieser Effekt vergrö-
ßerte den Unterschied um ca. 2,30 EUR je Fall.

Im Ergebnis lagen die tatsächlichen Fallwerte im Schnitt über alle 
Fachgruppen hinweg in Wien bei rd. 44,50 EUR und in Oberöster-
reich bei 37,30 EUR; bei der WGKK war der Fallwert somit um 19 % 
höher als bei der OÖGKK.

Der RH empfahl daher der WGKK, der OÖGKK sowie dem Hauptver-
band, das beim Hauptverband im Dezember 2007 eingesetzte Vertrags-
partner–Controlling mit der Durchführung entsprechender Tarifaus-
wertungen zu beauftragen.

Benchmarking ärztliche Hilfe Vergleich Wiener Gebietskrankenkasse mit
Oberösterreichischer Gebietskrankenkasse
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 8.1 Der RH untersuchte für das Jahr 2006 jene Leistungen, die 80 % des 
Aufwandes in den einzelnen Fachgruppen ausmachten. Dabei stellte 
er die Tarife bzw. Preise jener Leistungen der WGKK und der OÖGKK 
einander gegenüber, die vergleichbar waren.

 8.2 Der RH stellte fest, dass sich für die WGKK bei vergleichbaren Tarif-
positionen aufgrund höherer Tarife und fehlender Gesamtausgabenbe-
grenzungen insgesamt Mehrkosten von 27,9 Mill. EUR ergaben. Beson-
ders auffällig waren folgende Unterschiede:

(1) Fachärzte für Augenheilkunde:

—  Die WGKK vergütete für Augendruckmessungen 9,60 EUR; die 
OÖGKK 2,74 EUR.

—  Eine Hornhautuntersuchung kostete die WGKK im Schnitt 4,48 EUR; 
die OÖGKK 3,67 EUR.

Unter Berücksichtigung der jeweiligen Häufi gkeit dieser zwei Positio-
nen ergab sich daraus für die WGKK ein Mehraufwand von rd. 2,4 Mill. 
EUR.

(2) Schnittbilddiagnostik: Die tatsächlich ausbezahlten durchschnitt-
lichen Vergütungen für Computertomographie– und Magnetresonanz–
Untersuchungen lagen in Wien (mit 105 bzw. 155 EUR) deutlich höher 
als in Oberösterreich (mit 97 bzw. 129 EUR).1) Daraus ergab sich für 
die WGKK ein Mehraufwand von rd. 2,7 Mill. EUR.

1) jeweils ohne Kontrastmittel

(3) Die Leistung „Befundbericht“ war bei der WGKK mit 14,08 EUR 
mehr als doppelt so teuer wie in Oberösterreich (je nach Fachgruppe 
unterschiedliche Tarife zwischen 5,80 und 6,60 EUR). Dieser Preisun-
terschied kostete die WGKK rd. 2,5 Mill. EUR. 

(4) Bei Internisten waren zwar die Tarife für Ergometrie2) mit rd. 67 EUR 
in Wien bzw. mit 62 EUR in Oberösterreich ähnlich, tatsächlich bezahlte 
die OÖGKK jedoch nur 45 EUR, weil sich Deckelungsregelungen im 
Schnitt mit rd. 40 % auswirkten. So ergab sich ein Mehraufwand für 
die WGKK von rd. 0,9 Mill. EUR.

2) stufenförmig ansteigender körperlicher Belastungstest

Preisunterschiede

Benchmarking ärztliche Hilfe
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(5) Bei Radiologen bezahlte die WGKK für eine (doppelseitige) Mammo-
grafi e1) 76 EUR; die OÖGKK für eine einseitige Mammografi e 27 EUR 
(für eine doppelseitige Mammografi e entspricht das 54 EUR). Daraus 
ergab sich für die WGKK ein Mehraufwand von rd. 2,7 Mill. EUR.

1) spezielle Röntgenuntersuchung der Brust

(6) Das Fallpauschale lag bei der OÖGKK zwischen 11,21 EUR (bei 
Orthopäden) und 17,4 EUR (bei Neurologen und Psychiatern), bei der 
WGKK hingegen generell bei 17,5 EUR. Daraus ergab sich für die WGKK 
ein Mehraufwand von insgesamt 7,5 Mill. EUR.

Der RH empfahl der WGKK, geeignete Maßnahmen zur Tarifsenkung 
in jenen Bereichen zu ergreifen, in denen sie höhere Preise für ver-
gleichbare Leistungen bezahlte.

 8.3 Die WGKK wies darauf hin, dass die Honorarordnungen hinsichtlich 
der Art und Anzahl der Leistungspositionen unterschiedlich struktu-
riert seien; die Preisunterschiede ergäben sich vor allem aus den in 
Oberösterreich üblichen Gesamtausgabenbegrenzungen.

 8.4 Der RH forderte die WGKK auf, das in den Gesamtausgabenbegren-
zungen liegende Einsparungspotenzial zu nützen.

 9.1 Nach § 342 Abs. 2 ASVG ist die Vergütung der Tätigkeit von Ver-
tragsärzten grundsätzlich nach Einzelleistungen zu vereinbaren. Die 
Gesamtverträge sollen aber auch eine Begrenzung der Ausgaben der 
KV–Träger für die vertragsärztliche Tätigkeit enthalten.

Sowohl die WGKK als auch die OÖGKK vereinbarten bei einzelnen 
Positionen der Honorarordnungen mengenmäßige Limitierungen. Die 
OÖGKK sah jedoch darüber hinaus — entsprechend einer Empfehlung 
des RH aus 1994 — eine degressive Grundleistungsvergütung sowie 
eine Honorarsummenbegrenzung vor. Im Schnitt über alle Vertrags-
ärzte wirkten sich diese „Deckelungen“ im Jahr 2006 mit rd. 16 % oder 
insgesamt 28,8 Mill. EUR preisreduzierend aus.

 9.2 Nach Ansicht des RH waren diese „Deckelungen“ im Hinblick auf die 
Kostenwahrheit (Fixkostendegression) betriebswirtschaftlich gerecht-
fertigt; sie stellten eine wesentliche Ursache für die niedrigeren Kosten 
je Fall der OÖGKK im Vergleich zur WGKK dar. Da sie kostendämp-
fend wirkten, empfahl der RH der WGKK, in ihren Verträgen entspre-
chende Honorarsummenbegrenzungen zu vereinbaren.

Gesamtausgaben-
begrenzung

Benchmarking ärztliche Hilfe Vergleich Wiener Gebietskrankenkasse mit
Oberösterreichischer Gebietskrankenkasse

III-17 der Beilagen XXIV. GP - Bericht - Hauptdokument 27 von 188



20 Bund 2009/1

 9.3 Laut Stellungnahme der WGKK habe sie bislang Forderungen nach 
Degressionen und Honorarsummenbegrenzungen in den Verhandlungen 
mit der Ärztekammer nicht durchsetzen können.

 9.4 Der RH erwiderte, dass auch die OÖGKK in ihrer damaligen Stellung-
nahme auf die Schwierigkeiten hingewiesen hatte, mit der Ärztekam-
mer solche Gesamtausgabenbegrenzungen zu vereinbaren.

 10.1 Der RH untersuchte weiters die Häufi gkeiten von ärztlichen Leistun-
gen, die zwischen den beiden Kassen vergleichbar waren.

 10.2 Bei einigen Leistungen war auffallend, dass die Zahl der verrechne-
ten Leistungen je Anspruchsberechtigten zwischen der WGKK und der 
OÖGKK stark abwich. Für die WGKK ergab sich daraus ein Mehrauf-
wand von insgesamt rd. 17,4 Mill. EUR.

—  Die WGKK bezahlte fast dreimal so viele Infi ltrationen je Anspruchs-
berechtigten wie die OÖGKK. Der Preis je Infi ltration betrug im 
Schnitt in Wien 12,80 EUR, in Oberösterreich nur 9,40 EUR. Die 
höhere Frequenz verursachte bei der WGKK einen Mehraufwand von 
rd. 4,7 Mill. EUR, die höheren Preise weitere 650.000 EUR.

—  Bei Hals–Nasen–Ohren–Ärzten bezahlte die WGKK jede Cerumen1)–
Entfernung mit 5,12 EUR, die OÖGKK nur eine technisch schwie-
rige mit 2,81 EUR. Das Fallpauschale betrug in Wien 17,50 EUR, 
in Ober österreich nur 15,94 EUR, obwohl damit auch die einfache 
Cerumen–Entfernung abgegolten war. Die höhere Frequenz verur-
sachte bei der WGKK einen Mehraufwand von rd. 1 Mill. EUR, die 
höheren Preise weitere 170.000 EUR.

1) Ohrenschmalz

—  Die Preise für Laborleistungen waren bei der WGKK niedriger als 
bei der OÖGKK. So wurde z.B. ein komplettes Blutbild in Wien mit 
3,20 EUR, in Oberösterreich mit 4,55 EUR verrechnet. Ein PSA2)–
Test kostete die WGKK 5,56 EUR, die OÖGKK 9,10 EUR. Allerdings 
verrechneten die Wiener Laborfachärzte mit 6,6 Leistungen je 
Anspruchsberechtigten erheblich mehr Untersuchungen als jene in 
Oberösterreich (1,9 Leistungen je Anspruchsberechtigten).

2) prostataspezifi sches Antigen

Frequenzunterschiede
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Im Ergebnis lag die Honorarsumme je Anspruchsberechtigten in 
Wien (14,70 EUR) deutlich über jener in Oberösterreich (6,70 EUR). 
Bei rd. 1,5 Mill. Anspruchsberechtigten ergab sich daraus ein Mehr-
aufwand von insgesamt 11,7 Mill. EUR.

Der RH empfahl den beiden Kassen sowie dem Hauptverband, die 
beschriebenen Unterschiede in den Frequenzen der einzelnen analy-
sierten Leistungen auf ihre medizinische Notwendigkeit hin zu unter-
suchen und zum Anlass für tarifl iche Verbesserungen bzw. Festlegung 
von Behandlungsstandards in den Gesamtverträgen zu nehmen.

 10.3 Laut Stellungnahme der WGKK sei dieser die hohe Anzahl an Infi ltra-
tionen bekannt gewesen. Eine Änderung des HNO–Tarifs habe sie bis-
lang nicht durchsetzen können.

Die OÖGKK führte einen Teil ihres Erfolges auf die Arbeit ihrer 1992 
bzw. 1993 eingerichteten Organisationseinheiten Behandlungsökono-
mie und Controlling zurück.

 11.1 Während z.B. bei der OÖGKK Urologen für Ultraschalluntersuchungen 
einen Fallzuschlag von 10,22 EUR erhielten, konnte bei der WGKK für 
jede einzelne Ultraschalluntersuchung ein Betrag von 15,18 EUR ver-
rechnet werden. Bei der WGKK wurde in 117 % der Fälle1) eine Ultra-
schalluntersuchung verrechnet. Der Mehraufwand summierte sich für 
die WGKK auf rd. 1,2 Mill. EUR.

1) z.B. wegen einer nochmaligen Untersuchung

 11.2 Der RH empfahl beiden Kassen sowie dem Hauptverband, die jewei-
ligen Systeme der Vergütung regelmäßig zu vergleichen, auf ihre Aus-
wirkungen hin zu untersuchen und bewährte Vergütungsformen ver-
stärkt einzusetzen.

 11.3 Laut Stellungnahme der WGKK seien die Auswirkungen etwaiger Pau-
schalierungen derzeit nicht bekannt; an einem trägerübergreifenden 
Vertragspartner–Controlling werde gearbeitet.

Das BMGFJ wies darauf hin, dass mit dem Beschluss des Hauptver-
bandes vom 11. Dezember 2007, ein Vertragspartner–Controlling ein-
zuführen, seiner langjährigen Forderung entsprochen worden sei.

Pauschalierungen

Benchmarking ärztliche Hilfe Vergleich Wiener Gebietskrankenkasse mit
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 12.1 Laut Ärztekostenstatistik 2005 war die Ärztedichte (Vertragsärzte je 
10.000 Anspruchsberechtigte) in Wien bei den Fachärzten wesentlich 
höher als in Oberösterreich; nur bei den Allgemeinmedizinern lag sie 
um 5 % darunter:

— allgemeine Fachärzte + 57 %

— Radiologen + 250 %

— Allgemeinmedizin – 5 %

Im Schnitt lag die Zahl der von Allgemeinmedizinern und allgemeinen 
Fachärzten zu betreuenden Anspruchsberechtigten in Oberösterreich 
um 25 % höher als in Wien, die Zahl der Fälle um 15 %.1)

1)  Anders war die Situation bei Orthopäden: So entfi elen z.B. in Wien auf einen Ortho-
päden 16.800 Anspruchsberechtigte, in Oberösterreich rd. 40.900, also um 143 % 
mehr. Allerdings suchten rd. 14 % der Anspruchsberechtigten der WGKK, aber nur 
6 % der Anspruchsberechtigten der OÖGKK einen Orthopäden auf. Ein Wiener 
Orthopäde hatte im Schnitt rd. 4.000 Fälle zu betreuen, ein oberösterreichischer 
Orthopäde rd. 3.600.

Den Unterschieden in der Ärztedichte trugen die beiden Kassen inso-
fern Rechnung, als die OÖGKK die Anzahl der Vertragsärzte von 1999 
auf 2007 um rd. 4 % erhöhte, während die WGKK die Anzahl ihrer 
Vertragsärzte aufgrund einer entsprechenden Regelung im Gesamtver-
trag 2004 um 3 % reduzierte.

Diese Reduktion konnte jedoch nur durch das Nicht–Nachbesetzen 
pensionsbedingt frei werdender Stellen erfolgen, weil eine vorzeitige 
Beendigung von Einzelverträgen nur in gesetzlich genau geregelten 
Einzelfällen2) möglich ist. Der Hauptverband führte dazu im Rahmen 
der Begutachtung zu einer ASVG–Novelle im April 2007 aus, dass eine 
Lockerung dieses Kündigungsschutzes wünschenswert sei.

2)  insbesondere bei Verurteilung zu einer mehr als einjährigen Freiheitsstrafe nach 
§ 343 Abs. 2 Z 4 ASVG

 12.2 Unter Hinweis auf die hohe Ärztedichte bei Fachärzten in Wien emp-
fahl der RH der WGKK, ihren Stellenplan für Vertragsärzte weiter im 
Sinne des Gesamtvertrages 2004 zu optimieren, zumal die Betreuung 
beim Allgemeinmediziner wesentlich niedrigere Kosten als beim Fach-
arzt verursacht.3)

3)  Fallwert (2006) in Wien: Allgemeinmediziner: 39,12 EUR, allgemeiner Facharzt: 
56,55 EUR.

Angebotsplanung und 
Ärztedichte

Benchmarking ärztliche Hilfe
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Im Übrigen erachtete er die Gewährung der Unkündbarkeit für einen 
Selbstständigen angesichts der Flexibilisierungsbestrebungen in allen 
Bereichen des Arbeitsmarktes als nicht mehr zeitgemäß. Er empfahl 
daher den beiden Kassen bzw. dem Hauptverband wiederholt1), Einzel-
verträge nur zeitlich befristet unter Einräumung des Rechts auf Ver-
tragsverlängerung (Reakkreditierung) für den Fall des vertragskon-
formen Verhaltens abzuschließen.

1) Reihe Bund 2004/7

 12.3 Laut Stellungnahme der WGKK werde sie ihre Bemühungen zur Opti-
mierung der Planstellen weiter fortsetzen. Eine Lockerung des Kündi-
gungsschutzes sei unabdingbar.

Der Hauptverband unterstützte die Ausführungen des RH und berichtete 
über einen aktuellen Fall, in dem der Einzelvertrag trotz strafgericht-
licher Verurteilung (wegen schweren sexuellen Missbrauchs Unmün-
diger) nicht gelöst werden konnte, weil das Strafgericht eine bedingte 
Nachsicht dieser zivilrechtlichen Konsequenz erteilte.

 12.4 Im Hinblick auf die Ausführungen der WGKK und des Hauptverbandes 
hielt der RH seine Empfehlung zur Lockerung des Kündigungsschutzes 
aufrecht.

Benchmarking ärztliche Hilfe Vergleich Wiener Gebietskrankenkasse mit
Oberösterreichischer Gebietskrankenkasse
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 13.1 Die Heilmittelkosten bezogen auf einen Versicherten entwickelten sich 
in den Jahren von 1993 bis 2006 wie folgt:

 13.2 Der RH wies darauf hin, dass bereits 1993 die Heilmittelkosten je Ver-
sicherten der WGKK höher waren als jene der OÖGKK. Der Unterschied 
nahm bis 2006 jedoch weiter zu: 1993 betrug er 18 %, 2006 bereits 
32 %.

 14.1 (1) Der RH untersuchte die Heilmittelkosten je Anspruchsberechtigten 
im Jahr 2006 und stellte fest, dass diese bei der WGKK um rd. 77 EUR 
höher waren als bei der OÖGKK.

Davon betrafen rd. 26 EUR (rd. 34 %) Bereiche, in denen nach Ansicht 
beider Kassen die Krankheitshäufi gkeit in Wien höher war als in Ober-
österreich („Sonderindikationen“).

Heilmittel

Entwicklung der
Heilmittelkosten

Heilmittelkosten
je Anspruchs-
berechtigten

Abbildung 5: Entwicklung der Heilmittelkosten je Versicherten 1993 bis 2006
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51 EUR entstanden in anderen Indikationsgruppen: davon waren rd. 
16 EUR auf höhere Kosten je Patient und rd. 35 EUR auf einen höheren 
Anteil von Patienten zurückzuführen.

(2) Die Kosten je Patient waren bei der WGKK in 55 Indikationsgrup-
pen höher als bei der OÖGKK, in 26 Indikationsgruppen dagegen bil-
liger. Im Ergebnis verursachten die Unterschiede in den Kosten je Pati-
ent einen Mehraufwand für die WGKK von 23 Mill. EUR. Die Hälfte 
dieses Mehraufwandes entstand in nur vier Indikationsgruppen; dort 
waren die Kosten je Anspruchsberechtigten um 12 % bis 29 % höher 
als bei der OÖGKK.

(3) In 66 Indikationsgruppen war die Patientenanzahl bei der WGKK 
höher, weil ein höherer Prozentsatz der Anspruchsberechtigten als bei 
der OÖGKK die entsprechenden Medikamente erhielt; in 15 Gruppen 
war sie niedriger. Daraus resultierten Mehrkosten von 52 Mill. EUR. 
Fast 40 % dieser Mehrkosten entstanden in ebenfalls vier Indikations-
gruppen. So erhielten z.B. in Wien 60 % mehr Patienten je Anspruchs-
berechtigten lipidsenkende Mittel1) verschrieben als bei der OÖGKK.

1) Lipidsenker senken die Blutfette

Heilmittel Vergleich Wiener Gebietskrankenkasse mit
Oberösterreichischer Gebietskrankenkasse

andere Indikationen
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Heilmittelkosten je
Anspruchsberechtigten
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16

Patientenanzahl

35

ohne Saldierung mit Rezeptgebühren und ohne Umsatzsteuer; Quelle: Pegasus

Abbildung 6: Differenz der Heilmittelkosten je Anspruchsberechtigten der
WGKK und der OÖGKK (in EUR)

III-17 der Beilagen XXIV. GP - Bericht - Hauptdokument 33 von 188



26 Bund 2009/1

(4) Beim Generikaanteil1) lag die OÖGKK knapp vor der WGKK an der 
Spitze aller Gebietskrankenkassen.

1)  Ein Generikum ist eine wirkstoffgleiche Kopie eines ehemals patentgeschützten 
Arzneimittels.

 14.2 Der RH anerkannte die höhere Belastung der WGKK durch die Son-
derindikationen, wies aber darauf hin, dass zwei Drittel des Unter-
schieds in den Kosten je Anspruchsberechtigten (rd. 51 EUR) nicht 
durch die Sonderindikationen erklärt wurden.

Er empfahl, auch über die Verschreibung von Generika hinaus auf die 
Verordnung kostengünstiger Heilmittel in angemessener Dosierung 
hinzuwirken und für die Verschreibung von Medikamenten entspre-
chende Therapieempfehlungen — unter Berücksichtigung moderner 
Behandlungsstandards — zu erstellen.

 14.3 Die WGKK wies auf die höhere Anzahl medikamentös behandelter Patien-
ten hin.

 14.4 Der RH hielt seine Empfehlung hinsichtlich der Erstellung entspre-
chender Therapieempfehlungen unter Berücksichtigung moderner 
Behandlungsstandards aufrecht. Er wies überdies darauf hin, dass die 
WGKK im Zuge der Gebarungsüberprüfung bei einigen Indikations-
gruppen Verbesserungs– und damit Einsparungspotenzial einräumte.

 15.1 Die WGKK gewährte — nach entsprechenden Aufforderungen des BMGF 
— bereits seit 2006 keinerlei freiwillige Leistungen bzw. satzungsmä-
ßige Mehrleistungen. Sie bewertete die dadurch erzielten Einsparungen 
mit rd. 15 Mill. EUR jährlich.2)

2)  Rücknahme des Krankengeldes auf 52 Wochen: 6,3 Mill. EUR; Erhöhung der Zuzah-
lung durch Patienten bei Kunststoffzahnprothesen: 5,1 Mill. EUR; Einstellung der 
Maßnahmen zur Festigung der Gesundheit: 1,2 Mill. EUR; höhere Kostenbeteili-
gung der Patienten bei Transportkosten: 1,1 Mill. EUR; geringerer Ersatz für Kon-
taktlinsen: 0,9 Mill. EUR; sonstige Maßnahmen: 0,2 Mill. EUR.

 15.2 Die WGKK kam damit den entsprechenden Empfehlungen des BMGF 
nach.

Sonstiges

Ermessensausgaben

Heilmittel
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 16.1 Seit der Einführung der „neuen“ Spitalsfi nanzierung ab 1997 kam es 
in Wien vermehrt zu Auslagerungen der für die OP–Freigabe erfor-
derlichen Untersuchungen (insbesondere Labor, Röntgen) in den nie-
dergelassenen Bereich. Die WGKK stellte aufgrund entsprechend 
gekennzeichneter Abrechnungsunterlagen fest, dass sie im Jahr 2006 
insgesamt für 67.519 ASVG–Versicherte Leistungen der präoperativen 
Diagnostik im Umfang von rd. 10 Mill. EUR abrechnete. Davon war sie 
für 43.884 Versicherte selbst leistungszuständig; ihr Aufwand betrug 
rd. 7 Mill. EUR.

In Oberösterreich waren solche Auslagerungen nicht nachweisbar.

 16.2 Der RH merkte an, dass die Kosten für die präoperative Diagnostik 
rd. 10 % des Bilanzverlustes der WGKK ausmachten; die WGKK sollte 
daher entsprechende Maßnahmen ergreifen.

 16.3 Laut Stellungnahme der WGKK bleibe abzuwarten, wie das in der Art. 15a 
B–VG–Vereinbarung betreffend die Krankenanstaltenfi nanzierung für 
die Jahre 2009 und 2012 nunmehr verankerte Prinzip „Geld folgt Leis-
tung“ umgesetzt wird.

Laut Mitteilung des Hauptverbandes werde dieser im Rahmen der Voll-
ziehung der gegenständlichen Vereinbarung auf einen Ausgleich die-
ser Belastung dringen.

Laut Stellungnahme des BMGFJ habe die WGKK die entsprechenden 
Maßnahmen abzuleiten.

Präoperative
Diagnostik

Sonstiges Vergleich Wiener Gebietskrankenkasse mit
Oberösterreichischer Gebietskrankenkasse
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 17.1 Der Verwaltungsaufwand je Versicherten entwickelte sich wie folgt:

Obwohl der Verwaltungsaufwand der WGKK seit 2004 sank, war im 
Jahr 2006 der Verwaltungsaufwand je Anspruchsberechtigten bei der 
WGKK noch um rd. 7 EUR höher als bei der OÖGKK.

War 1993 der Verwaltungsaufwand je Versicherten bei der WGKK noch 
niedriger als bei der OÖGKK, kehrte sich dieses Verhältnis ab 1999 
um. Im Jahr 2006 betrug der (Netto)Verwaltungsaufwand der WGKK 
54,2 Mill. EUR, jener der OÖGKK 34,8 Mill. EUR.

 17.2 Der RH führte diese Trendwende auf die erfolgreiche Umsetzung der 
von ihm empfohlenen Reorganisationsmaßnahmen zurück. Mit diesen 
verfolgte die OÖGKK das Ziel, im Jahr 2000 die besten Kennzahlen 
aller Gebietskrankenkassen zu erreichen. Der RH empfahl der WGKK, 
weiter Maßnahmen zur Verringerung der Verwaltungskosten zu treffen.

 17.3 Laut Stellungnahme der WGKK sei ihr Versichertenstand seit 1993 nur 
um 3 % gestiegen; der viel größere Zuwachs bei der OÖGKK (17 %) 
habe eine enorme Fixkostendegression bewirkt. Die WGKK werde sich 
dennoch weiterhin um Sparsamkeit bemühen.

Verwaltungsaufwand

Sonstiges

Abbildung 7: Verwaltungsaufwand je Versicherten
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Das BMGFJ unterstützte die Empfehlung des RH, wies aber darauf hin, 
dass die WGKK die gesetzlich festgelegte Verwaltungskostendeckelung 
bisher erreicht habe.

 18.1 Die WGKK betrieb als einzige Gebietskrankenkasse eine Krankenan-
stalt. Den jährlichen Betriebskosten für das Hanusch–Krankenhaus von 
rd. 140 Mill. EUR standen eigene Erträge von rd. 13,7 Mill. EUR, Zah-
lungen aus der Spitalsfi nanzierung von rd. 63,9 Mill. EUR und Zah-
lungen der Stadt Wien („Abgangsdeckung“) von rd. 21,7 Mill. EUR 
gegenüber. Die WGKK war sohin mit rd. 41 Mill. EUR aus dem Betrieb 
des Hanusch–Krankenhauses belastet. 30 Mill. EUR erhielt die WGKK 
vom Ausgleichsfonds der Gebietskrankenkassen.

 18.2 Der RH wies darauf hin, dass der Betrieb des Hanusch–Krankenhauses 
die WGKK im Ergebnis immer noch mit rd. 11 Mill. EUR belastete.

 18.3 Laut Stellungnahme der WGKK sollte der Betrieb des Hanusch–Kran-
kenhauses als Sachleistung im Rahmen der Krankenanstaltenfi nanzie-
rung gemäß § 447f ASVG und nicht im Rahmen des Ausgleichsfonds 
der KV–Träger berücksichtigt werden.

Der Hauptverband wies darauf hin, dass die WGKK gemäß § 23 Abs. 6 
vorletzter Satz ASVG derzeit zum Betrieb dieser Krankenanstalt ver-
pfl ichtet ist.

 18.4 Im Hinblick darauf, dass der Betrieb des Hanusch–Krankenhauses die 
WGKK mit rd. 11 Mill. EUR und die übrigen Gebietskrankenkassen mit 
weiteren 30 Mill. EUR im Wege des Ausgleichsfonds belastete, emp-
fahl der RH dem BMGFJ, geeignete rechtliche Schritte zur Entlastung 
der Gebietskrankenkasse(n) zu setzen.

 19.1 Nach § 447a ASVG hat der beim Hauptverband errichtete Ausgleichs-
fonds eine ausgeglichene Gebarung bzw. eine ausreichende Liquidität 
der Gebietskrankenkassen zu gewährleisten.

Dazu haben die Gebietskrankenkassen einen Beitrag im Ausmaß von 2 % 
ihrer Beitragseinnahmen zu entrichten.1) Nach § 447b ASVG gebüh-
ren den Gebietskrankenkassen zum Ausgleich von Strukturnachteilen 
Zuschüsse aus dem Ausgleichsfonds.

1) weitere Einnahmen sind in § 447a Abs. 3 geregelt

Hanusch–Kranken-
haus

Ausgleichsfonds der 
Gebietskrankenkassen

Sonstiges Vergleich Wiener Gebietskrankenkasse mit
Oberösterreichischer Gebietskrankenkasse
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Die genaue Ermittlung eines Strukturnachteils wurde in Richtlinien des 
Hauptverbandes geregelt. Aus den Mitteln des Ausgleichsfonds wurde 
zunächst ein Zuschuss von 30 Mill. EUR für die WGKK zum Ausgleich 
von Nachteilen aus dem Betrieb des Hanusch–Krankenhauses geleis-
tet. Der verbleibende Betrag wurde

—  zu 45 % zum Ausgleich unterschiedlicher Liquidität, gemessen am 
negativen Reinvermögen,

—  zu 45 % zum Ausgleich von Strukturnachteilen und

—  zu 10 % zum Ausgleich von außerordentlichen Umständen („Katast-
rophenfonds“)

verwendet.

Bei der Berechnung des Risikoausgleichs berücksichtigte der Hauptver-
band zunächst die Unterschiede in der Einnahmenstruktur (insbeson-
dere das Beitragsaufkommen), in der Versichertenstruktur (z.B. Alter, 
Geschlecht) und die Effekte der pauschalierten Spitalsfi nanzierung. 
Daraus ergab sich für die WGKK ein Strukturvorteil von rd. 70 Mill. 
EUR und für die OÖGKK ein Strukturnachteil von 18 Mill. EUR.

Nach Berücksichtigung der so genannten „regionalen Besonderheiten“ 
wiesen schließlich alle Gebietskrankenkassen Nachteile auf: die WGKK 
einen solchen von 53 Mill. EUR und die OÖGKK unverändert von 
18 Mill. EUR.

Im Ergebnis zahlte die WGKK 2006 rd. 36 Mill. EUR in den Ausgleichs-
fonds ein und erhielt rd. 60 Mill. EUR; die OÖGKK zahlte 25 Mill. EUR 
ein und erhielt 4 Mill. EUR.

 19.2 Der RH wies darauf hin, dass der Ausgleichsfonds aufgrund zu gerin-
ger Mittel nicht in der Lage war, die hohen Abgänge der Gebietskran-
kenkassen1) abzudecken und eine ausgeglichene Gebarung herzustel-
len. Letztlich war die OÖGKK trotz eines errechneten Strukturnachteils 
ein Nettozahler in den Ausgleichsfonds.

1) Summe der Abgänge 2006: 167 Mill. EUR

 19.3 Der Hauptverband stimmte zu und erklärte, er habe bereits versucht, 
auf verstärkte Mittelzufuhr hinzuwirken.

Sonstiges
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 20.1 Weder beim Hauptverband noch bei den beiden Kassen war eine sys-
tematische Gegenüberstellung der Kosten und Frequenzen für einzelne 
Leistungen der ärztlichen Hilfe verfügbar. 

Großteils existierte für die Tarife der einzelnen Sonderleistungen keine 
exakte Kalkulation. Lediglich bei Einführung jeweils neuer Leistun-
gen wurde eine entsprechende Kalkulation erstellt. Bei den Tarifver-
handlungen mit der Ärztekammer wurde im Wesentlichen über das 
Gesamthonorarvolumen der Ärztegruppen verhandelt.

 20.2 Der RH wies auf die große wirtschaftliche Verantwortung der Selbstver-
waltung gerade bei der ärztlichen Hilfe hin. Er empfahl, systematische 
Auswertungen durchzuführen. Insbesondere wären folgende Aspekte 
zu berücksichtigen:

—  gesonderte Erfassung der Daten bzw. Kennzahlen für die Gebiets-
krankenkassen und die anderen § 2–Kassen;

—  Trennung zwischen vertraglichem Tarif und tatsächlich bezahltem 
Preis (um die Wirkung von Gesamtausgabenbeschränkungen, Men-
genrabatten usw. besser beurteilen zu können);

—  Erarbeitung einer systematischen Gegenüberstellung zum Vergleich 
der Einzelleistungen über die einzelnen Gesamtverträge hinweg.

Der RH empfahl, Leistungen der ärztlichen Hilfe auf der Grundlage 
einer Kalkulation der Kosten zu vergüten. Auch für bereits in den Ver-
trag aufgenommene Leistungen wäre eine Nachkalkulation zu erstel-
len.

 20.3 Die WGKK teilte mit, dass sie derzeit das Standardprodukt „ALVA“ 
entwickle, mit dem Vergleichbarkeit in der Vertragspartner–Abrech-
nung gegeben sei.

Laut Stellungnahme des Hauptverbandes seien für genauere Auswer-
tungen bezüglich der Abrechnung der ärztlichen Hilfe auch Daten über 
die behandelten Patienten erforderlich. Dies sei derzeit nicht vorgese-
hen und müsste eigens vertraglich vereinbart werden. Am 11. Dezem-
ber 2007 habe die Trägerkonferenz Maßnahmen zur Verbesserung der 
Koordination bzw. Zusammenarbeit im Rahmen der Honorarpolitik 
beschlossen. Ein weiterer Beschluss betraf den Aufbau eines Vertrags-
partner–Controllings im Hauptverband nach dem Muster der Auswer-
tungen des RH.

Abrechnung der
ärztlichen Hilfe

Sonstiges Vergleich Wiener Gebietskrankenkasse mit
Oberösterreichischer Gebietskrankenkasse
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 20.4 Der RH wertete diese Beschlüsse der Trägerkonferenz positiv und be-
zeichnete genauere Daten für eine faktenbasierte Angebotsplanung als 
unverzichtbar.

 21.1 Soweit ein Anspruchsberechtigter der WGKK bzw. der OÖGKK in einem 
anderen Bundesland eine Behandlung in Anspruch nimmt, wird diese 
Leistung zunächst über die örtlich zuständige Gebietskrankenkasse 
abgerechnet. Diese schreibt die entsprechenden Kosten dann der sach-
lich zuständigen Gebietskrankenkasse in Form einer Pauschalsumme 
vor, so dass die einzelnen Leistungen und deren Kosten für die letzt-
lich kostentragende Gebietskrankenkasse nicht erkennbar sind.

 21.2 Der RH empfahl, in der Fremdkassenabrechnung die versicherten Per-
sonen, die erbrachten Leistungen und deren Kosten genau anzugeben.

 21.3 Laut Stellungnahme der WGKK werde ihre Forderung nach mehr Trans-
parenz in der Fremdkassenabrechnung von vielen Trägern bis dato 
abgelehnt.

Abschluss der Gesamtverträge

 22.1 Nach § 341 Abs. 1 ASVG sind die Gesamtverträge für die KV–Träger 
durch den Hauptverband mit der jeweiligen Ärztekammer abzuschlie-
ßen. Tatsächlich werden die Vertragsbedingungen unter Federführung 
des jeweiligen KV–Trägers verhandelt, formell aber vom Hauptverband 
unterzeichnet. Der Hauptverband lässt sich dazu vom jeweiligen KV–
Träger bestätigen, dass dessen fi nanzielle Lage den Abschluss des aus-
gehandelten Vertrags zulässt.

 22.2 Der RH empfahl, die tatsächliche und die formelle Verantwortung für 
den Abschluss sowie die Erfüllung der Gesamtverträge zusammenzu-
legen.

Fremdkassen-
abrechnung

Zuordnung von
Verantwortlichkeiten

Sonstiges
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Maßnahmen bei fi nanzieller Notlage

 23.1 Bei drohender Zahlungsunfähigkeit eines KV–Trägers bestanden keine 
klaren Vorgaben, unter welchen Voraussetzungen von wem welche 
Maßnahmen in welcher Reihenfolge zu setzen sind.

 23.2  Wegen der angespannten fi nanziellen Lage einiger KV–Träger sollte 
vom BMGFJ ein klares Eskalationsszenario erstellt werden. Mindest-
voraussetzungen dazu wären:

—  Vorgaben für den KV–Träger, unter welchen Voraussetzungen wei-
tere Kreditaufnahmen zulässig sind;

—  Vorgaben, unter welchen Voraussetzungen allenfalls Selbstbehalte 
gemäß § 31 Abs. 5a ASVG einzuführen sind;

—  Vorgaben für den KV–Träger, welche Verbindlichkeiten verspätet 
beglichen werden sollen, wobei keine Gläubiger begünstigt wer-
den dürfen.

 23.3 Laut Stellungnahme der WGKK liege ein klares Eskalationsszenario 
im Interesse aller KV–Träger in fi nanzieller Notlage.

Die OÖGKK sprach sich gegen die Einführung von Selbstbehalten bei 
positiv gebarenden Krankenkassen aus, weil einheitliche Selbstbehalte 
nichts an den Unterschieden in der Gebarung der einzelnen Träger 
änderten.

Der Hauptverband bezeichnete die Absicherung der Aufgaben der Kran-
kenversicherung als vorrangig und machte außerdem massive verfas-
sungsrechtliche Bedenken gegen § 31 Abs. 5a ASVG unter Hinweis auf 
das „Hauptverbandserkenntnis“ des VfGH (VfSlg.17.023 vom 10. Okto-
ber 2003) geltend. Er merkte an, dass die Novellierung des § 31 Abs. 5a 
ASVG am 11. Juni 2003 beschlossen und am 20. August 2003 kund-
gemacht wurde; daher konnte dieser Rechtsstandpunkt des VfGH nicht 
berücksichtigt werden.

Das BMGFJ bezeichnete eine regionale Differenzierung bei Selbstbehalten 
als unzulässig. Die Kassen hätten die laufenden Ausgaben durch die jewei-
ligen Einnahmen abzudecken. Sollten (vorübergehend) Liquiditätsengpässe 
auftreten, so hätten die betroffenen KV–Träger ihre Entscheidungen an 
den im Wirtschaftsleben geltenden Vorschriften zu orientieren. Generelle 
Regelungen seien wegen der unterschiedlichen vertraglichen Vereinbarun-
gen der einzelnen Kassen ohne Prüfung des Einzelfalles nicht zielführend.

Sonstiges Vergleich Wiener Gebietskrankenkasse mit
Oberösterreichischer Gebietskrankenkasse
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 23.4 Der RH hielt seine Empfehlung zur Erstellung eines klaren Eskalations-
szenarios aufrecht. Aufgrund der vorliegenden Gebarungsvorschaurech-
nungen liege bei der WGKK keineswegs ein nur „vorübergehender“ 
Liquiditätsengpass vor. Daher seien Maßnahmen zur nachhaltigen 
Sicherung der Liquidität unbedingt erforderlich.

 24.1 In den letzten Jahren wurden zahlreiche gesetzliche Änderungen wirk-
sam, die teils zu einer Entlastung, teils aber auch zu höheren Belas-
tungen der KV–Träger führten.

 24.2 Im Hinblick auf die prekäre Finanzlage der WGKK untersuchte der RH 
die Auswirkungen einiger ausgewählter Maßnahmen auf die Geba-
rung der beiden überprüften Kassen. Sie könnten Ansatzpunkte dar-
stellen, den fi nanziell notleidenden KV–Trägern einen Ausgleich für 
die aufgezeigten Belastungen zu gewähren, ohne dass dies als pau-
schaler Bundesbeitrag zur Defi zitabdeckung anzusehen wäre.

(1) Seit 1997 sind die Gebietskrankenkassen nicht mehr vorsteuer-
abzugsfähig. Dafür erhalten sie eine Ausgleichszahlung nach dem 
Gesundheits– und Sozialbereich–Beihilfengesetz, die allerdings nicht 
die gesamte Vorsteuer abdeckt. Insbesondere wegen der steigenden 
Ausgaben für Heilmittel erhöhte sich auch der Verlust aus dem teil-
weisen Vorsteuerersatz. Im Jahr 2006 ergab sich daraus eine Belas-
tung von rd. 19,6 Mill. EUR für die WGKK und von rd. 8,2 Mill. EUR 
für die OÖGKK.

(2) Im Jahr 2001 wurden die Beiträge für die Krankenversicherung der 
Arbeitslosen neu geregelt, was zu Mindereinnahmen führte. Eine wei-
tere diesbezügliche Neuregelung erfolgte 2005. Durch diese Neurege-
lungen verlor die WGKK im Jahr 2006 Einnahmen von 41,6 Mill. EUR 
und die OÖGKK von 29,3 Mill. EUR.

(3) Die Krankenversicherung bezahlt im Fall der Schwangerschaft 
Wochengeld. Da Schwangerschaft keine Krankheit darstellt, werden 
70 % dieses Aufwandes vom Familienlastenausgleichsfonds ersetzt. Der 
nicht ersetzte Teil machte für die WGKK im Jahr 2006 rd. 26,7 Mill. 
EUR aus und für die OÖGKK rd. 15,5 Mill. EUR.

Effekte gesetzlicher 
Maßnahmen
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(4) Im Bereich der Spitalsfi nanzierung erfolgte im Jahr 2001 eine Neu-
regelung, die sich für die WGKK im Jahr 2006 mit einer Mehrbelastung 
von rd. 12,2 Mill. EUR und für die OÖGKK mit 10,6 Mill. EUR zu Buche 
schlug.1)

1)  Die ursprünglich mit dem Budgetbegleitgesetz 2001 (BGBl. I Nr. 142/2000) in § 447 f 
geplanten Einnahmenerhöhungen durch eine Erweiterung der Bemessungsgrund-
lage (um Firmenpensionen) und den Zusatzbeitrag für Angehörige blieben aufgrund 
von Änderungen des Gesetzesentwurfs bzw. einer Entscheidung des VfGH erheb-
lich hinter den Erwartungen zurück. Die im Text erwähnten 12,2 Mill. EUR stellen 
bereits den Nettomehraufwand dar.

(5) Im Jahr 2003 wurde die Gruppe der Vertragsbediensteten aus dem 
Versicherungsverhältnis mit den Gebietskrankenkassen herausgelöst. 
Dadurch verloren die WGKK im Jahr 2006 rd. 7 Mill. EUR und die OÖGKK 
rd. 8,1 Mill. EUR an Einnahmen.2)

2)  Dazu wurde — im Einvernehmen mit den geprüften Stellen — angenommen, dass 
der „Deckungsbeitrag“ eines Vertragsbediensteten etwa 500 EUR beträgt.

Der RH stellte fest, dass die von ihm näher untersuchten Maßnahmen 
unterschiedliche Auswirkungen auf die beiden Kassen hatten und emp-
fahl deren Evaluierung.

 24.3 Laut Stellungnahme der WGKK hätten sich die gesetzlichen Maßnahmen 
zwischen 2002 und 2006 mit insgesamt 510 Mill. EUR negativ auf 
ihre Gebarung ausgewirkt.

Das BMGFJ nahm wie folgt Stellung:

zu (1) Die KV–Träger und der Hauptverband beklagten seit Jahren, dass 
die Beihilfe nach dem Gesundheits– und Sozialbereich–Beihilfengesetz 
den Verlust des Vorsteuerabzugs in immer geringerem Ausmaß abgelte. 
Eine Änderung obläge dem BMF.

zu (2) Die Neuregelung der Beitragszahlung in der Krankenversiche-
rung der Arbeitslosen habe unbestritten zu Mindereinnahmen gegen-
über der bis dahin geltenden Regelung geführt. Diese wurde durch eine 
weitere Änderung ab 2005 zu einem gewissen Teil wieder abgemildert. 
Der Vergleich mit der Rechtslage vor 2001 sage nichts über die Ange-
messenheit der jeweiligen Regelung aus. Eine Rückführung dieser Maß-
nahme obliege dem BMWA.

Effekte gesetzlicher Maßnahmen Vergleich Wiener Gebietskrankenkasse mit
Oberösterreichischer Gebietskrankenkasse
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zu (3) Das Wochengeld sei seit der Stammfassung des ASVG als Leis-
tung der gesetzlichen Krankenversicherung normiert; der Ersatz des 
Bundes habe ursprünglich nur 40 % betragen. Seit 1. Juli 1996 ersetzte 
der Familienlastenausgleichsfonds 70 % der Aufwendungen. Eine gänz-
liche Entlastung der Krankenversicherung würde den Fonds entspre-
chend belasten.

zu (4) Die unbestrittene Mehrbelastung der KV–Träger im Zuge der 
geänderten Spitalsfi nanzierung sei zwischen Bund und Ländern ver-
einbart worden und sollte primär aus zusätzlichen Beitragseinnahmen 
(für Angehörige und Zusatzpensionen) fi nanziert werden.

zu (5) Zum Zuständigkeitswechsel für Vertragsbedienstete merkte das 
BMGFJ an, dass es seit 1999 mehrere Änderungen gegeben habe. Durch 
eine Vielzahl von Ausgliederungen seien Versicherte auch in umgekehr-
ter Richtung hin zu den Gebietskrankenkassen gewandert. Die Belas-
tung der Gebietskrankenkassen sei nicht nachvollziehbar.

Abschließend wies das BMGFJ auf ein Rechenwerk des Hauptverbandes 
über die gesamten Be– und Entlastungseffekte hin. Aus diesem sei für 
die Jahre 2001 bis 2006 eine Entlastung der Gebietskrankenkassen in 
Höhe von 697 Mill. EUR ersichtlich.

 24.4 Der RH hielt fest, dass in den letzten Jahren verschiedene Maßnah-
men zu Be– und Entlastungen der KV–Träger geführt haben.

Die vom RH näher untersuchten Maßnahmen böten Ansatzpunkte, den 
fi nanziell notleidenden KV–Trägern — nach den neuesten Prognosen 
werden ab dem Jahr 2007 alle Gebietskrankenkassen, auch die OÖGKK, 
negativ gebaren — einen Ausgleich für die aufgezeigten Belastungen 
zu gewähren, ohne dass dies als pauschaler Bundesbeitrag zur Defi zit-
abdeckung anzusehen wäre.

Änderungen in den vom RH untersuchten Bereichen würden nicht 
zu einer Erhöhung der Lohnnebenkosten führen, weil es sich dabei 
nicht um Beitragserhöhungen handelt. Außerdem kämen diese Ände-
rungen im Gegensatz zu Beitragserhöhungen den KV–Trägern zur 
Gänze zugute; rund ein Drittel der Mehreinnahmen aufgrund von Bei-
tragserhöhungen wäre nämlich sofort für die Spitalsfi nanzierung an 
die Landesfonds weiterzuleiten.

Effekte gesetzlicher Maßnahmen 
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Zu dem vom BMGFJ übermittelten Rechenwerk des Hauptverbandes 
über die Be– und Entlastungen merkte der RH an, dass der Einnahmen-
verlust aus der Pauschalabgeltung der Mehrwertsteuer für Heilmittel 
und die vom Verfassungsgerichtshof aufgehobene Einbeziehung der 
Sozialversicherungsanstalt der Bauern in den Ausgleichsfonds nicht 
berücksichtigt wurden.

Was die Belastung durch die geänderte Zuständigkeit für Vertragsbe-
dienstete betrifft, stellte der RH klar, dass er — unter Zuhilfenahme 
der Daten des Hauptverbandes und im Einvernehmen mit den beiden 
Kassen sowie dem Hauptverband — den Saldo der Veränderungen im 
Stand der Versicherten bei der BVA bzw. den Krankenfürsorgeanstal-
ten mit dem Deckungsbeitrag eines neuen Versicherten (Beiträge minus 
Ausgaben) bewertete.

Abschließend vermerkte der RH positiv, dass auf höchster politischer 
Ebene Aktivitäten für ein Maßnahmenpaket zur Verbesserung der 
fi nanziellen Leistungsfähigkeit der KV–Träger entfaltet werden.

 25 Zusammenfassend hob der RH folgende Empfehlungen hervor:

(1) Es wäre umgehend ein Sanierungskonzept mit den entsprechen-
den kurz–, mittel– und langfristigen Maßnahmen zu erstellen, um 
die fi nanzielle Leistungsfähigkeit der WGKK nachhaltig zu sichern. 
(TZ 3)

(2) Durch eine bessere Steuerung der Ausgaben für ärztliche Hilfe 
und Heilmittel sollten die entstandenen Mehrausgaben (rd. 80 Mill. 
EUR pro Jahr) im Vergleich zur Oberösterreichischen Gebietskran-
kenkasse verringert werden. (TZ 5)

(3) Es wären geeignete Maßnahmen zur Tarifsenkung in jenen Berei-
chen zu ergreifen, in denen die Wiener Gebietskrankenkasse höhere 
Preise für vergleichbare Leistungen bezahlte. (TZ 8)

(4) In die Gesamtverträge sollten Honorarsummenbegrenzungen auf-
genommen werden. (TZ 9)

(5) Der Stellenplan für Vertragsärzte sollte weiter optimiert wer-
den. (TZ 12)

Schluss-
bemerkungen

BMGFJ und Wiener 
Gebietskrankenkasse

WGKK

Effekte gesetzlicher Maßnahmen Vergleich Wiener Gebietskrankenkasse mit
Oberösterreichischer Gebietskrankenkasse
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(6) Es sollten Maßnahmen zum Ausgleich der Kosten für die präope-
rative Diagnostik ergriffen werden. (TZ 16)

(7) Der Verwaltungsaufwand sollte weiter gesenkt werden. (TZ 17)

(8) Es sollten standardisierte Diagnosen und einheitliche Behand-
lungsrichtlinien erstellt werden, um eine eindeutige Ursachenana-
lyse der höheren Kosten zu ermöglichen. (TZ 6)

(9) Das beim Hauptverband der österreichischen Sozialversiche-
rungsträger im Dezember 2007 eingesetzte Vertragspartner–Cont-
rolling sollte mit der Durchführung entsprechender Tarifauswer-
tungen beauftragt werden. (TZ 7)

(10) Die Unterschiede in den Frequenzen der einzelnen analysierten 
Leistungen der ärztlichen Hilfe sollten auf ihre medizinische Not-
wendigkeit hin untersucht und zum Anlass für tarifl iche Verbesse-
rungen in den Gesamtverträgen bzw. Festlegung von Behandlungs-
standards genommen werden. (TZ 10)

(11) Die jeweiligen Systeme der Vergütung sollten regelmäßig ver-
glichen, auf ihre Auswirkungen hin untersucht und bewährte Ver-
gütungsformen verstärkt eingesetzt werden. (TZ 11)

(12) Es wäre auch über die Verschreibung von Generika hinaus 
auf die Verordnung kostengünstiger Heilmittel in angemessener 
Dosierung hinzuwirken und für die Verschreibung von Medikamen-
ten entsprechende Therapieempfehlungen unter Berücksichtigung 
moderner Behandlungsstandards zu erstellen. (TZ 14)

(13) Leistungen der ärztlichen Hilfe sollten auf der Grundlage einer 
Kalkulation der Kosten vergütet werden. Auch für bereits in den 
Vertrag aufgenommene Leistungen wäre eine Nachkalkulation zu 
erstellen. (TZ 20)

(14) Einzelverträge sollten nur zeitlich befristet unter Einräumung 
des Rechts auf Vertragsverlängerung (Reakkreditierung) für den Fall 
des vertragskonformen Verhaltens abgeschlossen werden. (TZ 12)

Wiener Gebiets-
krankenkasse und 
Oberösterreichische 
Gebietskrankenkasse 
(bzw. Hauptverband 
der österreichischen 
Sozialversicherungs-
träger)

Schlussbemerkungen
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(15) In der so genannten Fremdkassenabrechnung sollten die ver-
sicherten Personen, die erbrachten Leistungen und deren Kosten 
genau angegeben werden. (TZ 21)

(16) Es sollten die tatsächliche und die formelle Verantwortung für 
den Abschluss sowie die Erfüllung der Gesamtverträge zusammen-
gelegt werden. (TZ 22)

(17) Die gesetzlichen Regelungen, die zu einer erheblichen Belastung 
der KV–Träger führten, sollten evaluiert werden. (TZ 24)

(18) Zum Ausgleich der Belastung der Gebietskrankenkasse(n) durch 
die Führung des Hanusch–Krankenhauses sollten geeignete recht-
liche Schritte gesetzt werden. (TZ 18, 19)

(19) Wegen der angespannten fi nanziellen Lage einiger KV–Trä-
ger sollte vom BMGFJ ein klares Eskalationsszenario erstellt wer-
den. (TZ 23)

BMGFJ

Schlussbemerkungen Vergleich Wiener Gebietskrankenkasse mit
Oberösterreichischer Gebietskrankenkasse
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Kurzfassung

Wirkungsbereich des Bundeskanzleramtes

Frauenförderung

Die für die Frauenförderung defi nierten Wirkungsziele waren sehr 
allgemein formuliert und daher zum Nachweis der Zielerreichung 
wenig geeignet; ein mittelfristiges Förderungskonzept fehlte. Die 
Förderungsmittel gingen überwiegend an langjährige Förderungs-
nehmer, die Beratungs– und Betreuungsleistungen für Frauen in 
Not– und Krisensituationen anboten (z.B. Frauenservicestellen, Ge-
walt– und Notrufstellen). Nur ein geringer Anteil wurde für inno-
vative Einzelprojekte aufgewendet. Die Höhe der Gesamtmittel blieb 
in den Jahren 2004 bis 2006 weitgehend konstant und betrug im 
Jahr 2006 rd. 3,45 Mill. EUR. Für das Jahr 2007 wurde das Budget 
auf rd. 4 Mill. EUR erhöht.

Prüfungsziele

Konkret überprüfte der RH die Gebarung des damaligen BMGF in 
Bezug auf Förderungen und ausgewählte Auftragsvergaben in Frauen-
angelegenheiten. Prüfungsziele waren die Beurteilung der Errei-
chung der Förderungsziele, der administrativen Abwicklung der För-
derungen, des internen Kontrollsystems sowie der Abwicklung der 
Auftragsvergaben hinsichtlich ausgewählter Interventionsstellen 
gegen Gewalt in der Familie. (TZ 1)

Förderungskonzeption und Zielsetzung 

Das BMGF förderte vorrangig Vereine, die Beratungs– und Betreu-
ungsleistungen für Frauen in Not– und Krisensituationen anboten, 
und legte dazu interne Schwerpunkte fest. (TZ 2) Die Förderungs-
schwerpunkte waren jedoch nicht ausreichend genau defi niert bzw. 
abgegrenzt. (TZ 3)
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Das BMGF defi nierte Wirkungsziele, die sehr allgemein gehalten und 
daher für die Verfolgung der Zielumsetzung und für den Nachweis der 
Zielerreichung wenig geeignet waren. Kriterien zur Evaluierung des 
Erfolges der Frauenförderung erarbeitete das BMGF nicht. Ein über 
Teilansätze hinausgehendes mittelfristiges Förderungskonzept lag nicht 
vor. (TZ 2)

Förderungsbudget und Steuerungsmaßnahmen

Die Höhe der Fördermittel blieb im Zeitraum von 2004 bis 2006 
weitgehend konstant und betrug im Jahr 2006 rd. 3,45 Mill. EUR. 
Im Jahr 2007 wurde der betreffende Budgetansatz auf insgesamt 
rd. 4,0 Mill. EUR erhöht. (TZ 4)

Das BMGF strebte eine gesicherte Finanzierung von geeignet erschei-
nenden Vereinen an, um deren Beratungs– und Betreuungsleistun-
gen längerfristig sicherzustellen. Ein Großteil der geförderten Ver-
eine waren langjährige Förderungsnehmer. Das BMGF reservierte 
diesen Vereinen in seiner Förderungsplanung vorab einen bestimm-
ten Förderungsbetrag, weshalb bereits zu Jahresbeginn ein Großteil 
des Förderungsbudgets verplant war. Es bestand daher eine einge-
schränkte Möglichkeit zur Förderung von innovativen Einzelpro-
jekten. (TZ 5)

Das BMGF versuchte, durch Steuerungsmaßnahmen eine möglichst 
fl ächendeckende Versorgung von Beratungs– und Betreuungsleis-
tungen zu erreichen. Dennoch bestanden im Bundesländervergleich 
weiterhin deutliche Unterschiede bei der Höhe der vergebenen För-
dermittel in Relation zur Einwohnerinnenanzahl. (TZ 6, 7)

Zusammenarbeit mit anderen Förderungsstellen

Die Förderungswerber erhielten im Regelfall Zuwendungen von unter-
schiedlichen Förderungsstellen. Die gegenseitigen Informatio nen über 
die gewährten Förderungen waren nicht ausreichend. So konnte nicht 
ausgeschlossen werden, dass durch Ansuchen bei mehreren Förde-
rungsstellen Personalkosten auch über die in den Allgemeinen Rahmen-
richtlinien für die Gewährung von Förderungen aus Bundesmitteln 2004 
vorgesehene Obergrenze — das Gehalt eines vergleichbaren Bundes-
bediensteten — hinaus gefördert werden. (TZ 9, 14)

Kurzfassung
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Förderungsverfahren

Das BMGF stellte auf seiner Homepage ein umfassendes Antrags-
formular zur Förderung frauenspezifi scher Projekte bereit. Die För-
derungsentscheidung erfolgte in einem aufwendigen Verfahren, es 
fehlten jedoch hinreichend nachvollziehbare und transparente Auf-
zeichnungen über die relevanten Entscheidungsgründe und –krite-
rien. Die endgültige Entscheidung über sämtliche Förderungsanträge 
oblag der Bundesministerin. Die Kontrolle der Abrechnungen erfolgte 
sorgfältig, mangels einer internen Vorgabe zur Einforderung aus-
ständiger Unterlagen und zu Förderungsrückforderungen war die 
Vorgangsweise jedoch uneinheitlich. Die Trennung von Projektbe-
arbeitung und Abrechnungskontrolle war nicht immer sicher gestellt. 
(TZ 10, 11 und 12)

Zur Förderungsverwaltung wurden unterschiedliche Listen herange-
zogen. (TZ 13) Das Ressort schloss mit den Förderungsnehmern keine 
Zielvereinbarungen ab. (TZ 8)

Interventionsstellen gegen Gewalt in der Familie

Für die Interventionsstellen war das BMI federführend zuständig. 
Die Kosten sollten — laut Angaben des BMGF — das BMGF und das 
BMI jeweils zur Hälfte tragen. Über die konkrete Zusammenarbeit 
der beiden Ressorts bestand keine schriftliche Vereinbarung, was 
einen geringen Grad an Verbindlichkeit zur Folge hatte; zu den Vor-
gangsweisen, Abläufen und Zuständigkeiten fehlte eine schriftliche 
Dokumentation. (TZ 16)

Die Abrechnungen von zwei Interventionsstellen waren über meh-
rere Jahre offen. Die Zuständigkeit für die Abrechnungskontrolle 
oblag dem BMI, weshalb das BMGF über keine direkte Eingriffs-
möglichkeit verfügte. (TZ 17)

Kurzfassung Frauenförderung
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 1 Der RH überprüfte von November 2006 bis Februar 2007 die Geba-
rung des damaligen BMGF in Bezug auf Förderungen und ausgewählte 
Auftragsvergaben in Frauenangelegenheiten. Prüfungsziele waren die 
Beurteilung der Erreichung der Förderungsziele, der administrativen 
Abwicklung der Förderungen, des internen Kontrollsystems sowie der 
Abwicklung der Auftragsvergaben hinsichtlich ausgewählter Interven-
tionsstellen gegen Gewalt in der Familie.

Zu dem im Juli 2007 übersandten Prüfungsergebnis nahm das nun-
mehr zuständige BKA im Oktober 2007 Stellung. Der RH erstattete im 
November 2007 seine Gegenäußerung.

 2.1 Einen Großteil der Fördermittel vergab das BMGF an Vereine, die Bera-
tungs– und Betreuungsleistungen anboten. Darunter fi elen hauptsäch-
lich Beratungen für Frauen und Mädchen mit psychischen, sozialen, 
rechtlichen und ökonomischen Problemen sowie die Beratung und 
Unterstützung in berufl ichen Angelegenheiten; weiters z.B. die Betreu-
ungs– und Präventionsarbeit im Gewaltschutzbereich und die Unter-
stützung von Projekten gegen Frauenarmut.

Prüfungsablauf und 
–gegenstand

Förderungen

Förderungskonzeption 
und Zielsetzung

Kenndaten zur Frauenförderung

2004 2005 2006
in Mill. EUR

ausbezahlte Fördermittel 3,17 3,45 3,45

Anzahl
geförderte Projekte 170 180 184

– hievon neu 33 33 24
abgelehnte Projekte 58 26 51

Rechtsgrundlagen: Allgemeine Rahmenrichtlinien für die Gewährung 
von Förderungen aus Bundesmitteln (ARR 2004),
BGBl. II Nr. 51/2004
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Das BMGF defi nierte Wirkungsziele (z.B. Chancengleichheit für Frauen), 
die sehr allgemein gehalten und daher für die Verfolgung der Zielum-
setzung und für den Nachweis der Zielerreichung wenig geeignet 
waren. Eine darüber hinausgehende Festlegung von operativen Zie-
len erfolgte nicht. Das BMGF nahm keine Überprüfung vor, ob oder 
in welcher Weise seine Förderungsleistungen zur Zielerreichung bei-
tragen konnten und erarbeitete keine Evaluierungskriterien, um den 
Erfolg der Frauenförderung nachweisbar zu machen.

Das BMGF defi nierte ansatzweise strategische Vorgaben (z.B. fl ächen-
deckende Versorgung, Migrantinnenförderung) und legte interne Schwer-
punkte fest. Ein über diese Teilansätze hinausgehendes Förderungs-
konzept lag jedoch nicht vor.

 2.2 Der RH empfahl, auch operative Ziele, wie z.B. die Erhöhung der Ver-
sorgungsdichte, festzulegen, so dass Art und Ausmaß der Zielerrei-
chung zukünftig eindeutig festgestellt und transparent nachvollzogen 
werden können.

Weiters sollte ein mittelfristiges Förderungskonzept erstellt werden, 
das neben der strategischen Ausrichtung der Frauenförderung konk-
rete und messbare operative Ziele, Steuerungsmaßnahmen, Evaluie-
rungskriterien sowie die Förderungsschwerpunkte und das jeweilige 
Förderungsvolumen pro Schwerpunkt umfasst.

  2.3 Laut Stellungnahme des BKA sei die Festlegung von operativen Zielen 
problematisch und würde zu einer Einschränkung der Kundenorientie-
rung bei den Frauenservicestellen führen. Die langjährigen Erfahrungen 
des Ressorts mit den Förderungswerbern würden in die Beurteilung der 
Förderungswürdigkeit einfl ießen. In den nächsten Jahren werde das 
BKA im Sinne eines mittelfristigen Förderungskonzeptes die bestehen-
den Strukturen konsolidieren und das Schwergewicht auf bewährte Ein-
richtungen legen.

 2.4 Der RH entgegnete, dass für den Nachweis der Zielerreichung die Fest-
legung von intern defi nierten, operativen Zielen unumgänglich ist. 
Eine Evaluierung sollte strukturiert unter vorheriger Festlegung der 
dafür maßgeblichen Kriterien erfolgen und nicht nur einzelne Förde-
rungsfälle, sondern den gesamten Förderungsbereich umfassen.

Förderungen Frauenförderung
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 3.1 Das BMGF defi nierte folgende fünf Schwerpunkte:

–  „Frauenservicestellen“ waren Vereine, die generell Beratungs– und 
Betreuungsleistungen für Frauen anboten und über ein breites Spekt-
rum an Beratungsleistungen verfügten. Ihnen wurden bereits über 
einen langen Zeitraum regelmäßig Förderungen gewährt. Ein Groß-
teil dieser Servicestellen war auch für familien– und arbeitsmarkt-
spezifi sche Angelegenheiten zuständig und erhielt deshalb meist 
auch von anderen Stellen (z.B. BMSK, Arbeitsmarktservice) fi nan-
zielle Unterstützung.

Die Frauenservicestellen bekamen einen im Vergleich zu den ande-
ren Förderungsnehmern höheren Förderungsbetrag zuerkannt. Der 
durchschnittliche Förderungsbetrag für die insgesamt 43 geförderten 
Projekte im Schwerpunkt „Frauenservicestellen“ betrug im Jahr 2006 
rd. 37.000 EUR.

–  Unter den Schwerpunkt „Gewalt/Notrufstellen/Frauenhäuser“ fi e-
len jene Vereine, die primär als Betreuungsstellen für Frauen tätig 
waren, die sich akut in einer Notsituation befanden. Für die Finan-
zierung der Frauenhäuser waren die Bundesländer zuständig, das 
BMGF förderte in diesem Bereich lediglich Beratungsleistungen. Ins-
gesamt wurden 39 Projekte im Jahr 2006 gefördert, die durchschnitt-
liche Förderungshöhe betrug rd. 23.000 EUR.

–  Der Schwerpunkt „Migrantinnen“ beinhaltete jene Vereine, die Mig-
rantinnen — teilweise auch in deren Muttersprache — berieten und 
betreuten. Im Jahr 2006 wurden 29 Migrantinnenprojekte mit einer 
durchschnittlichen Förderungshöhe von rd. 10.000 EUR gefördert.

–  „Beratungsstellen“ waren großteils kleinere bzw. neue Vereine, die 
in den meisten Fällen Beratungen in spezifi schen Bereichen anboten 
(z.B. Beratungsstellen mit Schwerpunkt auf familiärer Gewalt, Schei-
dungsfragen und sozialer Isolierung). Die durchschnittliche Förde-
rungshöhe für die 38 Projekte betrug im Jahr 2006 rd. 12.000 EUR.

–  Der Sammelschwerpunkt „Sonstige Projekte“ wies ein breites Spekt-
rum an diversen Projekten auf, die keinem anderen defi nierten Schwer-
punkt zuzuordnen waren (z.B. Berufscoaching für Wiedereinsteige-
rinnen). Dieser Schwerpunkt umfasste auch innovative Einzelprojekte. 
Im Jahr 2006 wurden 35 „Sonstige Projekte“ gefördert, die durch-
schnittliche Förderungshöhe betrug rd. 6.000 EUR.

Förderungs-
schwerpunkte

Förderungen
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 3.2 Der RH erachtete die ressortinterne Festlegung von Förderungsschwer-
punkten als positiv. Im Hinblick auf die möglichen Auswirkungen 
auf die Höhe des Förderungsbetrages sollte jedoch eine genaue Defi -
nition bzw. Abgrenzung der einzelnen Schwerpunkte vorgenommen 
und schriftlich dokumentiert werden.

 3.3 Das BKA sagte dies zu.

 4.1 Nachstehende Tabelle weist die Anzahl der geförderten Projekte sowie 
die aufgewendeten Fördermittel für die einzelnen Schwerpunkte im 
Zeitraum 2004 bis 2006 aus.

Die prozentuelle Verteilung der budgetären Mittel innerhalb der ver-
schiedenen Schwerpunkte blieb im Zeitraum 2004 bis 2006 weitge-
hend konstant. Rund die Hälfte der gesamten zur Verfügung stehenden 
Mittel wurde für die „Frauenservicestellen“ aufgewendet, ein weiteres 
Viertel vergab das BMGF für den Bereich „Gewalt/Notrufe/Frauenhäu-
ser“. Lediglich rd. 6 % kamen den „Sonstigen Projekten“ zugute. 

Die nachstehende Tabelle weist die Verteilung der Fördermittel im Jahr 
2006 auf Förderungsbetragsklassen aus.

Fördermittel

Förderungen Frauenförderung

Anzahl in Mill. EUR Anzahl in Mill. EUR Anzahl in Mill. EUR

2004 2005 2006
Projekte Fördermittel Projekte Fördermittel Projekte Fördermittel

Frauenservicestellen 35 1,47 40 1,55 43 1,59
Gewalt/Notrufe/Frauenhäuser 39 0,83 41 0,87 39 0,88
Migrantinnen 27 0,34 25 0,36 29 0,30
Beratungsstellen 33 0,32 37 0,48 38 0,47
Sonstige Projekte 36 0,20 37 0,19 35 0,21
Insgesamt 170 3,171) 180 3,45 184 3,45

1) Rundungsdifferenz

Förderungshöhe
(in EUR)

Anzahl der
geförderten Projekte

bis 10.000 103
10.001 bis 25.000 31
25.001 bis 40.000 11
40.001 bis 55.000 38
55.001 bis 300.000 1

184
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Die im Jahr 2006 durchschnittlich bewilligte Förderungshöhe betrug 
rd. 18.800 EUR, der Median lag bei 10.000 EUR. Die Bandbreite lag 
zwischen 500 EUR und 51.500 EUR; lediglich in einem Fall belief sich 
die Förderungshöhe für einen österreichweit tätigen Verein auf rd. 
300.000 EUR.

Im Jahr 2005 mussten 26 Projekte und im Jahr 2006 insgesamt 51 Pro-
jekte gänzlich abgelehnt werden, wobei laut Angaben des BMGF kein 
Projekt ausschließlich wegen mangelndem Förderungsbudget abge-
wiesen wurde.

Die zuständige Abteilung hatte einen laufenden Überblick über die För-
dermittel. Wenn das BMGF am Ende eines Kalenderjahres noch über 
offene Budgetmittel verfügte, forderte es jene Förderungsnehmer, die 
einen offensichtlichen Bedarf an fi nanziellen Zuschüssen hatten, auf, 
ein Ansuchen auf Nachtragsförderung zu stellen.

 4.2 Der RH anerkannte die Zweckmäßigkeit der laufenden Budgetüberwa-
chung. Die Höhe der insgesamt zu vergebenden Fördermittel blieb im 
überprüften Zeitraum von 2004 bis 2006 weitgehend konstant. Im Jahr 2007 
kam es zu einer Erhöhung des Budgetansatzes um rd. 500.000 EUR auf 
insgesamt rd. 4 Mill. EUR.

 5.1 Da das BMGF zur Sicherstellung von Beratungs– und Betreuungsleis-
tungen eine gesicherte Finanzierung von Vereinen anstrebte, die für 
die Erbringung dieser Leistungen geeignet erschienen, reservierte es 
für diese Förderungsnehmer vorab einen – an der Förderungshöhe des 
Vorjahres orientierten – Betrag.

Die ausbezahlten Fördermittel für das Jahr 2006 betrugen rd. 3,45 Mill. 
EUR. Die für das Förderungsjahr 2007 im Jahr 2006 erstellte Planungs-
liste enthielt bereits voraussichtliche Förderungszahlungen in der Höhe 
von rd. 3,47 Mill. EUR.

 5.2 Bereits zu Jahresbeginn 2007 und somit vor Einlangen eines Großteils 
der Förderungsansuchen war das Förderungsbudget fast zur Gänze 
verplant. Es bestand lediglich eine eingeschränkte Möglichkeit zur För-
derung von innovativen Einzelprojekten. Der RH empfahl deshalb, die 
Budgetzuwächse künftig vermehrt für derartige Projekte zu verwenden.

 5.3 Das BKA sagte dies zu.

Förderungsplanung

Förderungen
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 6.1 Das BMGF ermittelte regelmäßig die Verteilung seiner Fördermittel 
auf die einzelnen Bundesländer. Es verglich die prozentuelle Auftei-
lung der vergebenen Fördermittel pro Bundesland mit dem jeweiligen 
prozentuellen Anteil an Einwohnerinnen — gemessen an der Gesamt-
einwohnerinnenzahl Österreichs. Diese Daten dienten als Planungs-
grundlage und wurden mit dem Ziel erhoben, eine Annäherung unter 
den Bundesländern hinsichtlich der eingereichten förderungswürdigen 
Projektanträge und damit der Höhe der fi nanziellen Unterstützung pro 
Einwohnerin zu erreichen.

Nachstehende Tabelle weist den prozentuellen Anteil an Einwohne-
rinnen pro Bundesland im Jahr 2004 aus und stellt diesem die prozen-
tuelle Verteilung der Fördermittel im Zeitraum 2004 bis 2006 gegen-
über.

Aufteilung der 
 Fördermittel pro 
Bundesland

Frauenförderung

Steuerungsmaßnahmen

2)  Im Bereich „Österreichweite Projekte“ wurden Vereine gefördert, die ihre Leistung nicht speziell für ein 
Bundesland erbrachten, sondern österreichweit tätig waren.

Einwohnerinnen Fördermittel
2004 2004 2005 2006

Anzahl1) in % in EUR1) in % in EUR1) in % in EUR1) in %
Burgenland 142.000 3,4 262.000 8,3 266.000 7,7 267.000 7,7
Kärnten 289.000 6,9 277.000 8,8 279.000 8,1 275.000 8,0
Niederösterreich 800.000 19,0 426.000 13,5 476.000 13,8 496.000 14,4
Oberösterreich 711.000 16,9 384.000 12,1 439.000 12,7 443.000 12,8
Salzburg 270.000 6,4 121.000 3,8 170.000 4,9 177.000 5,1
Steiermark 613.000 14,6 233.000 7,4 297.000 8,6 304.000 8,8
Tirol 352.000 8,4 223.000 7,0 266.000 7,7 272.000 7,9
Vorarlberg 182.000 4,3 121.000 3,8 140.000 4,1 147.000 4,3
Wien 846.000 20,1 650.000 20,5 642.000 18,6 709.000 20,6
Österreichweite
Projekte2) – – 470.000 14,8 474.000 13,7 360.000 10,4
Insgesamt 4,205.000 100,0 3,167.000 100,0 3,449.000 100,03) 3,450.000 100,0

1) auf 1.000 gerundet

3) Rundungsdifferenz
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 6.2 Im Bundesländervergleich bestanden deutliche Unterschiede bei der 
Höhe der Fördermittel pro Einwohnerin (im Jahr 2006 variierten die 
pro Einwohnerin vergebenen Fördermitteln zwischen rd. 0,5 EUR in 
der Steiermark und rd. 1,9 EUR im Burgenland). Die bisherigen Bemü-
hungen des BMGF führten zu keiner erkennbaren Angleichung. Bereits 
durch die Planung der Mittelvergabe sollte eine schrittweise Annähe-
rung an die vorgegebenen Zielparameter erfolgen.

 6.3 Das BKA sagte erhöhte Anstrengungen zu einer schrittweisen Anglei-
chung zu.

 7.1 Für die 34 geförderten Frauenservicestellen, die sieben von diesen 
betriebenen Außenstellen und weitere geförderte Zusatzprojekte wen-
dete das BMGF im Jahr 2006 mit rd. 1,6 Mill. EUR etwa die Hälfte des 
ihm zur Verfügung stehenden Förderungsbudgets auf. Im Jahr 2006 
bezog ein Großteil der Frauenservicestellen Fördermittel in der Höhe 
von jeweils rd. 44.500 EUR.

Nachstehende Tabelle weist die Anzahl der Einwohnerinnen pro Bun-
desland, die Anzahl der Frauenservicestellen sowie die in diesem 
Bereich insgesamt geförderten Projekte in den einzelnen Bundeslän-
dern aus.

Aufteilung der 
 Fördermittel im 
Bereich der Frauen-
servicestellen

Steuerungsmaßnahmen 

Einwohnerinnen 
2004

Geförderte
Frauenservice -
stellen 2006

insgesamt
geförderte 

Projekte 2006

Fördermittel 
2006

Anzahl1) Anzahl in EUR
Burgenland 142.000 6 6 267.000
Kärnten 289.000 5 5 222.500
Niederösterreich 800.000 7 10 350.210
Oberösterreich 711.000 4 4 178.000
Salzburg 270.000 1 2  51.500
Steiermark 613.000 2 2  89.000
Tirol 352.000 2 3  91.500
Vorarlberg 182.000 1 2  58.500
Wien 846.000 6 9 283.740
Summe 4.205.000 34 43 1.591.950

1) auf 1.000 gerundet
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Die geförderten Frauenservicestellen waren großteils in den Städten 
der Bundesländer konzentriert, lediglich im Burgenland und in Kärn-
ten waren die Stellen über das gesamte Bundesland verteilt. Ab dem 
Jahr 2005 war das BMGF bestrebt, die fl ächendeckende Versorgung 
mit Beratungs– und Betreuungsleistungen für Frauen auszubauen.

In der Folge konnten sieben Außenstellen (vier davon in Nieder-
österreich und jeweils eine in Salzburg, Vorarlberg und Tirol) geschaf-
fen werden, die tageweise von Beraterinnen der Frauenservicestel-
len betreut wurden. Für die Betreuung einer Außenstelle bezahlte das 
BMGF der jeweiligen Frauenservicestelle zusätzliche Fördermittel in 
der Höhe von 7.000 EUR pro Jahr.

 7.2 Durch die Schaffung von Außenstellen war es dem BMGF möglich, mit 
geringen zusätzlichen Fördermitteln den Flächendeckungsgrad von Be-
ratungs– und Betreuungsleistungen zu erhöhen. Von der ungleichen Ver-
teilung der Fördermittel sowie den deutlichen Unterschieden bei der 
Anzahl der Frauenservicestellen pro Bundesland im Verhältnis zu der 
Einwohnerinnenanzahl (so gab es z.B. im Burgenland eine Frauen-
servicestelle pro rd. 24.000 Einwohnerinnen und in der Steiermark eine 
pro rd. 307.000 Einwohnerinnen) sollte schrittweise abgegangen werden.

 7.3 Laut Stellungnahme des BKA würden die Bemühungen zur schrittwei-
sen Angleichung des bundesweiten Versorgungsniveaus bei den Frauen-
servicestellen verstärkt werden.

 8.1 Seit dem Jahr 2005 hatten die Frauenservicestellen nach Ablauf des 
Förderungszeitraumes ein statistisches Datenblatt an die Förderungs-
stelle zurückzusenden. Darin waren die Anzahl der abgehaltenen 
Beratungen inklusive Themenbereich sowie die Anzahl der beratenen 
Frauen anzugeben.

Das BMGF nahm für das Kalenderjahr 2005 eine Zusammenstellung 
der Daten sämtlicher Frauenservicestellen (Kennzahlen der Datenblät-
ter, Förderungsbetrag und prozentueller Verteilungsschlüssel) vor; es 
erachtete die Datengrundlagen jedoch als wenig vergleichbar.

 8.2 Der RH beurteilte die Leistungserfassung durch ein statistisches Daten-
blatt als positiv, erachtete dessen Aussagekraft jedoch nicht als ausrei-
chend, um die Einheitlichkeit und Vergleichbarkeit zu gewährleisten. 
In der Folge sollten mit den Förderungsnehmern konkrete Zielverein-
barungen abgeschlossen werden.

Steuerungsmaßnahmen Frauenförderung
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 8.3 Laut Stellungnahme des BKA würde die Vorgabe operativer Ziele die 
Kundenorientierung massiv einschränken, weil sich die Tätigkeit der 
Frauenservicestellen in diesem Fall nach den Vorgaben des BKA rich-
ten würde. Außerdem seien die Beratungsbedürfnisse in den Regionen 
und Städten Österreichs sehr unterschiedlich.

 8.4 Der RH blieb bei seiner Ansicht, dass Zielvereinbarungen mit den För-
derungsnehmern einen möglichst effi zienten Mitteleinsatz gewährleis-
ten. Dieses Instrument sollte vorrangig zur Stärkung der Kundenorien-
tierung eingesetzt werden.

 9.1 Nach den Vorgaben der Allgemeinen Rahmenrichtlinien für die Gewäh-
rung von Förderungen aus Bundesmitteln 2004 (ARR 2004) waren Per-
sonalkosten von Förderungsnehmern nur bis zu jener Höhe förderbar, 
die dem Gehaltsschema des Bundes für vergleichbare Bundesbediens-
tete entsprach.

Die zuständige Abteilung im BMGF legte die zu Vergleichszwecken 
heranzuziehende Einstufung im Einzelfall unter Zugrundelegung des 
Gehaltsschemas für Vertragsbedienstete fest. Dies erfolgte durch ver-
schiedene Sachbearbeiter und führte teilweise zu uneinheitlichen Ein-
stufungen und damit zu unterschiedlichen Förderungen vergleich-
barer Fälle.

Die Mitarbeiterinnen einzelner Förderungsnehmer bezogen ein höheres 
Gehalt als vergleichbare Bundesbedienstete, was teilweise auf den gül-
tigen Kollektivvertrag zurückzuführen war.

Durch Ansuchen bei mehreren Förderungsstellen konnte nicht ausge-
schlossen werden, dass Personalkosten auch über die in den ARR 2004 
vorgesehene Obergrenze hinaus gefördert werden. In einem Fall riet 
das BMGF dem Förderungsnehmer, die über das vergleichbare Bun-
desgehalt hinausgehenden Lohnkosten bei anderen Förderungsstellen 
geltend zu machen.

 9.2 Der RH regte an, zur Verwaltungsvereinfachung und für eine einheit-
liche Bearbeitung möglichst konkrete Vorgaben für die Ermittlung der 
förderbaren Personalkosten festzulegen.

Förderung von 
 Gehaltskosten

Steuerungsmaßnahmen 
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Kritisch sah er, dass das BMGF einem Förderungsnehmer riet, jenen 
Teil der Gehaltskosten, der über der erlaubten Obergrenze lag, von 
anderen Förderungsstellen fördern zu lassen. Durch eine umfassende 
Informationsweitergabe zwischen den verschiedenen Förderungsge-
bern sollte sichergestellt werden, dass Gehälter maximal bis zur Höhe 
des Bezuges eines vergleichbaren Bundesbediensteten aus öffentlichen 
Mitteln gefördert werden.

 9.3 Das BKA sagte eine ressortübergreifende Abstimmung zu.

 10.1 Die Antragsformulare sahen ausführliche Angaben zum jeweiligen 
Projekt vor und standen den Förderungsnehmern auf der Homepage 
des BMGF zur Verfügung.

Im Fördervertrag für die Frauenservicestellen war festgelegt, wie viele 
Beratungsstunden mit dem zuerkannten Förderungsbetrag zu leisten 
waren, um vorrangig Beratungseinheiten für Frauen statt der Abgel-
tung von Verwaltungskosten zu fördern.

 10.2 Der RH anerkannte den umfassenden Informationsgehalt der Antrags-
formulare und deren leichte Zugänglichkeit. Er erachtete den Ansatz 
des BMGF, mit der bewilligten Förderungssumme primär die Beratungs-
leistungen für Frauen abzudecken und lediglich einen geringeren Teil 
der Summe für Verwaltungskosten einzusetzen, für zweckmäßig.

 11.1 Die einzelnen Arbeitsprozesse im Rahmen des Förderungsverfahrens 
waren schriftlich nicht festgehalten.

In regelmäßigen Sitzungen berieten die zuständige Abteilungsleite-
rin im BMGF und eine Vertreterin des Büros der Bundesministerin 
— unter Zugrundelegung der vorab grob genehmigten Förderungs-
planungsliste — über allfällige Zu– und Absagen. Im BMGF gab es 
keine Protokolle über diese Sitzungen. Es lagen lediglich handschrift-
liche Aufzeichnungen vor, denen die konkreten Entscheidungskrite-
rien, die für die Gewährung einer Förderung maßgeblich waren (z.B. 
die genauen Gründe für die festgelegte Förderungshöhe), nicht zu ent-
nehmen waren.

Die endgültige Entscheidung über sämtliche Förderanträge oblag aus-
schließlich der Bundesministerin.

Förderungsverfahren

Förderungsansuchen 
und Fördervertrag

Ablauf und Förde-
rungsentscheidung

Frauenförderung
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 11.2 Zur Verbesserung des Internen Kontrollsystems, zur Schaffung von mehr 
Transparenz und zur Qualitätssicherung sollten die wesentlichen Pro-
zesse und die Verantwortlichkeiten schriftlich dokumentiert werden.

Der RH erachtete das Bewilligungsverfahren im Verhältnis zu einzel-
nen Förderungssummen als relativ aufwendig und empfahl daher, die 
Entscheidungsbefugnisse zumindest bei geringen Förderungssummen 
an die Sektionsleiterin bzw. die Abteilungsleiterin zu delegieren.

Mangels interner schriftlicher Vorgaben und Aufzeichnungen waren 
die Entscheidungsgründe und –kriterien nicht hinreichend nachvoll-
ziehbar. Der RH empfahl, die relevanten Entscheidungsgründe (Begrün-
dung für Zu– und Absagen, Kriterien für die Bemessung der Förde-
rungshöhe) jedenfalls in den Förderungsakten festzuhalten, um die 
Nachvollziehbarkeit sicherzustellen.

 11.3 Das BKA sagte eine Verbesserung der Dokumentation der Entschei-
dungen und eine Delegation der Entscheidungsbefugnis zu. Es erach-
tete die Verantwortlichkeiten laut Geschäftseinteilung sowie durch die 
Approbationsbefugnisse jedoch als ausreichend festgelegt.

 11.4 Der RH wies neuerlich darauf hin, dass die wesentlichen Kriterien der 
Förderungsentscheidung jedenfalls nachvollziehbar sein müssen und 
die Prozessabläufe schriftlich festgelegt sein sollten.

 12.1 Im Jahr 2006 kam es zu sieben Rückforderungen von Förderungen in 
der Höhe von insgesamt rd. 15.400 EUR. Eine interne Verfahrensrege-
lung, wann und in welcher Form eine Mahnung bzw. Rückforderung 
zu erfolgen hätte, gab es nicht.

Die Trennung von Projektbearbeitung und Abrechnungskontrolle war 
nicht immer sichergestellt.

 12.2 Das BMGF führte die Kontrolle der Abrechnungen sorgfältig durch. 
Der RH empfahl jedoch eine Vereinheitlichung des Mahnwesens und 
Rückzahlungsverfahrens unter Festlegung der wesentlichen Kriterien 
und Vorgangsweisen (z.B. Fristen, Anforderungsschreiben). Nachfor-
derungen sollten aus Gründen der Nachvollziehbarkeit und Beweis-
barkeit schriftlich abgewickelt werden. Ein IT–unterstütztes System 
zur Überwachung der fristgerechten Vorlage von Förderungsabrech-
nungen und zur Versendung von standardisierten Anforderungsschrei-
ben würde den Arbeitsprozess effi zienter gestalten.

Abrechnung und 
Mahnwesen

Förderungsverfahren
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Bei der Arbeitszuteilung empfahl der RH, auf eine strikte personelle 
Trennung von Projektbearbeitung und Abrechnungskontrolle zu ach-
ten, um größtmögliche Sicherheit in der Gebarung zu gewährleisten.

 12.3 Laut Stellungnahme des BKA sei durch die zwischenzeitlich erfolgte 
Übertragung der Abrechnungskontrolle in die Präsidialsektion des BKA 
eine einheitliche Vorgangsweise gegeben und die personelle Trennung 
von Projektbearbeitung und Abrechnungskontrolle erfolgt.

 13.1 Die Erfassung und Auswertung relevanter Daten — neben dem elekt-
ronischen Akt (ELAK) und dem Softwaretool zur Haushaltsverrech-
nung (HV–SAP) — erfolgte abteilungsintern in unterschiedlichen Lis-
ten. Die Stammdaten der einzelnen Förderungsnehmer waren in den 
nicht miteinander vernetzten Datenbeständen teilweise uneinheitlich 
geführt bzw. unterschiedlich bezeichnet.

 13.2  Der RH empfahl die Erstellung einer Datenbank, um die Daten auf eine 
gemeinsame Grundlage zu bringen, die manipulativen Tätigkeiten zu 
verringern und ressourcenschonende Auswertungen zu ermöglichen.

 13.3 Das BKA teilte mit, dass eine entsprechende Datenbank aus fi nanziel len 
Gründen und im Hinblick auf die Planung einer bundesweiten För de-
rungsdatenbank nicht realisiert worden sei. Es wäre nunmehr beab-
sichtigt, die IT–Lösung des BKA auch für den Bereich der Frauenförde-
rung anzuwenden.

 13.4 Der RH blieb bei seiner Ansicht und empfahl, nach einer vorangehenden 
Kosten–Nutzen–Untersuchung eine möglichst effi ziente und kosten-
günstige IT–Lösung zu wählen bzw. zu prüfen, ob die IT–Lösung des 
BKA den Erfordernissen der Frauenförderung ausreichend entspricht. 
Der RH wies bereits wiederholt darauf hin, dass der Förderungsgeber 
dieselben Informationen über beantragte Förderungen haben sollte 
wie der Förderungsnehmer. Daher empfahl er bereits mehrfach die 
Errichtung einer zumindest bundesweiten Förderungsdatenbank. Bei 
der Datenbanklösung des Ressorts wäre auf die Kompatibilität mit 
bundesweiten Systemen Bedacht zu nehmen.

IT–System

Förderungsverfahren Frauenförderung
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 14.1 Da die Förderungswerber im Regelfall Zuwendungen von unterschied-
lichen Förderungsstellen erhielten, verständigte das BMGF andere Orga-
nisationseinheiten des Bundes, die mittels Förderungen oder aufgrund 
einer gesetzlichen Basis die vom BMGF geförderten Vereine fi nanziell 
unterstützten, schriftlich über den Förderungswerber sowie die zuge-
sprochene Förderungshöhe. Das BMGF erhielt ebenfalls Informationen 
von anderen Förderungsgebern.

 14.2 Der RH regte an, andere Förderungsstellen auch über den konkreten 
Förderungsgegenstand und den Förderungszeitraum (z.B. durch Über-
mittlung der Förderungszusage) zu informieren. Ein erhöhtes Ausmaß 
an Transparenz verringert das Risiko von möglichen Mehrfachförde-
rungen.

Zur Vereinheitlichung der Förderungsgrundlagen sollte mit anderen 
Förderungsstellen eine möglichst weitgehende Annäherung der Vor-
gangsweise (z.B. Defi nition der förderbaren Kosten, Festlegung der 
Obergrenzen für förderbare Gehälter) angestrebt und der Inhalt der 
gegenseitigen Verständigungen genauer festgelegt werden.

 14.3 Das BKA sagte dies zu.

 15 Nach dem Sicherheitspolizeigesetz war der Bundesminister für Inneres 
ermächtigt, bewährte und geeignete Opferschutzeinrichtungen vertrag-
lich mit der Beratung und Unterstützung von Menschen, die von Ge-
walt bedroht sind, zu beauftragen. Die Verträge mit Opferschutzeinrich-
tungen, die überwiegend der Beratung und Unterstützung von Frauen 
dienten, waren vom BMI und BMGF gemeinsam abzuschließen.

Nachstehende Tabelle weist die vom BMI und vom BMGF insgesamt an 
die zehn Interventionsstellen ausbezahlten Beträge sowie die prozentuel-
len Veränderungen gegenüber dem Vorjahr aus (Beträge gerundet).

Zusammenarbeit mit 
anderen Förderungs-
stellen

Überblick

Förderungsverfahren

Interventionsstellen gegen Gewalt in der Familie

III-17 der Beilagen XXIV. GP - Bericht - Hauptdokument64 von 188



BKA

Bund 2009/1 57

 16.1 Die Erteilung der Aufträge an die Interventionsstellen und die administ-
rative Abwicklung erfolgte federführend durch das BMI. Sämtliche Ent-
scheidungen wurden von beiden Ressorts einvernehmlich getroffen.

Über die konkreten Vorgangsweisen, Abläufe und Zuständigkeiten gab 
es keine Vereinbarung oder schriftliche Dokumentation. Einzelne Teil-
bereiche (z.B. jährliche Anbotslegung an beide Ressorts, alleinige Zu-
ständigkeit für die Vornahme der Abrechnung beim BMI) konnten ledig-
lich den Verträgen mit den Interventionsstellen entnommen werden.

Die Kosten sollten laut Angabe der zuständigen Abteilung im BMGF 
von beiden Ressorts je zur Hälfte getragen werden, eine schriftliche 
Vereinbarung dazu konnte dem RH nicht vorgelegt werden. In den Jah-
ren 2004 und 2005 übernahm das BMGF nach Absprache der zustän-
digen Minister den betragsmäßig größeren Anteil an den Kosten. Das 
BMI bezahlte in diesem Zeitraum im Gegenzug die Kosten für die Regio-
nalstellen Zwettl und Freistadt, die erst im Jahr 2006 in die Aufträge 
an die jeweiligen Interventionsstellen aufgenommen wurden.

 16.2 Zur Schaffung von mehr Transparenz und Verbindlichkeit sollte mit 
dem BMI eine schriftliche Vereinbarung über Vorgangsweisen, Zustim-
mungserfordernisse, Verteilungsschlüssel des Budgets und Zuständig-
keiten abgeschlossen werden.

Ressortübergreifende 
Regelung der
Zusammenarbeit

Interventionsstellen gegen
Gewalt in der Familie

Frauenförderung

2004 2005 Abweichung
zum Vorjahr in %

2006 Abweichung
zum Vorjahr in %

Burgenland 233.600 254.600 + 9,0 254.600 –
Kärnten 257.500 280.700 + 9,0 280.700 –
Niederösterreich 342.300 373.100 + 9,0 431.900 + 15,82)

Oberösterreich 327.600 357.100 + 9,0 413.600 + 15,82)

Salzburg 356.400 388.500 + 9,0 388.500 –
Steiermark 371.100 404.600 + 9,0 404.600 –
Tirol 288.700 314.700 + 9,0 314.700 –
Vorarlberg 191.900 209.200 + 9,0 209.200 –
Wien 581.900 670.500 + 15,2 670.500 –
IBF1) – – – 276.700 –
Insgesamt 2.951.000 3.253.000 + 10,2 3.645.000 + 12,0

1) Interventionsstelle für Betroffene des Frauenhandels
2)  Im Jahr 2006 wurden die Regionalstellen Freistadt und Zwettl erstmals in die Aufträge an die Interventionsstellen 

Oberösterreich bzw. Niederösterreich aufgenommen.
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 16.3 Laut Stellungnahme des BKA werde es bezüglich der schriftlichen Ver-
einbarung mit dem BMI Kontakt aufnehmen. Jedoch stelle die Verein-
barung des Verteilungsschlüssels eine politische Entscheidung dar. In der 
Vereinbarung könne festgehalten werden, dass die jeweiligen Fachab-
teilungen im Vorfeld möglichst auf eine gleichteilige Budgetierung hin-
wirken sollten.

 16.4 Der RH nahm die Bereitschaft des Ressorts zum Abschluss einer dies-
bezüglichen Vereinbarung zur Kenntnis, wies jedoch nochmals dar-
auf hin, dass eine festgelegte Budgetaufteilung vorteilhaft wäre.

 17.1 Die Interventionsstellen hatten dem BMI jeweils bis zum 31. März des 
Folgejahres eine Abschlussrechnung vorzulegen. Zu Beginn des Jah-
res 2007 waren die Abrechnungen zweier Interventionsstellen aus den 
Jahren 2002 und 2003 bzw. aus dem Jahr 2004 teilweise noch offen. 
Da das BMI alleine für die Abrechnung zuständig war, verfügte das 
BMGF über keine direkte Eingriffsmöglichkeit.

 17.2 Der RH wies auf die Notwendigkeit hin, rasch Klarheit über die wid-
mungsgemäße Verwendung der Mittel sowie den ordnungsgemäßen 
Ablauf der Leistungserbringung und –verrechnung zu erlangen und 
erachtete die über einen langen Zeitraum offenen Abrechnungen als 
problematisch.

Abrechnung

Interventionsstellen gegen
Gewalt in der Familie

III-17 der Beilagen XXIV. GP - Bericht - Hauptdokument66 von 188



BKA

Bund 2009/1 59

 18 Zusammenfassend hob der RH folgende Empfehlungen hervor.

(1) Zu den übergeordneten Wirkungszielen sollten operative Ziele 
festgelegt werden, so dass Art und Ausmaß der Zielerreichung zu-
künftig eindeutig festgestellt und transparent nachvollzogen wer-
den können. Ein mittelfristiges Förderungskonzept sollte erstellt wer-
den, das neben der strategischen Ausrichtung der Frauenförderung 
konkrete und messbare operative Ziele, Steuerungsmaßnahmen, 
Evaluierungskriterien sowie Förderungsschwerpunkte und das jewei-
lige Förderungsvolumen pro Schwerpunkt umfasst. (TZ 2)

(2) Eine genauere Defi nition bzw. Abgrenzung der einzelnen Förde-
rungsschwerpunkte wäre vorzunehmen und schriftlich zu doku-
mentieren. (TZ 3)

(3) Budgetzuwächse wären vermehrt für innovative Einzelprojekte 
zu verwenden. (TZ 5)

(4) Zur Vereinheitlichung der Förderungsgrundlagen sollte mit ande-
ren Förderungsstellen eine möglichst weitgehende Annäherung der 
Vorgangsweise (z.B. Defi nition der förderbaren Kosten, Festlegung der 
Obergrenzen für förderbare Gehälter) angestrebt werden. (TZ 14)

Durch eine umfassende Informationsweitergabe zwischen den ver-
schiedenen Förderungsgebern sollte sichergestellt werden, dass Ge-
hälter maximal bis zur Höhe des Bezuges eines vergleichbaren Bun-
desbediensteten aus öffentlichen Mitteln gefördert werden. (TZ 9)

(5) Die für die Förderungsentscheidung relevanten Kriterien (Begrün-
dung von Zu– und Absagen, Kriterien für die Bemessung der För-
derungshöhe) sollten in den Förderungsakten festgehalten werden. 
(TZ 11)

(6) Die Entscheidungsbefugnisse sollten zumindest bei geringeren 
Förderungssummen delegiert werden. (TZ 11)

(7) Mit den Förderungsnehmern wären konkrete Zielvereinbarungen 
abzuschließen. (TZ 8)

(8) Bei der Arbeitszuteilung wäre auf eine strikte personelle Tren-
nung von Projektbearbeitung und Abrechnungskontrolle zu achten. 
(TZ 12)

Schluss-
bemerkungen

Frauenförderung
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(9) Das Mahnwesen für ausständige Abrechnungsunterlagen und das 
Rückzahlungsverfahren sollten vereinheitlicht werden. (TZ 12)

(10) Für die Förderungsabwicklung wäre — in einem ersten Schritt 
— eine Datenbanklösung zu implementieren, um die Daten auf eine 
gemeinsame Grundlage zu bringen, die manipulativen Tätigkeiten 
zu verringern und ressourcenschonende Auswertungen zu ermög-
lichen. Bei der Datenbanklösung des Ressorts wäre auf die Kompa-
tibilität mit bundesweiten Systemen Bedacht zu nehmen. (TZ 13)

(11) Im Bereich der Interventionsstellen wäre mit dem BMI eine 
schriftliche Vereinbarung über Vorgangsweisen, Zustimmungserfor-
dernisse, Verteilungsschlüssel des Budgets und Zuständigkeiten ab-
zuschließen. (TZ 16)

Schlussbemerkungen
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Kurzfassung

Förderungsmittel für staatsbürgerliche Bildungs-
arbeit der politischen Parteien

Die Abgrenzung der Parteiakademien zu den politischen Parteien 
war nicht immer transparent. So trug die Freiheitliche Akademie 
die Kosten der Feier anlässlich des 50–jährigen Bestehens der FPÖ 
zur Gänze. Im Jahr 2005 wies die Politische Akademie der ÖVP ein 
negatives Eigenkapital auf; zwischenzeitlich verbesserte sich die 
wirtschaftliche Situation. 

Prüfungsziel

Ziel der Gebarungsüberprüfung war es festzustellen, ob die För-
derungsmittel für die staatsbürgerliche Bildungsarbeit gemäß den 
gesetzlichen Vorgaben verwendet worden sind. (TZ 1)

Bundesregierung

Bei den geförderten Einrichtungen handelte es sich um die Poli-
tische Akademie der ÖVP, das Dr. Karl Renner–Institut (Renner–
Institut), die Freiheitliche Akademie und die Grüne Bildungswerk-
statt. (TZ 1)

Von 2002 bis 2006 erhielten die Parteiakademien für die staats-
bürgerliche Bildungsarbeit Bundesförderungsmittel in Höhe von 
43,51 Mill. EUR. Davon setzten sie zwischen 70,4 % und 87,5 % 
für Bildungsaktivitäten ein. (TZ 6)

Die Politische Akademie der ÖVP wies Ende 2005 — dem ersten Jahr, 
in dem nach den Rechnungslegungsvorschriften für Vereine eine 
Bilanz zu erstellen war — ein negatives Eigenkapital auf. Dafür 
waren insbesondere hohe Aufwendungen für den Bereich Bildung 
sowie für Instandhaltungsarbeiten am Institutsgebäude verantwort-
lich. (TZ 5)
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Die übrigen Bildungseinrichtungen verfügten Ende 2006 über hohe 
Eigenmittel. Diese setzten sich aus Bargeld, Bankguthaben und For-
derungen abzüglich der Verbindlichkeiten und der Vorsorge für 
Abfertigungen zusammen. Die Freiheitliche Akademie verfügte 
Ende 2005 über weit mehr als einen vollen Jahresförderungsbe-
trag an Eigenmitteln. Eine dauernde Veranlagung der Förderungs-
mittel war gesetzlich nicht zulässig. (TZ 5)

Die zusätzlichen Förderungsmittel für internationale politische Bil-
dungsarbeit setzte im Zeitraum 2002 bis 2006 nur die Grüne Bil-
dungswerkstatt zur Gänze für diesen Förderungszweck ein. Bei den 
übrigen Bildungseinrichtungen lag der diesbezügliche Anteil zwi-
schen 43,9 % (Freiheitliche Akademie) und 85,9 % (Renner–Insti-
tut). (TZ 4)

Im selben Zeitraum lag der Verwaltungsaufwand der Bildungsein-
richtungen — mit Ausnahme jener der Freiheitlichen Akademie — 
bei rund einem Drittel des Bildungsaufwandes. Bei der Freiheit-
lichen Akademie betrug der Verwaltungsaufwand im angeführten 
Zeitraum 75,1 % des Bildungsaufwandes. (TZ 6)

Politische Akademie der ÖVP

Teilweise erfolgte keine genaue Verrechnung der Leistungen zwi-
schen der Politischen Akademie der ÖVP und der in ihrem Eigentum 
stehenden Gesellschaft zur Führung eines Seminarhotels. (TZ 7)

Renner–Institut 

Das Renner–Institut und die Bildungsorganisation der SPÖ vergeben 
jährlich den Bruno Kreisky–Preis für politische Literatur. Gegen-
über den Vorjahren fanden die Preisverleihungen 2005 und 2006 
an drei statt an zwei Terminen statt. Dadurch erhöhten sich die Kos-
ten um rd. 16.400 EUR bzw. rd. 6.600 EUR. (TZ 9)

Das Renner–Institut beauftragte für das Layout der Newsletter sowie 
von Einladungen, Inseraten, Visitkarten und Bühnendekorationen 
jeweils einen Grafi ker. Die Gesamtkosten dafür betrugen in den Jah-
ren 2005 und 2006 jeweils rd. 56.000 EUR; dies entsprach rd. 2 % 
des jeweiligen Bildungsaufwandes. (TZ 10)

Kurzfassung
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Bei einem Großteil der Veranstaltungen und bei einigen Seminaren 
erfolgte eine Fotodokumentation durch professionelle Fotografen. 
Die Gesamtkosten für Aufnahmehonorare und Ausarbeitungskos-
ten betrugen im Jahr 2005 rd. 21.000 EUR und im Jahr 2006 rd. 
22.000 EUR. (TZ 10)

Freiheitliche Akademie

Eine ausstehende Darlehensforderung in Höhe von 363.364 EUR 
gegen die FPÖ wurde in eine Vorauszahlung für künftige Aufwen-
dungen umgewandelt. Dies führte zu einem entgangenen Zinser-
trag von rd. 24.000 EUR. (TZ 12)

Die FPÖ–Kärnten zahlte der Freiheitlichen Akademie für ein ge-
währtes Darlehen statt der vereinbarten 1,65 % lediglich 0,65 % an 
Zinsen zurück. Bei vereinbarungsgemäßer Verzinsung wären diese 
um 4.375 EUR höher gewesen. (TZ 13)

Im Jahr 2006 betrug der Aufwand für Inserate rd. 101.000 EUR. 
Dies entsprach 16,6 % des Bildungsaufwandes. (TZ 15)

Die Freiheitliche Akademie konnte keine vollständige Projektpla-
nung und Projektdokumentation vorlegen. (TZ 14)

Grüne Bildungswerkstatt

Die Grüne Bildungswerkstatt gab — entgegen den Richtlinien — För-
derungsmittel für Projekte an Dritte weiter. Die geforderte Feder-
führung der Grünen Bildungswerkstatt bei Veranstaltungen war in 
Einzelfällen nicht feststellbar. (TZ 18)

Bei Projekten der Grünen Bildungswerkstatt mit der Partei sowie mit 
parteinahen Organisationen fehlte in einigen Fällen — entgegen den 
Richtlinien — die erforderliche Kostenbeteiligung oder es lag keine 
schriftliche Vereinbarung und Abrechnung darüber vor. (TZ 19)

Kurzfassung Förderungsmittel für staatsbürgerliche 
Bildungsarbeit der politischen Parteien
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 1 Der RH überprüfte von Jänner bis März 2007 die Gebarung mit den 
Mitteln nach dem Bundesgesetz über die Förderung politischer Bil-
dungsarbeit und Publizistik, BGBl. Nr. 369/1984 i.d.g.F. (Publizistik-
förderungsgesetz 1984 – PubFG), Abschnitt I. Der überprüfte Zeitraum 
umfasste die Jahre 2002 bis 2006; innerhalb dessen lag das Schwer-
gewicht der Prüfung bei den Jahren 2005 und 2006.

Bei den im überprüften Zeitraum geförderten Rechtsträgern handelte es 
sich um die Politische Akademie der ÖVP, das Dr. Karl Renner–Institut 
(Renner–Institut), die Freiheitliche Akademie und die Grüne Bildungs-
werkstatt. Die Prüfung fand bei den Bildungseinrichtungen statt. Ziel 
der Gebarungsüberprüfung war es festzustellen, ob die Förderungs-
mittel für die staatsbürgerliche Bildungsarbeit gemäß den gesetzlichen 
Vorgaben verwendet worden sind.

Die letzte Überprüfung der Förderungsmittel erfolgte im Jahr 2000 und 
betraf die Jahre 1995 bis 1999. Der in der Reihe Bund 2001/5 S. 45 ff. 
veröffentlichte Bericht wird in der Folge als Vorbericht bezeichnet.

Zu den im Juli 2007 übermittelten Prüfungsergebnissen nahmen das 
Dr. Karl Renner–Institut im August 2007, die Politische Akademie der 
ÖVP und die Grüne Bildungswerkstatt im September 2007, die Frei-
heitliche Akademie im Oktober 2007 sowie die Bundesregierung im 
November 2007 Stellung. Der RH erstattete seine Gegenäußerungen 
im Dezember 2007.

Prüfungsablauf und 
–gegenstand

Kenndaten betreffend die Förderungsmittel für 
staatsbürgerliche Bildungsarbeit der politischen Parteien

Rechtsgrundlagen Bundesgesetz über die Förderung politischer Bildungsarbeit und Publizistik 1984 
(Publizistikförderungsgesetz 1984 – PubFG), BGBl. Nr. 369/1984 i.d.g.F. 

 Vereinsgesetz 2002, BGBl. I Nr. 66/2002 i.d.g.F.

Förderungsmittel1) 2002 2003 2004 2005 2006

 in 1.000 EUR

Politische Akademie der ÖVP 2.325,1 3.151,2 3.151,2 3.531,7 3.627,1
Dr. Karl Renner–Institut 2.722,9 2.845,3 2.845,3 3.188,5 3.274,6
Freiheitliche Akademie 2.325,1 1.284,7 1.284,7 1.438,1 –
Grüne Bildungswerkstatt 1.162,3 1.254,1 1.254,1 1.403,8 1.441,7

Summe 8.535,3 8.535,3 8.535,3 9.562,1 8.343,4
1) rundungsbedingte Abweichungen möglich
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 2 Der Bund hat die staatsbürgerliche Bildungsarbeit der politischen Par-
teien durch Zuwendungen an Stiftungen oder Vereine (Rechtsträger) zu 
fördern, sofern diese bestimmte Voraussetzungen erfüllen. Der Rechts-
träger hat in Übereinstimmung mit seiner Satzung das Ziel zu verfol-
gen,

– die staatsbürgerliche Bildung im Sinne der Grundsätze der Bundes-
verfassung, 

– die politische und kulturelle Bildung sowie

– die Einsichten in politische, wirtschaftliche, rechtliche und gesell-
schaftliche Zusammenhänge,

– auf innerstaatlicher und internationaler Ebene,

– unmittelbar und in gemeinnütziger Weise zu fördern,

– insbesondere durch Schulungen, Seminare, Enqueten, Vorträge, 
Arbeitsgruppen, Fernkurse, Stipendien und Publikationen.

Eine Konkretisierung dieser Ziele erfolgte in den „Richtlinien für die 
Beurteilung der widmungsgemäßen Verwendung der Förderungsmit-
tel“ (Richtlinien), die der im BKA mit beratender Funktion eingerich-
tete Beirat erlassen hat. 

 3 (1) Nach dem PubFG bestehen die Förderungsmittel aus einem Grund-
betrag und einem Zusatzbetrag.

Der Grundbetrag entspricht dem Jahresbruttobezug von fünf ordent-
lichen Universitäts(Hochschul–)professoren der Gehaltsstufe 8 sowie 
sieben Vertragsbediensteten der Entlohnungsgruppe b, Entlohnungs-
stufe 17, jeweils einschließlich der Sonderzahlungen. Im Jahr 2006 
betrug der Grundbetrag 601.766 EUR.

Als Zusatzbetrag erhält ein Rechtsträger für jeden Nationalratsabgeord-
neten jener politischen Partei, die ihn als Förderungswerber bestimmt 
hat, einen Jahresbruttobezug eines Vertragsbediensteten der Entloh-
nungsgruppe c, Entlohnungsstufe 15, einschließlich der Sonderzah-
lungen. 

Zielsetzung der 
Förderung

Zuerkennung der 
Förderungsmittel

Förderungsmittel für staatsbürgerliche 
Bildungsarbeit der politischen Parteien
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Für internationale Bildungsarbeit sind dem Rechtsträger auf sein Ver-
langen zusätzliche Förderungsmittel in Höhe von 40 % des ihm gebüh-
renden Grund– und Zusatzbetrages zuzuweisen. In den Jahren 2001 
bis 2004 betrug der Prozentsatz der zusätzlichen Förderungsmittel 
(für internationale politische Bildungsarbeit) aufgrund einer Sonder-
bestimmung im PubFG 34 %.

(2) Für die Zuerkennung der Förderungsmittel nach dem PubFG ist 
unter anderem Voraussetzung, dass der Rechtsträger von einer mit min-
destens fünf Abgeordneten im Nationalrat vertretenen politischen Par-
tei als Förderungswerber bestimmt wird. Einen Stichtag, zu dem diese 
Voraussetzungen erfüllt sein müssen, enthält das PubFG nicht. 

Bei Zuerkennung der Förderungsmittel für 2006 war die FPÖ nur mit 
drei Abgeordneten im Nationalrat vertreten. Der Ministerrat beschloss 
daher am 23. März 2006, an die Freiheitliche Akademie für 2006 keine 
Förderungsmittel auszuzahlen. 

 4.1 Die zusätzlichen Förderungsmittel für internationale politische Bil-
dungsarbeit können auch für staatsbürgerliche Bildungsarbeit verwen-
det werden. Sie wurden im folgenden Umfang tatsächlich für interna-
tionale politische Bildungsarbeit verwendet:

Internationale 
politische Bildungs-
arbeit

Zuerkennung der Förderungsmittel

Internationale politische Bildungsarbeit (2002 bis 2006)

Rechtsträger Förderungsmittel davon für internationale
 politische Bildungsarbeit
 verwendet 

 in 1.000 EUR in %

Politische Akademie der ÖVP 4.234,5 75,8
Renner-Institut 3.981,3 85,9
Freiheitliche Akademie 1.652,8 43,9
Grüne Bildungswerkstatt 1.744,3 100,0

Quelle: Bildungseinrichtungen
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 4.2 In seinem Vorbericht wies der RH bereits darauf hin, dass kein Rechts-
träger diese Förderungsmittel zur Gänze entsprechend dem eigent-
lichen Förderungszweck verwendet hat. 

Im Zeitraum 2002 bis 2006 setzte nur die Grüne Bildungswerkstatt die 
Förderungsmittel für internationale politische Bildungsarbeit zur Gänze 
für den im PubFG vorgesehenen eigentlichen Förderungszweck ein. 
Bei den übrigen Bildungseinrichtungen lag der diesbezügliche Anteil 
zwischen 43,9 % und 85,9 % und damit höher als im Zeitraum 1995 
bis 1999. Anlässlich der Gebarungsüberprüfung im Jahr 2000 hatte 
der RH Anteile zwischen 18 % und 88 % festgestellt.

Da die Bildungseinrichtungen — mit Ausnahme der Grünen Bildungs-
werkstatt — nach wie vor die Zuwendungen für internationale poli-
tische Bildungsarbeit nur zu einem Teil für den im Gesetz vorgese-
henen eigentlichen Förderungszweck einsetzten, lag nach Ansicht des 
RH weiterhin ein Potenzial für eine Verringerung dieser Förderungs-
mittel vor. Der RH empfahl die Abstimmung von Lösungsmöglich-
keiten durch den im BKA eingerichteten Beirat.

 4.3 Die Bundesregierung wies in ihrer Stellungnahme darauf hin, dass 
eine Änderung der gesetzlichen Bestimmung derzeit nicht in Aussicht 
genommen sei. Dennoch würden im Beirat Maßnahmen diskutiert, um 
den Anteil der für internationale politische Bildungsarbeit verwende-
ten Mittel weiter zu erhöhen.

Die Politische Akademie der ÖVP und das Renner–Institut verwiesen 
auf die bestehende gesetzliche Regelung, wonach nicht verwendete För-
derungsmittel für internationale Bildungsarbeit auch für Projekte der 
staatsbürgerlichen Bildungsarbeit verwendet werden könnten und sahen 
kein Einsparungspotenzial. Allerdings sei es möglich, eine Untergrenze 
für die Verwendung der Förderung der internationalen Bildungsarbeit 
bei sonstiger Rückzahlungsverpfl ichtung festzulegen.

Nach Ansicht der Freiheitlichen Akademie korreliere die Umsetzungs-
möglichkeit der internationalen Bildungsarbeit im Wesentlichen mit der 
internationalen Einbindung der Mutterpartei der Parteiakademien. Die 
FPÖ verfüge im Gegensatz zu den anderen Parteien bis dato über kein 
internationales Netz an Schwesterparteien, sei kein Mitglied internatio-
naler Parteiorganisationen und zahle dementsprechend auch keine Mit-
gliedsbeiträge. Die Freiheitliche Akademie habe Anstrengungen unter-
nommen, selbst eine internationale Parteienplattform aufzubauen, die 
Basis verstärkter künftiger Bildungsarbeit sein werde.

Internationale politische Bildungsarbeit Förderungsmittel für staatsbürgerliche 
Bildungsarbeit der politischen Parteien
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Die Grüne Bildungswerkstatt sprach sich ebenfalls gegen eine Kürzung 
der Förderungsmittel für internationale politische Bildungsarbeit aus. 
Sie hielt aber eine defi nitive Zweckbindung für sinnvoll.

 5.1 (1) Die gewährten Förderungsmittel dürfen nicht in unbeweglichem 
Vermögen oder in anderer Art dauernd angelegt werden.

Das PubFG ermöglicht allerdings die Bildung von Rücklagen im Aus-
maß von jeweils höchstens 5 % der in diesem Jahr zugewendeten För-
derungsmittel für

– die Erhaltung und Erneuerung des der Unterbringung des Rechts-
trägers dienenden unbeweglichen Vermögens1) sowie

– Abfertigungen, freiwillige Pensionsleistungen und Einrichtungen zur 
Fortbildung der Dienstnehmer. Diese Rücklage darf ein Drittel der 
im betreffenden Jahr zugewendeten Förderungsmittel nicht über-
steigen.

1) Die Rechtsträger konnten in den Jahren 1973 bis 1978 aus Förderungsmitteln unbe-
wegliches Vermögen anschaffen, das der Unterbringung des Rechtsträgers dient. 
Zur Zeit der Gebarungsüberprüfung verfügten die Politische Akademie der ÖVP und 
das Renner–Institut über unbewegliches Vermögen.

Zur Erhebung der nicht ausgeschöpften Förderungsmittel fasste der 
RH die von den Bildungseinrichtungen jeweils zum 31. Dezember aus-
gewiesenen Aktivposten (Bargeld, Bankguthaben und Forderungen) 
abzüglich der Verbindlichkeiten und der Vorsorge für Abfertigungen 
als „Eigenmittel“ zusammen. Dies ermöglicht einen Überblick über den 
Umfang der von den Bildungseinrichtungen (noch) nicht für Aktivi-
täten im Sinne des PubFG verbrauchten Förderungsmittel.

Zum 31. Dezember ergab sich jeweils folgender Stand an Eigenmitteln:

Eigenmittel

 2002 2003 2004 2005 2006

 in 1.000 EUR

Politische Akademie der ÖVP1) – 24,8 – 451,5 – 1.891,1 – 1.979,8 – 1.292,9
Renner–Institut 51,2 210,0 374,1 434,6 818,4
Freiheitliche Akademie 1.553,0 1.519,0 1.664,0 1.879,3 609,0
Grüne Bildungswerkstatt 349,7 370,7 414,0 455,4 487,9

1) negativer Stand an Eigenmitteln

Quelle: Bildungseinrichtungen
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(2) Gemessen an den jährlichen Förderungsmitteln entwickelten sich 
die Eigenmittel wie folgt:

(3) Die Eigenmittel der Grünen Bildungswerkstatt betrugen Ende 2006 
mehr als ein Drittel und jene des Renner–Institutes ein Viertel der zuge-
wendeten Förderungsmittel. Die Freiheitliche Akademie verfügte bis 
Ende 2005 über weit mehr als einen vollen Jahresförderungsbetrag an 
nicht verbrauchten Förderungsmitteln. Auffällig war zudem der kon-
tinuierliche Anstieg der nicht verwendeten Förderungsmittel.

Anders war die fi nanzielle Situation bei der Politischen Akademie der 
ÖVP. Sie verzeichnete im überprüften Zeitraum negative Eigenmittel, 
die in den Jahren 2004 und 2005 sogar mehr als die Hälfte der jähr-
lichen Förderungsmittel betrugen. Überdies wies die Politische Aka-
demie der ÖVP 2005 — dem ersten Jahr, in dem nach den geänderten 
Rechnungslegungsvorschriften für Vereine eine Bilanz zu erstellen war 
— ein negatives Eigenkapital auf. Dies war insbesondere auf hohe Auf-
wendungen für den Bereich Bildung sowie für dringend erforderliche 
Instandhaltungsarbeiten am Institutsgebäude zurückzuführen.

(4) Die Bildungseinrichtungen begründeten die hohen Beträge an nicht 
verbrauchten Förderungsmitteln teilweise damit, dass für den Seminar– 
und Veranstaltungsbetrieb eine mehrjährige Planung und oftmals auch 
vertragliche Absicherungen im Voraus erforderlich seien. Die Förde-
rungsmittel würden jedoch jährlich zugewiesen. Ihre Höhe sei zudem 
an die Ergebnisse der jeweils letzten Nationalratswahl gebunden und 
damit Schwankungen unterworfen. 

Eigenmittel Förderungsmittel für staatsbürgerliche 
Bildungsarbeit der politischen Parteien

 2002 2003 2004 2005 2006

 in %

Politische Akademie der ÖVP – 1,1 – 14,3 – 60,0 – 56,1 – 35,7
Renner–Institut 1,9 7,4 13,2 13,6 25,0
Freiheitliche Akademie 66,8 118,2 129,5 130,7 –
Grüne Bildungswerkstatt 30,1 29,6 33,0 32,4 33,8

Quellen: Bildungseinrichtungen, Berechnungen des RH
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 5.2 Nach Ansicht des RH besteht ein Interesse der Bildungseinrichtungen, 
für mehrjährige Aktivitäten und Verpfl ichtungen entsprechend fi nan-
ziell vorzusorgen. Dem könnte dadurch begegnet werden, dass die 
Möglichkeit zur Bildung von Rücklagen im jährlichen Rechenschafts-
bericht erweitert wird. Die Rücklagenbildung sollte aber auf konkrete 
Vorsorgeerfordernisse beschränkt und betraglich begrenzt sein. 

Der RH regte im Bericht an die Bundesregierung ein Überdenken der 
derzeitigen gesetzlichen Regelungen an.

Die Bildungseinrichtungen haben die Förderungsmittel für die staats-
bürgerliche Bildungsarbeit im Sinne des PubFG und der Richtlinien 
einzusetzen. Ein negatives Eigenkapital bzw. negative „Eigenmittel“ in 
erheblichem Umfang, wie dies bei der Politischen Akademie der ÖVP 
der Fall war, bedeuten einen Vorgriff auf künftige Förderungsmittel und 
engen den Spielraum für die staatsbürgerliche Bildungsarbeit ein. 

Der RH empfahl, im Hinblick auf die fi nanzielle Lage der Politischen 
Akademie der ÖVP, die Konsolidierungsmaßnahmen fortzusetzen.

 5.3 Die Bundesregierung begrüßte den Vorschlag des RH, den Akademien 
die Möglichkeit einer fi nanziellen Vorsorge für mehrjährige Aktivitäten 
und Verpfl ichtungen einzuräumen. 

Laut Stellungnahme der Politischen Akademie der ÖVP sei bereits 2006 
eine Konsolidierung der Eigenmittelquote erfolgt; diese werde laut vor-
liegenden Prognosen kontinuierlich verbessert werden können. Ebenso 
habe bereits 2006 ein positives Eigenkapital in ausreichender Höhe 
ausgewiesen werden können.

Das Renner–Institut begrüßte ebenfalls den Vorschlag des RH hinsicht-
lich einer Flexibilisierung der Möglichkeiten für Rücklagen und regte in 
diesem Zusammenhang an, durch geeignete Maßnahmen Veränderungen 
in der Höhe der Förderungsmittel generell langfristiger vorhersehbar zu 
machen.

Die Freiheitliche Akademie entgegnete, dass das vorhandene Kapi-
tal zum größten Teil aus dem Verkauf des Bildungshauses Baden im 
Jahr 2002 stamme. Das Jahr 2003 und 2004 sei unter dem Gesichts-
punkt der notwendigen Redimensionierung der Freiheitlichen Akade-
mie nach den Verlusten von 34 Mandaten bei der Nationalratswahl im 
Herbst 2002 und der damit einhergehenden Halbierung der Förderein-
nahmen in der Folgeperiode gestanden. 

Eigenmittel
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Vor diesem Hintergrund seien die Rücklagen nicht abgebaut, sondern 
zur Absicherung für eine Phase bis zur nächsten Nationalratswahl in 
Reserve gehalten worden. Die Reserven der Freiheitlichen Akademie 
seien nicht dauernd veranlagt worden. Dies ergebe sich dadurch, dass 
zu keinem Zeitpunkt eine Veranlagungsform mit langfristiger Bindung 
gewählt worden sei. Es sei jederzeit der Zugriff auf das Kapital mög-
lich gewesen.

Die Grüne Bildungswerkstatt habe sich laut Stellungnahme an eine 
Empfehlung des Beirates gehalten, ca. 40 % der Jahresdotierung als 
noch geduldete Obergrenze für die Eigenmittel zu betrachten. Eine 
niedrigere Obergrenze sei für die Grüne Bildungswerkstatt mit Risiken 
verbunden. Aufgrund der Auszahlung des ersten Teilbetrages der För-
derungsmittel erst im März seien etwa 25 % einer Jahresdotation not-
wendig, um die Liquidität des Gesamtvereines zu gewährleisten. Die 
Festlegung eines früheren Auszahlungstermines seitens des Gesetzge-
bers würde dieses Problem verringern.

 5.4 Der RH wies gegenüber der Freiheitlichen Akademie auf den sehr hohen 
und bis 2005 stetig ansteigenden Eigenmittelstand hin, wobei eindeutig 
dargestellt wurde, dass der Großteil der Eigenmittel bereits im Jahr 2002 
vorhanden war. Zu dem Argument, die Rücklagenstände mit 31. Dezem-
ber seien verzerrt, weil sie den Zeitraum bis zur Auszahlung der Förde-
rungsmittel (nach Ende des 1. Quartals im Folgejahr) überbrücken müss-
ten, war auszuführen, dass Ende 2005 ein Eigenmittelstand von 130,7 % 
der Jahresförderungsmittel vorlag. Dies stellte eine Rücklagenbildung für 
einen Zeitraum von mehr als einem Jahr und drei Monaten dar. 

 6.1 (1) Die Rechtsträger haben bis spätestens 31. März jeden Jahres dem 
RH einen Bericht über die Verwendung der im vergangenen Jahr auf-
grund des PubFG erhaltenen Förderungsmittel vorzulegen. Abschriften 
der Berichte sind der Bundesregierung und dem Beirat vorzulegen.

Zur übersichtlichen Darstellung der Verwendung der Förderungsmittel 
wurden in den vorgelegten Berichten die Aufwendungen gruppenweise 
zusammengefasst. Bildung und Verwaltung stellten die wichtigsten 
Aufwandsgruppen dar, die sich jeweils in Sach– und Personalauf-
wand untergliederten. 

Bei den vom RH angeführten Beträgen handelt es sich für den Zeit-
raum 2002 bis 2004 teilweise um Ausgaben, für 2005 und 2006 um 
Aufwand. Zur Vereinfachung der Darstellung wird einheitlich von 
Aufwand gesprochen.

Verwendung der 
Förderungsmittel

Eigenmittel Förderungsmittel für staatsbürgerliche 
Bildungsarbeit der politischen Parteien
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(2) Die Förderungsmittel wurden für Bildungsaktivitäten wie folgt ver-
wendet:

Die Förderungsmittel wurden im Zeitraum 2002 bis 2006 insgesamt 
zwischen 70,4 % (Freiheitliche Akademie) und 87,5 % (Politische Aka-
demie der ÖVP) für Bildungsarbeit eingesetzt. Die Freiheitliche Akade-
mie erhielt zwar im Jahr 2006 keine Förderungsmittel mehr, verwendete 
aber die aus Vorjahren stammenden, nicht verbrauchten Förderungs-
mittel zum Teil für Bildungsarbeit. 

(3) Der Verwaltungsaufwand wies — gemessen am Bildungsaufwand 
— folgende Entwicklung auf:

Verwendung der Förderungsmittel

 2002 2003 2004 2005 2006 Durchschnitt 
 2002 bis 2006

 in %

Politische Akademie der ÖVP 86,8 93,1 102,9 79,4 77,4 87,5
Renner–Institut 66,1 66,5 68,9 81,2 76,0 72,1
Freiheitliche Akademie 66,4 64,0 52,1 56,8 – 70,41)

Grüne Bildungswerkstatt 85,6 77,0 80,8 79,2 86,7 81,9

1) einschließlich der Ausgaben für Bildungsaktivitäten des Jahres 2006

Quellen: Jahresabschlüsse Bildungseinrichtungen, Berechnungen des RH

 2002 2003 2004 2005 2006 Durchschnitt 
 2002 bis 2006

 in %

Politische Akademie der ÖVP 31,7 36,2 50,3 25,2 22,8 33,9
Renner–Institut 39,5 40,0 39,8 22,5 25,3 32,3
Freiheitliche Akademie 51,0 74,8 76,4 75,4 134,9 75,1
Grüne Bildungswerkstatt 31,1 35,3 32,6 33,8 30,5 32,6

Quellen: Jahresabschlüsse Bildungseinrichtungen, Berechnungen des RH
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Den weitaus höchsten Verwaltungsaufwand gemessen am Bildungs-
aufwand wies die Freiheitliche Akademie auf. Im Durchschnitt der 
Jahre 2002 bis 2006 lag der Verwaltungsaufwand bei 75,1 % des Bil-
dungsaufwandes. 2006 war er sogar um mehr als ein Drittel höher als 
der Bildungsaufwand.

Bei den übrigen Bildungseinrichtungen betrug der Verwaltungsauf-
wand im Durchschnitt des Zeitraumes 2002 bis 2006 jeweils rund ein 
Drittel des Bildungsaufwandes.

 6.2 Die Verwendung der Förderungsmittel im Sinne der Zielsetzungen des 
PubFG kommt nach Ansicht des RH darin zum Ausdruck, dass der Ver-
waltungsaufwand in Relation zu den Förderungsmitteln aber auch zum 
Bildungsaufwand nicht unverhältnismäßig hoch ist.

Der langfristige Vergleich legte aus Sicht des RH nahe, dass der Ver-
waltungsaufwand als Durchschnittswert innerhalb eines mehrjährigen 
Zeitraumes nicht höher als ein Drittel des Bildungsaufwandes sein 
sollte. Der RH empfahl dem BKA, bei wiederholtem Überschreiten dieses 
„Richtwertes“ durch eine Bildungseinrichtung, entsprechende Initiati-
ven im Beirat zur Aufdeckung und Wahrnehmung möglicher Einspa-
rungspotenziale bei Verwendung der Förderungsmittel zu setzen.

 6.3 Die Bundesregierung teilte die Ansicht des RH, dass der Verwaltungs-
aufwand als Durchschnittswert innerhalb eines mehrjährigen Zeit-
raumes nicht höher als ein Drittel des Bildungsaufwandes sein solle. Bei 
einem größeren Mandatsverlust könne der Anteil der Verwaltungskos-
ten aufgrund des hohen Fixkostenanteiles über mehrere Jahre ansteigen, 
was gegen eine verbindliche Obergrenze sprechen würde. Als durch-
aus sinnvoll erachte die Bundesregierung einen in den Richtlinien fest-
gehaltenen Kontroll– bzw. Selbstregulierungsmechanismus, aufgrund 
dessen hohe Verwaltungskosten einer Akademie im Beirat argumen-
tiert werden müssten. 

Die Politische Akademie der ÖVP führte aus, dass ein hoher Verwal-
tungsaufwand durch hohe Instandhaltungs– bzw. Sanierungskosten 
des Institutsgebäudes bedingt werden könne. 

Laut Stellungnahme des Renner–Institutes berücksichtige eine starre 
Grenze nicht die höchst unterschiedlichen Voraussetzungen bei den 
jeweiligen Rechtsträgern. Die Instandhaltung etwa eines im Besitz des 
Rechtsträgers befi ndlichen Gebäudes sei in jedem Fall aufwendiger als 
die eines gemieteten Büros.

Verwendung der Förderungsmittel Förderungsmittel für staatsbürgerliche 
Bildungsarbeit der politischen Parteien
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Laut Stellungnahme der Freiheitlichen Akademie habe der Anstieg 
des Verwaltungsaufwandes gegenüber dem Bildungsaufwand seit 2002 
seine Ursachen im Durchschlag der politischen Ereignisse im Zusam-
menhang mit der FPÖ seit 2002 auf die Freiheitliche Akademie. Ab 
2004 habe es innerparteiliche Spannungen gegeben, die den praktischen 
Ausbildungsbetrieb der Freiheitlichen Akademie schwierig gemacht hät-
ten. Zugleich habe aber eine Basisinfrastruktur, was Personal– und 
andere Fixkosten betreffe, erhalten werden müssen. 

Durch den Ausfall der Förderungsmittel 2006 sei es notwendig gewesen, 
für den Fall des Nichteinzuges in den Nationalrat vorhandene Restrückla-
gen zur Sicherstellung einer kostenneutralen Aufl ösung der Freiheitlichen 
Akademie mit Ende des ersten Quartals 2007 zu halten sowie für den Fall 
des Einzuges und der künftigen Förderungswürdigkeit über die zur Fort-
führung der Bildungsaufgaben notwendigen Strukturen zu verfügen.

Die Grüne Bildungswerkstatt schloss sich der Ansicht des RH an, dass 
ein durchschnittlicher Anteil des Verwaltungsaufwandes am Bildungs-
aufwand von rd. 30 % den Grundsätzen der Wirtschaftlichkeit und 
Sparsamkeit entspreche. 

 6.4 Die Anregung des RH, wonach der Verwaltungsaufwand einer Bil-
dungseinrichtung als Durchschnittswert innerhalb eines mehrjährigen 
Zeitraumes nicht höher als ein Drittel des Bildungsaufwandes sein 
sollte, war als Richtwert, nicht aber als verbindliche Obergrenze zu 
verstehen. Die vorgeschlagene Befassung des Beirates bei Überschrei-
tung des Richtwertes ist daher im Sinne des RH.

 7.1 Die Politische Akademie der ÖVP errichtete für den Betrieb eines Semi-
narhotels 1990 eine eigene Gesellschaft. Alleiniger Eigentümer der 
Gesellschaft ist die Politische Akademie der ÖVP, die diese Beteiligung 
auch in der Bilanz ausweist. 

In den Jahren 1999 und 2000 wurde das Hotel umgebaut (Umgestal-
tung vorhandener Standardzimmer zu Komfortzimmern). Diese Reno-
vierung stand mit einer neuen Geschäftsstrategie in Zusammenhang, 
wonach das Hotel nicht mehr ausschließlich Seminarteilnehmern der 
Politischen Akademie der ÖVP, sondern vermehrt auch anderen „Gäs-
ten von außen“ wie bspw. Geschäftsreisenden und anderen Seminar-
veranstaltern offen steht. Der RH wies darauf hin, dass sich dadurch 
die Gesellschaft zu einem eigenständigen Betrieb entwickelte. 

Seminarhotel

Verwendung der Förderungsmittel

Politische Akademie der ÖVP
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Teilweise erfolgte keine genaue Verrechnung der Leistungen zwischen 
der Politischen Akademie der ÖVP und der Gesellschaft. 

 7.2 Um die widmungsgemäße Verwendung der Förderungsmittel sicher-
zustellen, empfahl der RH im Sinne der Kostentransparenz und Kos-
tenwahrheit eine klare und vollständige Verrechnung der gegenseitig 
erbrachten Leistungen. Um unverhältnismäßigen Verwaltungsaufwand 
zu vermeiden, könnten für bestimmte Arbeitsleistungen Pauschalsätze 
angewendet werden.

 7.3 Die Politische Akademie der ÖVP sagte in ihrer Stellungnahme zu, in 
Zukunft noch mehr darauf zu achten, bei den Verrechnungen zwischen 
der Politischen Akademie der ÖVP und dem Seminarhotel eine noch 
tiefergreifende Transparenz herzustellen.

 8 Folgende Empfehlungen des RH setzte die Politische Akademie der 
ÖVP bereits während der Gebarungsüberprüfung um:

– Nutzung von Zahlungsbegünstigungen (Skonti);

– Rückforderung eines doppelt angewiesenen Rechnungsbetrages in 
Höhe von rd. 22.650 EUR;

– Aufl ösung des Vertrages mit einem externen Controller.

 9.1 Das Renner–Institut und die Bildungsorganisation der SPÖ vergeben 
jährlich den Bruno Kreisky–Preis für politische Literatur. Dabei werden 
Haupt– und Anerkennungspreise sowie ein Sonderpreis überreicht. 

Für die Preisverleihungen fanden jeweils zwei bis vier Verleihungs-
termine statt. Während die Preisgelder größtenteils durch Sponsoren 
abgedeckt waren, erhöhte sich der Aufwand des Renner–Institutes für 
die Preisverleihungen. Bei jedem Termin fi elen Kosten für Raummiete, 
Dekoration, Tontechnik, Dolmetsch, Fotodokumentation sowie Grafi k-
design für Urkunden, Einladungen und Inserate an. 

Gegenüber den Vorjahren fanden die Preisverleihungen 2005 und 2006 
an drei statt an zwei Terminen statt. Dadurch erhöhten sich die Kos-
ten um rd. 16.400 EUR bzw. rd. 6.600 EUR. 

Getroffene 
Maßnahmen

Bruno Kreisky–Preis

Politische Akademie der ÖVP Förderungsmittel für staatsbürgerliche 
Bildungsarbeit der politischen Parteien

Dr. Karl Renner–Institut
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 9.2 Angesichts der gestiegenen administrativen Kosten für die Verlei-
hungen des Bruno Kreisky–Preises regte der RH an, vorhandene Ein-
sparungspotenziale, etwa durch eine Reduzierung der Verleihungster-
mine, zu nutzen.

 9.3 Das Renner–Institut betonte, mit mehreren Verleihungsterminen für 
den Bruno Kreisky–Preis ein breiteres Publikum ansprechen und den 
einzelnen Preisträgern mehr Raum für Vorträge bieten zu können.

 9.4 Der RH blieb bei seiner Empfehlung, Einsparungspotenziale zu nutzen.

 10.1 (1) Das Renner–Institut beauftragte für das Layout der Newsletter 
sowie von Einladungen, Inseraten, Visitkarten und Bühnendekorati-
onen jeweils einen Grafi ker. Die Gesamtkosten dafür betrugen in den 
Jahren 2005 und 2006 jeweils rd. 56.000 EUR; dies entsprach rd. 2 % 
des jeweiligen Bildungsaufwandes.

Bei Inseraten und Einladungen war das Design meist sehr ähnlich und 
beruhte auf einem Grunddesign. Die Textinhalte wurden auf das Thema 
und den Inhalt der Veranstaltung abgestellt. 

(2) Bei einem Großteil der Veranstaltungen und bei einigen Seminaren 
erfolgte eine Fotodokumentation durch professionelle Fotografen. Im 
Jahr 2006 betrugen die Kosten pro Fototermin für eine Veranstaltung 
bzw. ein Seminar durchschnittlich 530 EUR. Die Gesamtkosten für Auf-
nahmehonorare und Ausarbeitungskosten betrugen im Jahr 2005 rd. 
21.000 EUR und im Jahr 2006 rd. 22.000 EUR.

 10.2 Nach Ansicht des RH wären Einsparungen möglich, wenn Inserate und 
Einladungen intern auf Basis eines Grunddesigns erstellt würden. Der 
RH empfahl, durch den eingeschränkten Einsatz eines Grafi kers zur 
Erstellung des Grafi kdesigns für Einladungen, Inserate usw. vorhan-
dene Einsparungspotenziale zu nutzen.

Weiters sollten im Sinne einer sparsamen Verwendung der Förderungs-
mittel professionelle Fotografen nur bei ausgewählten Projekten ein-
gesetzt werden.

 10.3 Das Renner–Institut sagte zu, bei seinen regelmäßigen Geschäftspart-
nern in den Feldern Layout und Fotografi e Verhandlungen über die 
jeweiligen Tarife zu führen sowie insbesondere professionelle Foto-
grafen gezielter und selektiver einzusetzen.

Einsparungspoten-
ziale bei Honoraren

Dr. Karl Renner–Institut
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 11 Folgende Empfehlungen des RH setzte das Renner–Institut bereits wäh-
rend der Gebarungsüberprüfung um:

– Die anteilige Umsatzsteuer wurde an einen Vertragspartner weiter-
verrechnet.

– Nicht mehr benötigte Bankkonten wurden aufgelöst.

Darlehen an die FPÖ

 12.1 Die Freiheitliche Akademie gewährte der FPÖ laut Vereinbarung vom 
September 2000 ein Darlehen von 726.728 EUR. Die vereinbarten 
Rückzahlungstermine waren der 31. Jänner 2001 und der 31. Juli 2001. 
Die Vereinbarung unterzeichnete seitens der Freiheitlichen Akademie 
nur der damalige Geschäftsführer. Tatsächlich zahlte die FPÖ erst am 
31. Dezember 2001 einen Teilbetrag in Höhe von 363.364 EUR an die 
Freiheitliche Akademie zurück. 

Aufgrund einer weiteren Vereinbarung vom Dezember 2001 zwischen 
der Freiheitlichen Akademie und der FPÖ gewährte die Freiheitliche 
Akademie der FPÖ 363.364 EUR als Vorauszahlung für Aufwendungen, 
welche die FPÖ für die Freiheitliche Akademie in Zukunft überneh-
men wird. Diese Vereinbarung unterzeichnete seitens der Freiheit-
lichen Akademie ebenso nur der damalige Geschäftsführer. Aufgrund 
der Umwandlung des Darlehensrestes in eine Vorauszahlung buchte 
die Freiheitliche Akademie am 31. Dezember 2001 den Betrag von 
363.364 EUR auf ein Verrechnungskonto um. 

Im Folgenden tätigte die FPÖ Aufwendungen an Miete, Strom, Tele-
fon usw. für die Freiheitliche Akademie, die sie gegen die Forderung 
der Freiheitlichen Akademie verrechnete. Im November 2005 war die 
Verrechnungsforderung der Freiheitlichen Akademie ausgeglichen. 

Laut Vereinbarung vom September 2000 sollte das Darlehen mit einem 
Zinssatz von 1 % über dem 6–Monats–Euribor verzinst werden. Die 
Freiheitliche Akademie berechnete die Zinsen bis zum 31. Dezem-
ber 2001 mit 53.853 EUR und verbuchte diesen Betrag am 31. Dezem-
ber 2002 ebenfalls auf das Verrechnungskonto. Es fand somit keine 
unmittelbare Zahlung der Zinsen, sondern ebenfalls eine Verrechnung 
mit Aufwendungen statt. 

Getroffene 
Maßnahmen

Gewährung von 
Darlehen

Dr. Karl Renner–Institut Förderungsmittel für staatsbürgerliche 
Bildungsarbeit der politischen Parteien
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 12.2 Sowohl die Darlehensvereinbarung vom September 2000 als auch die 
Vereinbarung vom Dezember 2001 wurden seitens der Freiheitlichen 
Akademie nur vom Geschäftsführer unterzeichnet, obwohl nach den 
Statuten bei vermögenswerten Dispositionen dieser nur gemeinsam 
mit dem Finanzreferenten vertretungsbefugt war. 

Die FPÖ zahlte das Darlehen — entgegen der Vereinbarung vom Sep-
tember 2000 — erst am 31. Dezember 2001 zurück und dies nur zur 
Hälfte. Dennoch zahlte die FPÖ aufgrund der weiteren Vereinbarung 
vom Dezember 2001 für den Restbetrag keine Zinsen, obwohl die voll-
ständige Begleichung erst rund vier Jahre später erfolgte. Bei einer 
Verzinsung entsprechend der ursprünglichen Darlehensvereinbarung 
wären Zinsen in Höhe von rd. 24.000 EUR angefallen. 

Nach Ansicht des RH war eine Vorauszahlung für künftige Aufwen-
dungen bei gleichzeitigem Verzicht auf Zinsen nicht mit den Zielset-
zungen der Förderungsmittel vereinbar. 

Darlehen an die FPÖ–Kärnten

 13.1 Die Freiheitliche Akademie gewährte der FPÖ–Kärnten laut Vereinba-
rung vom April 2004 ein Darlehen von 500.000 EUR. Das Darlehen 
sollte am 31. Dezember 2004 zurückgezahlt werden. Der Zinssatz für 
das Darlehen betrug 1,65 %. Dies entsprach laut schriftlicher Auskunft 
eines Kreditinstitutes vom 19. Februar 2004 dem Zinssatz für Fest-
geld bei einer Laufzeit von sechs Monaten. Die Vereinbarung wurde 
seitens der Freiheitlichen Akademie sowohl vom Geschäftsführer als 
auch vom Finanzreferenten unterzeichnet. 

Die Rückzahlung des Darlehens erfolgte am 10. Februar 2005. Mit der 
Darlehenssumme wurden auch Zinsen in Höhe von 2.293 EUR über-
wiesen. 

 13.2 Obwohl die FPÖ–Kärnten das Darlehen entgegen der Darlehensverein-
barung erst im Februar 2005 zurückzahlte, berechnete die Freiheitliche 
Akademie die Zinsen nur bis zum 31. Dezember 2004. Die gezahlten 
Zinsen entsprachen einem Zinssatz von 0,65 %. Bei einer Zinsberech-
nung mit dem vereinbarten Zinssatz von 1,65 % und einer Verzinsung 
bis zum Tag der tatsächlichen Rückzahlung hätten die Zinsen insge-
samt 6.668 EUR betragen. Die Freiheitliche Akademie verrechnete der 
FPÖ–Kärnten somit um 4.375 EUR zu wenig an Zinsen.

Freiheitliche Akademie
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Nach Ansicht des RH handelte es sich bei dem vereinbarten Zinssatz 
um keinen fremdüblichen Zinssatz für ein Darlehen. Ermittelt man 
den Zinssatz in Anlehnung an die Darlehensvereinbarung mit der FPÖ 
vom September 2000 in Höhe von 1 % über dem 6–Monats–Euribor, 
würde der Zinssatz 3,084 % betragen. Die FPÖ–Kärnten hätte in die-
sem Fall Zinsen in Höhe von 12.463 EUR an die Freiheitliche Akade-
mie zu zahlen gehabt. Die Differenz zu den tatsächlich gezahlten Zin-
sen beträgt 10.170 EUR. 

 13.3 Laut Stellungnahme der Freiheitlichen Akademie sei der vom RH in der 
Höhe von 4.375 EUR ausgewiesene Fehlbetrag korrekt. Die Freiheit-
liche Akademie werde die Zinsdifferenz aufgrund der noch nicht einge-
tretenen Verjährung dem jetzigen BZÖ–Kärnten in Rechnung stellen.

Der Vergleich des Zinssatzes des Darlehens Kärnten mit jenem des Dar-
lehens vom September 2000 in der Höhe von 3,084 % sei nicht zuläs-
sig, weil der an Kärnten verliehene Betrag zum Zinssatz von 1,65 % 
veranlagt gewesen sei. Die 1,65 % für das Darlehen Kärnten würden 
daher exakt dem Zinssatz der Bank entsprechen. Die Freiheitliche Aka-
demie habe aus der Darlehensgewährung keinen Gewinn erzielen, son-
dern nur jene Zinseinnahmen erhalten wollen, die im Falle der Belas-
sung des Geldes auf dem Festgeldkonto erzielt worden wären. Aus 
Sicht der Freiheitlichen Akademie sei die FPÖ–Kärnten kein Fremd-
unternehmen gewesen, das einen fremdüblichen Zinssatz erforderlich 
gemacht hätte.

 14.1  Nach den Richtlinien des im BKA eingerichteten Beirats sind die ein-
zelnen Projekte zu dokumentieren. Die Dokumentation hat Ziel, Inhalt, 
Zielgruppe, Kostenübersicht sowie gegebenenfalls Art und Ausmaß 
der Mitarbeit bzw. Mitfi nanzierung durch entsprechende Partner zu 
enthalten. Die gesamte Tätigkeit der Rechtsträger muss unmittelbar 
erfolgen, d.h. die Förderungsmittel müssen von diesen selbst verwen-
det werden. Bei gemeinsam mit Dritten durchgeführten Projekten ist 
eine Kostenteilung zu vereinbaren oder muss die Kooperation nach-
weislich der Qualität des Projektes dienen.

Projekt-
dokumentation

Freiheitliche Akademie Förderungsmittel für staatsbürgerliche 
Bildungsarbeit der politischen Parteien
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Die Freiheitliche Akademie konnte dem RH keine vollständige Doku-
mentation ihrer Projekte vorlegen. Eine Kostenübersicht aller Projekte 
sowie Art und Ausmaß der Mitarbeit bzw. Mitfi nanzierung durch ent-
sprechende Partner konnte ebenfalls nicht vorgelegt werden.

Beispielsweise luden die Freiheitliche Akademie und die FPÖ zu einer 
gemeinsamen Feier anlässlich des 50–jährigen Bestehens der FPÖ ein. 
Die Freiheitliche Akademie übernahm vorerst die gesamten Kosten der 
Veranstaltung in Höhe von rd. 70.000 EUR. Für diese Veranstaltung 
gab es weder eine Kostenplanung noch eine Vereinbarung der beiden 
Kooperationspartner, wie die Kosten zu teilen wären. Erst während der 
Gebarungsüberprüfung buchte die Freiheitliche Akademie eine Forde-
rung gegen die FPÖ in Höhe von 35.000 EUR ein. 

 14.2 Der RH empfahl, im Hinblick auf die noch vorhandenen Förderungs-
mittel eine Projektdokumentation durchzuführen. 

 14.3 Die Freiheitliche Akademie hielt ihre Vorgangsweise bei der Doku-
mentation im Hinblick auf die im überprüften Zeitraum vorhandenen 
Personal– und Finanzressourcen als die kostengünstigste, effi zienteste 
und praktikabelste. Eine Parallelbürokratie mit zusätzlichen Verwal-
tungskostenanteilen sollte vermieden werden. 

Die Zielgruppe von Seminaren würde sich entweder aus dem speziellen 
Adressatenkreis der Veranstaltungsbewerbung oder aus den in einzel-
nen Seminaren angegebenen inhaltlichen Voraussetzungen ergeben, die 
potenzielle Teilnehmer erfüllen sollen.

Die vereinbarten Kostenbeteiligungen seien über die tatsächlich aus-
gestellten Refundierungsforderungen ersichtlich. Vereinbarungen über 
Kostenbeteiligungen seien zumeist mündlich zwischen den Verantwor-
tungsträgern erfolgt.

Bezüglich der Feier anlässlich des 50–jährigen Bestehens der FPÖ 
äußerte die Freiheitliche Akademie, dass die Ausrichtung einer Fest-
veranstaltung, in der öffentlichkeitswirksam die historisch–politische 
Bedeutung einer Partei im demokratischen Spektrum Österreichs auf-
gearbeitet und präsentiert werde, in den Aufgabenbereich der allge-
meinen staatsbürgerlichen Bildungsarbeit gehöre; sie habe solcherart 
einen demokratiepolitisch wertvollen Schulungscharakter. 

Freiheitliche Akademie
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Die Freiheitliche Akademie gehe davon aus, dass mit dieser Festveran-
staltung die in den Richtlinien defi nierten Aufgaben der Akademien, 
unter anderem die Förderungen von Einsichten in Formen politischer 
Machtverteilung und in deren historische Zusammenhänge sowie die 
Förderung des Verständnisses für die Weiterentwicklung der Demokra-
tie, erfüllt würden. Eine Übernahme der gesamten Kosten dieser Ver-
anstaltung erscheine der Freiheitlichen Akademie durchaus vertretbar 
und gesetzeskonform. Die Einladung sei deshalb zusammen mit der FPÖ 
erfolgt, weil damit der Zugriff auf deren im Vergleich zur Freiheitlichen 
Akademie viel umfassenderes Adressenmaterial möglich gewesen sei.

 14.4 Das erforderliche Maß der Dokumentation ist den Richtlinien zu ent-
nehmen. Für die darin geforderte Form der Dokumentation ist daher 
nicht ausreichend, dass sich die Zielgruppe indirekt aus dem Adres-
satenkreis bzw. aus den in einzelnen Seminaren angegebenen inhalt-
lichen Voraussetzungen, die potenzielle Teilnehmer erfüllen müssen, 
ableiten lässt. Ebenso wenig entsprachen mündliche Vereinbarungen 
über eine Kostenbeteiligung der geforderten Dokumentation von Art 
und Ausmaß der Mitarbeit bzw. Mitfi nanzierung einzelner Projekte 
durch externe Partner. 

Zu der Kostenübernahme für die Feier anlässlich des 50–jährigen Beste-
hens der FPÖ wäre anzuführen, dass nach den Richtlinien die Aka-
demien unmittelbar tätig werden müssen. Werden Projekte mit einem 
Dritten gemeinsam durchgeführt, werden seitens der Richtlinien eine 
Kostenteilung oder der Nachweis verlangt, dass die Beiziehung eines 
Kooperationspartners der Qualität des jeweiligen Projektes dient. 

 15.1 Die Freiheitliche Akademie gab eine Vielzahl an Inseraten in Zeitungen 
und Zeitschriften in Auftrag, um über Veranstaltungen und Seminare 
sowie über selbst herausgegebene bzw. vertriebene Bücher und Publi-
kationen zu informieren. In den Jahren 2005 und 2006 betrug der 
Gesamtaufwand für Inserate 95.242 EUR bzw. 100.945 EUR. Der Auf-
wand für Inserate entsprach im Jahr 2005  11,7 % und im Jahr 2006  
16,6 % des Bildungsaufwandes.

 15.2 Der RH bemängelte den hohen Aufwand für Inserate im Jahr 2006. 

Aufwand für Inserate

Freiheitliche Akademie Förderungsmittel für staatsbürgerliche 
Bildungsarbeit der politischen Parteien
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 15.3 Nach Ansicht der Freiheitlichen Akademie seien Inserate in der Zeitung 
der Partei die effi zienteste und kostengünstigste Möglichkeit, Mitglieder 
und Interessenten zu erreichen. Eine vergleichbare direkte Bewerbung 
würde Vielfaches an (Porto–) Kosten verursachen, ebenso Inserate in 
parteifremden Medien. Inserate in öffentlich erhältlichen und abon-
nierbaren Zeitungen würden auch als Nachweis der laufenden Aus-
bildungs– und Wissenschaftstätigkeit über die Parteiöffentlichkeit im 
engen Sinn hinaus dienen. Der gewählte Weg sei der kostengünstigste 
und effi zienteste gewesen und habe den Anspruch der Angemessen-
heit erfüllt.

 15.4 Nach den Richtlinien müssen die Aufwendungen für die einzelnen Pro-
jekte in einem angemessenen Verhältnis zum Nutzen stehen, der im 
Hinblick auf die Ziele des jeweiligen Projektes zu erwarten ist. Der RH 
verblieb daher bei seiner Ansicht, dass die Angemessenheit in Frage 
zu stellen ist, wenn bis zu rd. 17 % des Bildungsaufwandes für Inse-
rate verwendet werden.

 16.1 Die Freiheitliche Akademie tätigte im Jahr 2005 eine Vielzahl an Aus-
gaben für Informationsschreiben und Veranstaltungsankündigungen 
in den Bundesländern. Neben dem Logo der Akademie befanden sich 
bei den meisten Publikationen die Logos der Partei oder einer entspre-
chenden Landesparteiorganisation.

Die versandten Informationsschreiben trugen meist die Unterschriften 
der jeweiligen Spitzenfunktionäre der Parteiorganisation.

 16.2 Die dargestellten Inhalte waren nach Ansicht des RH großteils als 
Öffentlichkeitsarbeit der FPÖ aufzufassen. Der Freiheitlichen Akade-
mie erwuchsen Ausgaben für Informationsmaterial in Höhe von ins-
gesamt rd. 66.000 EUR.

Die vollständige Übernahme der Kosten durch die Freiheitliche Aka-
demie stand daher im Widerspruch zu den Richtlinien. Der RH war der 
Ansicht, dass in den aufgezeigten Fällen zumindest eine Kostentei-
lung mit der FPÖ bzw. den Landesorganisationen anzustreben gewe-
sen wäre. Diese hätte jedoch entsprechend vereinbart, dokumentiert 
und abgerechnet werden müssen. 

Informationsmaterial 
für die Bundesländer 
Kärnten, Oberöster-
reich und Vorarlberg

Freiheitliche Akademie
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 16.3 Die Freiheitliche Akademie verwies auf die Sondersituation der 
Jahre 2005/2006 nach der Abspaltung des BZÖ. Der Schulungs– und 
Informationsauftrag sei aufgrund der historisch noch nie da gewesenen 
Lage in einem „umfassenderen Sinn“ interpretiert worden. In chao-
tischen Zeiten würden Aussendungen der in den Richtlinien angeführ-
ten Förderung der Einsichten in politische und rechtliche Zusammen-
hänge entsprechen.

 16.4 Die Freiheitliche Akademie ging in ihrer Stellungnahme nicht auf die 
nach Ansicht des RH gemäß den Richtlinien anzustrebende Kosten-
teilung mit der Partei bzw. den Landesorganisationen ein. Auch eine 
„umfassendere Interpretation“ des Schulungs– und Informationsauf-
trages aufgrund einer bestehenden Sondersituation kann nach Ansicht 
des RH die Regelungen über gemeinsam mit Dritten durchzuführende 
Projekte (Veranstaltungen, Aussendungen) nicht überlagern.

 17 Weitere Feststellungen des RH im Zusammenhang mit der Abgrenzung 
des Aufgabenbereiches der Freiheitlichen Akademie zur FPÖ betrafen

– die irrtümliche Begleichung einer an die FPÖ Burgenland gerichteten 
Rechnung für Autobusfahrten aus dem Burgenland zur Abschluss-
veranstaltung der FPÖ bei der Wiener Gemeinderatswahl 2005 in 
Höhe von 905 EUR und

– die Begleichung einer an die FPÖ Bundesgeschäftsstelle adressier-
ten Rechnung betreffend Osterkarten in Höhe von 468 EUR.

 18.1 Nach dem PubFG hat der Rechtsträger die politische und kulturelle Bil-
dung der Staatsbürger unmittelbar zu fördern. Ergänzend dazu sehen 
die Richtlinien des beim BKA eingerichteten Beirates vor, dass der 
Rechtsträger die Förderungsmittel auch für Projekte verwenden kann, 
die er gemeinsam mit Dritten durchführt, wenn 

– entweder eine Kostenteilung nachvollziehbar vereinbart und abge-
rechnet wird oder 

– die Beiziehung eines Kooperationspartners nachweislich der Quali-
tät des jeweiligen Projektes dient. 

Weitere Fest-
stellungen

Weitergabe von 
Förderungsmitteln

Freiheitliche Akademie Förderungsmittel für staatsbürgerliche 
Bildungsarbeit der politischen Parteien
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Die Federführung hat jedoch in jedem Fall beim Rechtsträger zu liegen. 
Erfolgt eine Kooperation ohne Kostenteilung, ist der spezifi sche Nutzen 
aus der Beiziehung eines Partners gesondert zu dokumentieren.

Die Grüne Bildungswerkstatt gab im überprüften Zeitraum — entge-
gen den Richtlinien — Förderungsmittel für Projekte an Dritte weiter. 
Die geforderte Federführung der Grünen Bildungswerkstatt bei Veran-
staltungen war in Einzelfällen nicht feststellbar. In einigen Fällen war 
die Grüne Bildungswerkstatt in den (veranstaltungsbezogenen) Medi-
enauftritten usw. nicht einmal erwähnt. 

 18.2 Der RH empfahl, bei allen Projekten auf die im Gesetz und in den 
Richtlinien geforderten Kriterien der Federführung durch die Grüne 
Bildungswerkstatt und der Unmittelbarkeit der Verwendung der För-
derungsmittel zu achten. Weiters sollte die Grüne Bildungswerkstatt 
eindeutig nach außen hin in Erscheinung treten. 

 18.3 Die Grüne Bildungswerkstatt wies darauf hin, dass die fi nanzielle 
Gesamthöhe der beanstandeten Projekte im überprüften Zeitraum in 
einer verschwindenden Relation zur Höhe des Bildungsaufwandes ins-
gesamt stehe. Sie räume aber die unzureichende Präsenz der Grünen 
Bildungswerkstatt in einigen Projekten ein.

 19.1 Im überprüften Zeitraum führte die Grüne Bildungswerkstatt auch 
Projekte mit der Partei sowie mit parteinahen Organisationen durch. 
Dabei fehlte in einigen Fällen — entgegen den Richtlinien — entwe-
der eine Kostenbeteiligung oder es lag keine schriftliche Vereinbarung 
und Abrechnung darüber vor.

 19.2 Der RH empfahl, bei Projekten in Kooperation mit Dritten entsprechend 
den Richtlinien auf eine Kostenbeteiligung zu achten sowie deren Ver-
einbarung und Abrechnung schriftlich festzuhalten. Dies verbessert die 
Transparenz im Hinblick auf den Umfang der Beteiligung und ermög-
licht eine nachvollziehbare Beurteilung der widmungsgemäßen Ver-
wendung der Förderungsmittel.

 19.3 Der Empfehlung des RH, Kostenbeteiligungen nachzufordern, kam die 
Grüne Bildungswerkstatt bereits während der Gebarungsüberprüfung 
bei zwei Projekten (2.862 EUR) nach. Sie sagte zu, in Hinkunft für 
eine lückenlose Dokumentation zu sorgen.

Kostenvereinbarung 
und –beteiligung

Grüne Bildungswerkstatt
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 20 Zusammenfassend hob der RH die nachfolgenden Empfehlungen 
hervor.

 (1) Da die Bildungseinrichtungen — mit Ausnahme der Grünen Bil-
dungswerkstatt — nach wie vor die Zuwendungen für internatio-
nale politische Bildungsarbeit nur zu einem Teil für den im Gesetz 
vorgesehenen eigentlichen Förderungszweck einsetzten, lag wei-
terhin ein Potenzial für eine Verringerung dieser Förderungsmittel 
vor. Lösungsmöglichkeiten sollten durch den im BKA eingerichte-
ten Beirat abgestimmt werden. (TZ 4)

 (2) Den Interessen der Bildungseinrichtungen nach einer fi nanziel-
len Vorsorge für mehrjährige Aktivitäten und Verpfl ichtungen sollte 
durch eine Erweiterung der Möglichkeit zur Bildung von Rücklagen 
im jährlichen Rechenschaftsbericht begegnet werden. Die Rücklagen-
bildung wäre aber auf konkrete Vorsorgeerfordernisse zu beschrän-
ken und betraglich zu begrenzen. Die derzeitigen gesetzlichen Rege-
lungen wären zu überdenken. (TZ 5)

 (3) Der langfristige Vergleich legte nahe, dass der Verwaltungs-
aufwand als Durchschnittswert innerhalb eines mehrjährigen Zeit-
raumes nicht höher als ein Drittel des Bildungsaufwandes sein sollte. 
Bei wiederholtem Überschreiten dieses „Richtwertes“ durch eine Bil-
dungseinrichtung sollten entsprechende Initiativen im Beirat zur 
Aufdeckung und Wahrnehmung möglicher Einsparungspotenziale 
bei Verwendung der Förderungsmittel gesetzt werden. (TZ 6)

 (4) Im Hinblick auf die fi nanzielle Lage der Politischen Akademie 
der ÖVP sollten die Konsolidierungsmaßnahmen fortgesetzt wer-
den. (TZ 5)

 (5) Um die widmungsgemäße Verwendung der Förderungsmittel 
sicherzustellen, sollte im Sinne der Kostentransparenz und Kosten-
wahrheit zwischen der Politischen Akademie der ÖVP und der in 
ihrem Eigentum stehenden Gesellschaft zur Führung eines Semi-
narhotels eine klare und vollständige Verrechnung der gegenseitig 
erbrachten Leistungen erfolgen. (TZ 7)

 (6) Angesichts der im überprüften Zeitraum gestiegenen Kosten für 
die Verleihungen des Bruno Kreisky–Preises sollten vorhandene Ein-
sparungspotenziale, etwa durch eine Reduzierung der Verleihungs-
termine, genutzt werden. (TZ 9)

Schluss-
bemerkungen

Bundesregierung

Politische Akademie 
der ÖVP
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 (7) Professionelle Fotografen sollten nur bei ausgewählten Projekten 
eingesetzt werden. (TZ 10)

 (8) Inserate und Einladungen sollten intern auf Basis eines Grund-
designs erstellt werden. (TZ 10)

 (9) Im Hinblick auf die noch vorhandenen Förderungsmittel sollte 
eine Projektdokumentation erfolgen. (TZ 14)

 (10) Die im Gesetz und in den Richtlinien geforderten Kriterien der 
Federführung durch die Grüne Bildungswerkstatt und der Unmit-
telbarkeit der Verwendung der Förderungsmittel sollten bei allen 
Projekten beachtet werden. Weiters sollte die Grüne Bildungswerk-
statt eindeutig nach außen hin in Erscheinung treten. (TZ 18)

 (11) Bei Projekten in Kooperation mit Dritten sollte entsprechend den 
Richtlinien auf eine Kostenbeteiligung geachtet sowie deren Verein-
barung und Abrechnung schriftlich festgehalten werden. (TZ 19)

Freiheitliche 
Akademie

Grüne Bildungs-
werkstatt
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Kurzfassung

Wirkungsbereich des Bundesministeriums für
Wirtschaft und Arbeit

Österreich Werbung

Da die touristischen Arbeitsschwerpunkte der Österreich Werbung 
nicht mit quantifi zierbaren Zielgrößen unterlegt waren, war eine 
Überprüfung der Zielerreichung nicht möglich. Das Ziel, die zahl-
reichen Sozialleistungen der Österreich Werbung mittels Überar-
beitung der Betriebsvereinbarung einzuschränken, konnte nicht 
erreicht werden. Der nach dem Austritt der Bundesländer einge-
tretene Wegfall von Mitgliedsbeiträgen konnte durch Verkäufe von 
Leistungen — vorwiegend an öffentliche Auftragnehmer — ausge-
glichen werden.

Prüfungsziel war die Beurteilung der strategischen Entwicklung, der 
Finanzierung, des Personals und der Geschäftsführung. (TZ 1)

Der Abschluss einer neuen Betriebsvereinbarung verzögerte sich erheb-
lich und führte zu keinen wesentlichen Änderungen. Das angestrebte 
Ziel, das System der Sozialleistungen zu reformieren, wurde nicht 
erreicht. (TZ 27)

Im Gegensatz zu dem von einem externen Berater entwickelten 
analytischen Gehaltsschema wichen die tatsächlich vereinbarten 
Gehälter von den Soll–Gehältern zum Teil erheblich ab. Nachvoll-
ziehbare Kriterien für die Einstufung der Mitarbeiter in den auslän-
dischen Büros fehlten. Die Österreich Werbung gewährte teilweise 
Gehälter, die über den Sollgehältern ihrer Gehaltstabelle lagen. Das 
Ziel, eine geordnete Gehaltsstruktur zu schaffen, wurde verfehlt. 
(TZ 31 bis 36)

Die Österreich Werbung gewährte ihren Mitarbeitern zahlreiche 
zusätzliche Sozialleistungen und seit 1971 unverändert gebliebene 
Ansprüche aus dem betrieblichen Pensionssystem. (TZ 37, 38) Die 
Österreich Werbung gewährte ihren Mitarbeitern weiters zusätz-
liche Abfertigungen. (TZ 30)
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Nach dem Ausscheiden der Bundesländer Ende 2000 verringerten 
sich die nunmehr vom Bund und der Wirtschaftskammer Öster-
reich aufgebrachten Mitgliedsbeiträge von 42,39 Mill. EUR (2000) 
auf 32,13 Mill. EUR (seit 2001 unverändert). (TZ 12) Der Rückgang 
konnte durch Leistungsverkäufe — vorwiegend an öffentliche Auf-
tragnehmer — im Ausmaß von 17,14 Mill. EUR (2006) kompensiert 
werden. (TZ 13, 16)

Obwohl die Österreich Werbung über erhebliches touristisches Wis-
sen verfügte, nahm sie externe Beratungen für Leistungen, die zu 
ihren Kernaufgaben zählten, in Anspruch. (TZ 11) Auch im Perso-
nalbereich wurden externe Berater zu Aufgaben herangezogen, die 
mit den vorhandenen personellen Ressourcen zu bewältigen gewe-
sen wären. (TZ 24)

Das Umlaufvermögen und das Wertpapier–Portfolio überdeckten die 
korrespondierenden Rückstellungen sowie Verbindlichkeiten und 
führten zu fi nanziellen Reserven von rd. 6,63 Mill. EUR (Stand 2005). 
(TZ 19)

Im Rechnungswesen bestanden Kontrolldefi zite sowie organisato-
rische Verbesserungspotenziale. (TZ 21)

Dem Geschäftsführer wurden Prämien zuerkannt, für die zunächst 
keine Kriterien festgelegt waren. Auch die in der Folge festgelegten 
Kriterien wurden zum Teil nicht erfüllt. (TZ 43) Im Jahr 2006, ein 
halbes Jahr nach seiner Wiederbestellung, schied der Geschäfts-
führer über eigenen Wunsch aus dem Unternehmen aus. Der von 
ihm gewünschten einvernehmlichen Aufl ösung des Dienstverhält-
nisses wurde zugestimmt und hatte einen Abfertigungsaufwand von 
47.269 EUR zur Folge. (TZ 44)

Kurzfassung
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 1 Der RH überprüfte im November und Dezember 2006 die Gebarung der 
in der Rechtsform eines Vereins geführten Österreich Werbung (ÖW). 
Prüfungsziel war die Beurteilung der strategischen Entwicklung, der 
Finanzierung, des Personals und der Geschäftsführung.

Zu dem im Mai 2007 übermittelten Prüfungsergebnis nahmen die 
ÖW und das BMWA im August 2007 Stellung. Der RH erstattete seine 
Gegenäußerungen im Oktober 2007.

 2.1 Die öffentliche Hand förderte die Tourismusentwicklung direkt, indem 
sie Finanzmittel in Form von Zuschüssen vergab oder durch zinsen-
begünstigte Darlehen Investitionen stimulierte und Kooperationen 
förderte. Dabei standen in der Regel qualitative Förderungen des 
Angebotes auf einzelwirtschaftlicher Ebene und/oder die regionale 
Wettbewerbsfähigkeit im Vordergrund.

Prüfungsablauf und 
–gegenstand

Tourismusförderung

Direkte Tourismus-
förderung

Österreich Werbung

Kenndaten der Österreich Werbung

Rechtsform Verein

Mitglieder Republik Österreich (vertreten durch das BMWA),
Wirtschaftskammer Österreich

Rechtsgrundlagen Statuten des Vereins in der Fassung vom 30. März 2005

Unternehmensgegenstand Stärkung der Tourismusdestination, Steigerung der Wertschöpfung der
österreichischen Tourismus- und Freizeitwirtschaft

Gebarung 2000 2001 2002 2003 2004 2005 2006
in Mill. EUR

Mitgliedsbeiträge 42,4 35,11) 32,1 32,1 32,1 32,1 32,1
Leistungserträge 6,8 8,9 11,9 13,1 13,5 14,2 17,1
Bilanzsumme 23,0 24,1 22,7 24,8 26,4 27,3 25,6

Anzahl
Personalstand2) 207,00 206,25 202,65 204,15 192,25 207,95 216,10

1) einschließlich Subventionen der Bundesländer
2) in Vollbeschäftigungsäquivalenten; jeweils zum 31. Dezember
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 2.2 Sowohl wegen des restriktiven Budgetkurses der öffentlichen Haus-
halte als auch als Folge der EU–Erweiterung werden der heimischen 
Tourismuswirtschaft mittel– und langfristig weniger Fördermittel zur 
Verfügung stehen. Diese Entwicklung legt es nahe, die Förderungspro-
gramme von Bund und Ländern zu optimieren und die verschiedenen 
Aktivitäten unter Effi zienzgesichtspunkten mehr als bisher aufeinan-
der abzustimmen.

 2.3 Laut Stellungnahme des BMWA stelle die österreichweite Koopera-
tion tourismusrelevanter Aktivitäten eine wichtige Voraussetzung 
für die weitere positive Entwicklung des Tourismus dar. Aus diesem 
Grund fänden seit dem Jahr 2001 „Strategiegespräche“ statt bzw. seien 
„Koordinationsplattformen“ eingerichtet worden, um eine verbesserte 
Abstimmung der verschiedenen tourismusrelevanten Aktivitäten der 
Bundesländer und des BMWA zu erreichen.

 3 Diese erfolgte primär durch nachfrageorientierte Marketingförderungen, 
wobei die öffentliche Hand Aktivitäten förderte, die der gesamten Bran-
che zugutekamen, jedoch von einzelnen Wirtschaftssubjekten nicht 
erbracht werden (konnten). Diese Aufgabe oblag auf Bundesebene dem 
Verein Österreich Werbung und auf Länderebene den Landestourismus-
organisationen.

Rechtlicher und organisatorischer Rahmen

 4 Die 1954 als Verein gegründete ÖW wird seit 2001 von zwei Mitglie-
dern getragen – dem Bund, vertreten durch das BMWA, und der Wirt-
schaftskammer Österreich. 

Gemeinnütziger Zweck des Vereins ist laut Statut „die Stärkung der 
Tourismusdestination Österreich in deren wichtigsten Quellmärkten 
(In– und Ausland) mit dem Ziel, damit einen Beitrag zur Steigerung 
der Wertschöpfung für die österreichische Tourismus– und Freizeitwirt-
schaft zu liefern.“ Die ÖW übt ihre nicht auf Gewinn gerichtete Tätig-
keit von Wien aus sowie mit 31 Vertretungen im Ausland.

Indirekte Tourismus-
förderung

Österreich Werbung 
als nationale Touris-
musorganisation

Tourismusförderung
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Organisationsentwicklung

 5.1 Ende des Jahres 2000 schieden die Bundesländer als Mitglieder aus 
der ÖW aus. Im Zuge der dadurch ausgelösten Strukturreform sollten 
die Organisation gestrafft, die Entscheidungsstrukturen vereinfacht 
und die Tätigkeit der ÖW soweit wie möglich auf die Erbringung ent-
geltlicher unternehmerischer Leistungen umgestellt werden. Die dazu 
vorgesehenen Maßnahmen umfassten

– die interne Neuorientierung: Strategiekonzept, neue Geschäftsfelder, 
Auslagerung der Internen Revision, Abschluss von Leistungsverein-
barungen mit den Bundesländern und eines Syndikatsvertrags mit 
der Wirtschaftskammer Österreich (Zusammenlegung von Außen-
handelsstellen der Wirtschaftskammer Österreich und ÖW–Büros 
(2000/2001)),

– die Einführung getrennter Leistungsbereiche und die Auslagerung 
des Werbemittelversandes (2003),

– die Entwicklung eines Leitbildes, die Neudefi nition der Unterneh-
mensziele und die Neuordnung der Geschäftsfelder (2004) sowie

– die Umgründung bestehender Auslandsbüros als GmbH und die 
Anpassung der Statuten an das neue Vereinsgesetz (2005).

Im November 2006 setzte die neue Geschäftsführung die Organisati-
onsentwicklung mit der Durchforstung der bestehenden Aufgaben– und 
Ressourcenverteilung sowie mit der Festlegung der künftigen Arbeits-
schwerpunkte fort.

 5.2 Der RH erachtete die unternommene Überprüfung des Leistungsspekt-
rums und der Adäquanz des Ressourceneinsatzes als zweckmäßig und 
empfahl, solche Refl exionen auch in der Zukunft periodisch vorzu-
nehmen. 

 5.3 Die ÖW sagte in ihrer Stellungnahme zu, die internen Ressourcen noch 
besser zu nutzen.

Tourismusförderung Österreich Werbung
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Geschäftspolitik

 6.1 Das Vereinsstatut legt den Vereinszweck und die Zuständigkeiten von 
Präsidium und Generalversammlung nur in groben Umrissen fest. 
Dadurch bestand für die Geschäftsführung bei der konkreten Festle-
gung von Arbeitsschwerpunkten und Umsetzungsmaßnahmen ein rela-
tiv großer Spielraum.

 6.2 (1) Das Präsidium wurde regelmäßig über Budgetziele, Marketingakti-
vitäten und wirtschaftliche Ergebnisse informiert. Allerdings vermisste 
der RH quantifi zierte Angaben über konkrete touristische Leistungen, 
um die Zielerreichung in Form von Soll–Ist–Vergleichen überprüfen 
zu können.

Der RH empfahl, die Arbeitsschwerpunkte mit quantifi zierbaren Ziel-
größen zu unterlegen und zu überprüfen.

(2) Die Stärke und wirtschaftliche Rechtfertigung der ÖW liegt in ihrer 
Funktion als Netzwerk zur Vermarktung Österreichs als Destination für 
einen Ganzjahrestourismus, in der Entwicklung von Zukunftsszenarien 
für den Tourismus („think–tank“) sowie von Maßnahmen zur Erschlie-
ßung neuer Kundenschichten. Inwieweit die Pfl ege des heimischen Tou-
rismus und die Betreuung der bereits etablierten Märkte vorrangig von 
den Landestourismusorganisationen und/oder Regionen wahrgenom-
men werden soll, wäre zweckmäßigerweise im Rahmen einer bundes-
weiten Tourismuskonferenz zur Aufgabenabgrenzung unter Federfüh-
rung des BMWA zu beraten bzw. zu entscheiden.

 6.3 Laut Mitteilung des BMWA werde die Erarbeitung quantifi zierbarer 
Zielvorgaben unter Berücksichtigung notwendiger qualitativer Krite-
rien geprüft.

Weiters habe der Bundesminister im Juni 2007 eine zusätzliche Initi-
ative zur besseren Koordination der tourismusrelevanten Aktivitäten 
zwischen Bund und Bundesländern beauftragt, die im Herbst 2007 
umgesetzt werden soll. Ob die dabei vorgesehene Bildung einer hoch-
rangig besetzten Plattform zu einer bundesweiten Tourismuskonferenz 
oder zu anderen Koordinationsmechanismen führen werde, sei derzeit 
noch nicht absehbar.

Tourismusförderung
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 7 Im Rahmen eines Organisationsentwicklungsprozesses führte die ÖW 
im Jahr 2003 ihre Aufgaben in Form von Bereichen im Head Offi ce 
in Wien zusammen. Diese umfassten

– „International Market Management“,

– „Austrian Business and Convention Network“,

– „Research & Development“,

– „Key Account Management“,

– „Brand Management“ und 

– die Stabsstelle „Public Relations“.

 8 Bei der Marktbearbeitung konzentrierte sich die ÖW auf zwölf Regi-
onen, die von 33 Vertretungen betreut wurden. Diese bestanden aus 
zwei in Wien stationierten Teams und 31 ausländischen Vertretungen 
(davon 18 „Austria Center“). Die Markterschließung betrieb die ÖW 
eigenständig oder in Kooperation mit der Wirtschaftskammer Öster-
reich; zur Zeit der Gebarungsüberprüfung bearbeitete die ÖW welt-
weit 61 Märkte, davon 27 in Kooperation mit der Außenwirtschafts-
organisation der Wirtschaftskammer Österreich.

 9.1 Im Dezember 2000 schlossen der Bund und die Wirtschaftskammer 
Österreich einen Syndikatsvertrag auf unbestimmte Dauer ab, dem 
eine Vereinbarung über die Kooperation zwischen den Außenhandels-
stellen der Wirtschaftskammer Österreich und den Außenstellen der 
ÖW zur Schaffung eines einheitlichen Außennetzes („Austria Center“) 
angeschlossen war. Zweck des Syndikatsvertrags war die stufenweise 
organisatorische und räumliche Zusammenführung „unter der Bedin-
gung, dass die Kosten–Nutzen–Relation für Außenhandelsstellen und 
Außenstellen verbessert wird und strategisch für beide Parteien attrak-
tive Standorte gefunden werden.“

Leistungsbereiche

Allgemeines

Märkte

Syndikatsvertrag und 
„Austria Center“

Österreich Werbung

Kooperation mit der Wirtschaftskammer Österreich
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Die Kooperationsvereinbarung sah eine stufenweise Zusammenlegung 
der Standorte bis Ende 2003 vor; tatsächlich wurden bis Ende 2006 
18 ÖW–Außenstellen in „Austria Center“ übergeführt. Bei den bis-
lang 13 selbständig gebliebenen Standorten sprachen insbesondere 
wirtschaftliche Überlegungen, rechtliche Rahmenbedingungen und 
die unterschiedlichen regionalen Standorte gegen eine Zusammen-
legung.

 9.2 Der RH wertete die durchgeführten Zusammenlegungen positiv. Er 
empfahl, die selbständig gebliebenen ÖW–Büros weiterhin periodisch 
auf mögliche Zusammenführungen zu prüfen.

 9.3 Laut Stellungnahme der ÖW seien Bürogemeinschaften an zahlreichen 
Standorten bereits umgesetzt worden; an den übrigen Standorten seien 
die Handlungsmöglichkeiten jedoch eingeschränkt.

 10.1 Im Juni 2005 schlossen Wirtschaftskammer Österreich und ÖW eine 
Kooperationsvereinbarung für das Jahr 2005 mit einem Gesamtvo-
lumen von 0,68 Mill. EUR ab. Inhalt waren die Nutzung der Infra-
struktur in den Außenhandelsstellen und die Erbringung von Stan-
darddienstleistungen. Nach Evaluierung der Kooperation kam es im 
Juni 2006 zum Abschluss einer weiteren Vereinbarung über den Aus-
bau des Dienstleistungsspektrums (Gesamtvolumen 1,5 Mill. EUR).

 10.2 Der RH erachtete den Abschluss von Kooperationsvereinbarungen über 
einen vorab festgelegten fi nanziellen Rahmen mit der Wirtschaftskam-
mer Österreich, die gleichzeitig Vereinsmitglied war, als nur bedingt 
zweckmäßig.

Der RH empfahl, mit der Wirtschaftskammer Österreich aus Gründen 
der Transparenz vorzugsweise Einzelverträge abzuschließen.

 10.3 Die ÖW teilte mit, dass eine längerfristige und institutionalisierte Ko-
operation mit den Außenhandelsstellen der Wirtschaftskammer Öster-
reich zweckmäßig erscheine. Dieses Vorhaben werde regelmäßig eva-
luiert und erforderlichenfalls auch entsprechend modifi ziert.

 10.4 Der RH wies darauf hin, dass die Geschäftsbeziehung mit einem Part-
ner, der zugleich Vereinsmitglied ist, besonders transparent gestaltet 
werden sollte.

Kooperations-
vereinbarungen

Kooperation mit der 
Wirtschaftskammer Österreich
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 11.1  Die ÖW schloss mit einem externen Berater Verträge über Angelegen-
heiten der Markt– und Wirtschaftsforschung sowie die Analyse von 
Quellmärkten ab. Dafür wurden zwischen 2001 und 2006 insgesamt 
150.230 EUR zuzüglich 20 % USt an Honoraren aufgewendet. Weitere 
Beratungsleistungen betrafen die Erarbeitung eines neuen PR–Kon-
zepts im Gegenwert von 2,13 Mill. EUR zuzüglich 20 % USt.

 11.2 Bei den verrechneten Leistungen stellte der RH weitgehend inhaltliche 
Übereinstimmungen mit den Funktionsbeschreibungen von ÖW–Mit-
arbeitern fest. Nach Berechnungen des RH hätten durch die Selbst-
erstellung von Leistungen, die zu den Kernaufgaben der ÖW zählen, 
insgesamt 1,17 Mill. EUR eingespart werden können.

Der RH empfahl, vorrangig die im Unternehmen vorhandenen Res-
sourcen zu nutzen und den Einsatz von externem Know–how auf Spe-
zialfragen sowie auf zeitlich und fi nanziell eingegrenzte Projekte zu 
beschränken.

 11.3 Die ÖW teilte mit, dass sie die Anregung des RH aufnehmen werde, 
soweit dem nicht inhaltliche oder wirtschaftliche Begründungen ent-
gegenstünden.

 12 Die Mitgliedsbeiträge stellten für die ÖW die wichtigste Finanzie-
rungsquelle dar. Bis Ende 2000 waren der Bund, die Wirtschaftskam-
mer Österreich und die neun Bundesländer ordentliche Vereinsmit-
glieder. Die jährlichen Mitgliedsbeiträge wurden im Verhältnis 60:20:20 
geleistet. Nach dem Ausscheiden der Bundesländer verringerten sich 
die — seither nur mehr vom Bund und der Wirtschaftskammer Öster-
reich aufgebrachten — Mitgliedsbeiträge von 42,39 Mill. EUR (2000) 
auf 32,13 Mill. EUR (seit 2001 unverändert).

 13 Neben den Mitgliedsbeiträgen stellen die Erlöse aus Leistungsverkäu-
fen die zweite Finanzierungsgrundlage der ÖW dar. Sie stammten aus 
dem Verkauf von Leistungen vorwiegend an öffentliche Auftragnehmer 
und entwickelten sich von 6,81 Mill. EUR (2000) auf 17,14 Mill. EUR 
(2006).

Externe Beratungs-
leistungen

Finanzierung

Mitgliedsbeiträge

Leistungserträge

Kooperation mit der 
Wirtschaftskammer Österreich

Österreich Werbung
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 14.1  Im Jahr 2001 gewährten die Bundesländer Subventionen in Höhe von 
2,99 Mill. EUR; dies entsprach rund einem Drittel ihrer bisherigen Mit-
gliedsbeiträge.

Im Jahr 2004 förderte das BMWA Medienkampagnen und die Entwick-
lung einer Datenbank mit Einzelsubventionen von jeweils 1 Mill. EUR. 
Die Subventionsansuchen beider 2003 und 2004 durchgeführten Vor-
haben wurden von der ÖW erst nach Projektbeginn gestellt bzw. vom 
BMWA genehmigt. Im Jahr 2006 bewilligte das BMWA die Förderung 
zwei weiterer Projekte mit einem Gesamtvolumen von 0,5 Mill. EUR.

 14.2  Die vom BMWA geförderten Projekte waren den statutarischen Kern-
leistungen der ÖW zuzurechnen. Sie wären daher aus Mitgliedsbeiträ-
gen zu fi nanzieren gewesen. Der RH bemängelte weiters die Bewilli-
gung von Subventionen in einem bereits weit fortgeschrittenen Stadium 
bzw. die nachträgliche Förderung bereits ausfi nanzierter Projekte.

 14.3 Laut Stellungnahme des BMWA seien bei den Projekten Mittel im Rah-
men der Initiative „go international“ zum Einsatz gekommen, um die 
internationale Positionierung der Tourismusdestination Österreich zu 
stärken. Vorgespräche zu diesen Projekten hätten schon frühzeitig statt-
gefunden, doch sei die Entscheidung über die Abwicklungsstelle erst zu 
einem späteren Zeitpunkt getroffen worden. Im Übrigen habe es sich 
bei den aufgezeigten Sachverhalten um Sonderfälle gehandelt.

Subventionen

Finanzierung
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Umsätze nach Bundesländern

 15.1 Nachfolgend werden die Mitgliedsbeiträge der Bundesländer 2000 
mit den Umsatzerlösen der Landestourismusorganisationen 2006 ver-
glichen:

 15.2 Der RH wies darauf hin, dass die Landestourismusorganisation Wien 
2006 mehr als doppelt soviel an Leistungskäufen tätigte, als sie im 
Jahr 2000 an Mitgliedsbeiträgen geleistet hatte. Bei den anderen Lan-
destourismusorganisationen lagen die Umsätze des Jahres 2006 hin-
gegen signifi kant unter den damaligen Mitgliedsbeiträgen.

 15.3 Laut Stellungnahme der ÖW sei eine Umlage der Tourismusausgaben in 
der vorgenommenen Form nur in Wien möglich, weil es in der Bundes-
hauptstadt nur eine Tourismusorganisation gäbe. In den übrigen Bun-
desländern würden aus den vormaligen ÖW–Mitgliedsbeiträgen neben 
den Landestourismusorganisationen auch Gemeinden und Destinatio-
nen mit Tourismus–Marketingaktivitäten beauftragt.

Auswirkungen des 
Ausscheidens der 
Bundesländer 

Finanzierung Österreich Werbung

Tabelle 1:  Mitgliedsbeiträge der Bundesländer 2000 im Vergleich zu den Umsatzerlösen der 
Landestourismusorganisationen 2006

Mitgliedsbeitrag der 
Bundesländer 2000

Umsatzerlöse der Landes-
tourismusorganisationen 2006 Differenz Differenz

in Mill. EUR in %
Burgenland 0,37 0,10 – 0,27 – 73
Kärnten 1,08 0,96 – 0,12 – 11
Niederösterreich 1,27 0,27 – 1,00 – 79
Oberösterreich 0,62 0,21 – 0,41 – 66
Salzburg 1,16 0,68 – 0,48 – 41
Steiermark 0,98 0,38 – 0,60 – 61
Tirol 1,44 0,64 – 0,80 – 56
Vorarlberg 0,62 0,29 – 0,33 – 53
Wien 0,94 2,17 1,23 131
Summe 8,48 5,70 – 2,78 – 33
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Umsätze nach Auftraggebern

 16.1 Im Jahr 2000 betrug die Summe der Mitgliedsbeiträge der Bundesländer 
(8,48 Mill. EUR) und der erzielten Umsatzerlöse (6,81 Mill. EUR) ins-
gesamt 15,29 Mill. EUR. Die Entgelte für diese Leistungen konnte die 
ÖW im Jahr 2006 von öffentlichen Auftraggebern (Landestourismus-
organisationen, Regionen, Städte, Tourismusverbände) auf 10,06 Mill. 
EUR und von weiteren Auftraggebern (beispielsweise Hotels, Skiver-
bände) auf 7,08 Mill. EUR — insgesamt somit auf 17,14 Mill. EUR —
steigern.

Eine länderweise Aufteilung der Umsatzerlöse der Regionen, Städte 
und Tourismusverbände wurde von der ÖW nicht vorgenommen.

 16.2 Der RH wies darauf hin, dass die Umsätze mit öffentlichen Auftrag-
gebern aus den Bundesländern im Jahr 2006 (10,06 Mill. EUR) etwas 
über dem Niveau der zuletzt für das Jahr 2000 geleisteten Mitglieds-
beiträge (8,48 Mill. EUR) lagen. Der RH anerkannte, dass es der ÖW 
gelungen war, den Entfall der Mitgliedsbeiträge der Bundesländer durch 
Umsatzerlöse zu kompensieren.

Der RH empfahl, die Umsätze stärker zu differenzieren und zu analy-
sieren, um das Leistungsspektrum der ÖW noch besser an die Bedürf-
nisse der Nachfrager anzupassen.

 16.3 Laut Stellungnahme der ÖW werde die Anregung des RH bereits durch 
ein im Aufbau befi ndliches neues Planungsinstrument umgesetzt.

 17.1 Das Vereinsgesetz 2002 sieht für große Vereine qualifi zierte Rech-
nungslegungsvorschriften und die Aufstellung des Jahresabschlusses 
in den ersten fünf Monaten des folgenden Geschäftsjahres vor. Im 
Gegensatz dazu sahen die Statuten der ÖW die Fertigstellung des Jah-
resabschlusses bis zum 30. September des Folgejahres vor. Die Jah-
resabschlüsse der ÖW wurden schon zuvor auf freiwilliger Basis von 
einer Wirtschaftsprüfungsgesellschaft geprüft, wobei die Generalver-
sammlung seit 1989 stets dieselbe Gesellschaft mit der Prüfung beauf-
tragte.

Rechnungswesen

Rechnungslegung 
und Abschluss-
prüfung

Finanzierung
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 17.2 Der RH empfahl, die Statuten an die geltende Rechtslage anzupassen, 
das Verfahren zur Erstellung des Jahresabschlusses durch organisato-
rische Maßnahmen zu beschleunigen und einen turnusmäßigen Wech-
sel des Abschlussprüfers vorzusehen.

 17.3 Laut Stellungnahme des BMWA seien alle nötigen Schritte zur Vor-
bereitung eines Wechsels des Abschlussprüfers für das folgende Wirt-
schaftsjahr und zur Anpassung der Statuten an die aktuelle Rechts-
lage bereits eingeleitet worden.

Laut Stellungnahme der ÖW seien organisatorische Maßnahmen zur 
fristgerechten Erstellung des Jahresabschlusses bereits getroffen wor-
den.

Konzernbilanz

 18 Die ÖW bezog in den freiwillig erstellten Konzernabschluss neben der 
100 %igen Tochtergesellschaft austria.info Marketing GmbH auch die 
Enkelgesellschaften ein, wodurch der Konzernabschluss die gesamte 
wirtschaftliche Tätigkeit der ÖW abbildete.

Die konsolidierte Bilanz entwickelte sich seit 2000 wie folgt:

Vermögens– und 
Erfolgsentwicklung

Rechnungswesen Österreich Werbung

Tabelle 2: Konsolidierte Bilanz der Österreich Werbung

2000 2001 2002 2003 2004 2005 2006
Aktiva in Mill. EUR
Anlagevermögen 7,92 7,87 7,79 7,83 8,98 9,29 9,35

davon
immaterielles Vermögen 0,17 0,18 0,21 0,29 0,28 0,29 0,60
Sachanlagen 1,15 1,01 0,89 0,84 0,82 0,81 0,87
Finanzanlagen 6,60 6,68 6,69 6,70 7,88 8,19 7,88

Umlaufvermögen 14,55 15,69 14,42 16,56 16,90 17,11 15,42
Rechnungsabgrenzung 0,51 0,52 0,46 0,42 0,51 0,87 0,87
Summe Aktiva 22,98 24,08 22,67 24,81 26,39 27,27 25,64

Passiva
Vereins-/Konzernvermögen 4,63 4,86 4,04 7,89 8,38 8,69 6,67
Rückstellungen 12,83 11,42 12,29 11,54 11,53 11,82 11,84
Verbindlichkeiten 5,52 7,78 6,23 5,11 5,99 6,33 6,89
Rechnungsabgrenzung – 0,02 0,11 0,27 0,49 0,43 0,24
Summe Passiva 22,98 24,08 22,67 24,81 26,39 27,27 25,64
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Bedeckung der Passiva

 19.1 Das Finanzanlagevermögen umfasste neben den Anteilen an verbun-
denen Unternehmen (0,03 Mill. EUR im Jahr 2005) insbesondere auch 
langfristige Wertpapiere. Diese Wertpapiere sowie das Umlaufvermögen 
dienten zur Bedeckung der Rückstellungen, der Verbindlichkeiten und 
50 % der Vorsorge „Eiserne Reserve“ (0,49 Mill. EUR im Jahr 2005). Im 
Jahr 2000 betrug die Überdeckung 2,10 Mill. EUR und im Jahr 2005 
sogar 6,63 Mill. EUR.

 19.2 Der RH erblickte in der Überdeckung von 6,63 Mill. EUR einen beträcht-
lichen Aufbau an fi nanziellen Reserven. Er empfahl, die fi nanziellen 
Reserven zur Finanzierung zusätzlicher Aktivitäten des öffentlichen 
Leistungsauftrages heranzuziehen und zum Anlass für eine Evaluie-
rung der Mitgliedsbeiträge zu nehmen.

 19.3 Laut Stellungnahme des BMWA stelle die derzeitige Aufteilung der 
Mitgliedsbeiträge ein ausgewogenes und bewährtes System dar. Die 
fi nanziellen Reserven würden für verstärkte Maßnahmen des öffent-
lichen Leistungsauftrages verwendet werden.

Auch die ÖW teilte mit, dass die Überdeckungen zur Finanzierung 
zusätzlicher Aktivitäten des öffentlichen Leistungsauftrages herange-
zogen werden sollten.

 19.4 Im Zuge der Aktualisierung der im Tätigkeitsbericht angeführten Zah-
len übermittelte die ÖW den Jahresabschluss für 2006. Der RH ermit-
telte aus den vorgelegten Unterlagen einen Abbau der Überdeckungen 
auf 3,79 Mill. EUR, der laut Stellungnahme der ÖW durch zusätzliche 
Aktivitäten des öffentlichen Leistungsauftrages erfolgte.

Rechnungswesen
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Konzern–Gewinn– und Verlustrechnung

 20 Die konsolidierten Positionen der Gewinn– und Verlustrechnungen 
entwickelten sich seit 2000 wie folgt:

Wegen der im Prüfungszeitraum vorgenommenen Umgliederungen 
von Aufwendungen und Erträgen sind die Positionen nur zum Teil 
vergleichbar.

 21.1 Beratungsaufträge im Personalbereich und deren Erweiterungen wur-
den teilweise nur mündlich erteilt, Rechnungen bestätigt und bezahlt, 
obwohl sie den Auftragswert überschritten. Auf Bestellungen fehlten 
teilweise wesentliche Angaben.

 21.2 Der RH beanstandete die festgestellten Mängel; er erblickte darin orga-
nisatorische Schwachstellen und Kontrolldefi zite.

Ablauforganisation

Rechnungswesen Österreich Werbung

Tabelle 3: Konsolidierte Gewinn– und Verlustrechnung der Österreich Werbung

2000 2001 2002 2003 2004 2005 2006
in Mill. EUR

Mitgliedsbeiträge 42,39 35,111) 32,13 32,13 32,13 32,13 32,13
Umsatzerlöse _ _ _ 13,14 13,54 14,18 17,14
sonstige betriebliche Erträge 7,32 10,31 12,33 0,91 0,97 1,94 0,55
Aufwendungen für sonstige
bezogene Leistungen – 32,23 – 26,50 – 26,73 – 23,28 – 26,39 – 29,23 – 31,76
Personalaufwand – 15,08 – 13,84 – 13,84 – 13,43 – 14,36 – 14,67 – 15,96
Abschreibungen – 0,64 – 0,61 – 0,53 – 0,59 – 0,57 – 0,64 – 0,64
sonstige betriebliche
Aufwendungen – 6,03 – 4,88 – 4,74 – 5,52 – 5,38 – 3,79 – 3,83

Betriebsergebnis – 4,27 – 0,41 – 1,38 3,36 – 0,06 – 0,08 – 2,37
Finanzergebnis 0,68 0,75 0,64 0,57 0,61 0,50 0,43
Ergebnis der gewöhnlichen
Geschäftstätigkeit – 3,59 0,34 – 0,74 3,93 0,55 0,42 – 1,94
Steuern vom Einkommen 
und vom Ertrag – 0,14 – 0,11 – 0,08 – 0,08 – 0,07 – 0,10 – 0,08
Rücklagenbewegungen 0,04 – 0,24 0,39 – 0,04 – 0,18 – 0,23 0,08
Gebarungsüberschuss/
–abgang (–) – 3,69 – 0,01 – 0,43 3,81 0,30 0,09 – 1,94

1) einschließlich Subventionen der Bundesländer
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Er empfahl, die Auftragsvergabe und die Rechnungsprüfung umge-
hend durch verbindliche Richtlinien zu regeln und deren Einhaltung 
zu überwachen.

 21.3 Laut Stellungnahme der ÖW sei geplant, die bestehenden Regulative 
im Sinne der Empfehlung des RH zu ergänzen und erweitern. Überdies 
werde die Innenrevision angewiesen, die aufgezeigten Punkte verstärkt 
zu beachten.

 22.1 Seit 2003 wird bei den Leistungen zwischen dem öffentlichen Leis-
tungsauftrag und dem Leistungsverkauf unterschieden.

Beim öffentlichen Leistungsauftrag setzte die ÖW Marketingaktivi-
täten, die aus einzelwirtschaftlichen Interessen und/oder wegen der 
hohen Kosten nicht oder nur in zu geringem Ausmaß zustande kamen. 
Der öffentliche Leistungsauftrag umfasste Basisdienstleistungen zur 
Stärkung der Tourismusdestination Österreich, die allen touristischen 
Einrichtungen gleichermaßen zur Verfügung gestellt wurden (z.B. 
Dachmarke, internationales Netzwerk, Informationsangebote, Werbe-
mittelversand usw.). Dafür erhielt die ÖW Mitgliedsbeiträge und Kos-
tenbeteiligungen von öffentlichen sowie privaten Tourismus– und Frei-
zeiteinrichtungen.

Im Rahmen der Leistungsverkäufe erbrachte die ÖW konkrete Marke-
tingleistungen für Tourismus– und Freizeiteinrichtungen, deren Auf-
wand zur Gänze an die Kunden weiterverrechnet wurde. Dabei trachtete 
die ÖW, den Leistungsverkauf nicht aus Mitgliedsbeiträgen zu sub-
ventionieren, sondern Deckungsbeiträge zu erwirtschaften, und so die 
Finanzierung des öffentlichen Leistungsauftrages zu unterstützen.

 22.2 Der RH kritisierte das Fehlen verbindlicher Gebarungsgrundsätze für 
den Leistungsverkauf und empfahl, solche mittels Beschlussfassung 
durch die Generalversammlung bzw. des Präsidiums festzulegen.

 22.3 Laut Stellungnahme der ÖW sei geplant, die Gebarungsgrundsätze für 
den Leistungsverkauf entsprechend aufzubereiten und den Organen 
vorzulegen.

Controlling

Leistungsbereiche

Rechnungswesen
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 23.1 Die Erfassung der Arbeitsstunden und ihre Zurechnung auf die Kos-
tenträger erfolgte nur für Marketingaktivitäten im Rahmen des Leis-
tungsverkaufs. Für diesen Bereich bzw. für einzelne Leistungsverkaufs–
Aktivitäten konnten daher Ergebnisse auf Vollkostenbasis ermittelt 
werden.

In den Berichten an das Präsidium wurden die Marketingaktivitäten 
sowohl insgesamt als auch für den öffentlichen Leistungsauftrag bzw. 
Leistungsverkauf getrennt dargestellt. Allerdings wurden zunächst alle 
Kosten und Erlöse dem öffentlichen Leistungsauftrag zugerechnet und 
erst nach Abschluss einer Leistungsverkaufs–Aktivität — meist zu Jah-
resende — diese auf den Leistungsverkauf umgebucht; unterjährig erga-
ben sich dadurch überhöhte Ist–Werte für den Bereich öffentlicher Leis-
tungsauftrag und zu niedrige für den Leistungsverkaufs–Bereich.

 23.2 Der RH regte im Interesse einer laufenden Kostenkontrolle aller Mar-
ketingaktivitäten die Institutionalisierung der Stundenerfassung und 
–zurechnung auch für die öffentlichen Leistungsaufträge an. Er emp-
fahl, den Aussagewert der unterjährigen Berichte durch die zeitnahe 
Zuordnung und Übertragung von Kosten und Erlösen zu erhöhen.

 23.3 Laut Stellungnahme der ÖW würden die Anregungen des RH bereits 
durch ein im Aufbau befi ndliches neues Planungsinstrument umge-
setzt.

 24.1 Die Aufgaben des Bereichs Human Resource Management umfassten 
die Personalentwicklung, die Gehaltsverrechnung und die Personal-
administration unter Einbeziehung der im Ausland tätigen Mitarbei-
ter. Der Bereichsleiter war überdies für die Strategieentwicklung und 
die Zielvorgaben, die Personalbudgetplanung, die Organisationsent-
wicklung, das Gehaltssystem und die Vertragsgestaltung zuständig.

Zur Ausarbeitung von Gehaltsschemata und Stellenbewertungen sowie 
für Beratungen und Coachings wurden externe Personalberater heran-
gezogen; mit der Prüfung von Dienstverträgen sowie der Durchfüh-
rung anlassbezogener Erhebungen über Zuwendungen und Pensions-
vereinbarungen wurde der Wirtschaftsprüfer betraut.

Leistungserfassung 
und Berichterstat-
tung

Personal

Human Resource 
Management 

Controlling Österreich Werbung
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 24.2 Nach Ansicht des RH fi elen einige der an externe Stellen vergebenen 
Aufträge in den Kernaufgabenbereich des Human Resource Manage-
ment; diese Aufgaben wären auch mit den in der ÖW vorhandenen 
Ressourcen zu bewältigen gewesen. Er empfahl, auch im Personalbe-
reich vorrangig die im Unternehmen vorhandenen Ressourcen zu nut-
zen und den Einsatz von externem Know–how auf Spezialfragen zu 
beschränken.

 24.3 Die ÖW sagte dies zu.

 25 Der Personalstand der ÖW entwickelte sich wie folgt (in Vollbeschäf-
tigungsäquivalenten; jeweils zum 31. Dezember):

Der Anstieg der Mitarbeiter im Head Offi ce des Jahres 2001 war auf die 
Verlagerung der Koordinierung der Auslandsbüros in das Head Offi ce 
zurückzuführen; 2002 wurden die in den ausländischen Büros tätigen 
Mitarbeiter aufgestockt und das Personal für den Markt Österreich und 
im Bereich Public Relations reduziert. Im Jahr 2004 wurden die Büros 
in Frankreich und Spanien verkleinert und in Deutschland acht Mit-
arbeiter im Zuge der Bürozusammenlegung abgebaut. Der 2005 statt-
gefundene Personalanstieg im Head Offi ce war auf die Schaffung des 
Bereiches Research & Development und auf zeitlich begrenzte Dop-
pelbesetzungen zurückzuführen.

Personalstand

Personal

Tabelle 4: Personalstand

2000 2001 2002 2003 2004 2005 2006

in Mill. EUR
Mitarbeiter im Head Offi ce 
(Inland) 81,00 97,00 86,50 87,50 90,05 100,65 108,25
Mitarbeiter in den Büros 
(Ausland) 126,00 109,25 116,15 116,65 102,20 107,30 107,85
Summe 207,00 206,25 202,65 204,15 192,25 207,95 216,10
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 26.1 Für die in Österreich tätigen Mitarbeiter war die im April 2005 in Kraft 
getretene Betriebsvereinbarung maßgeblich.

Nach den mehrfach abgeänderten „Richtlinien für die Rotation und 
Auslandseinsätze“ waren Anstellungsverträge in EU–Staaten primär 
nach dem jeweils geltenden Landesrecht abzuschließen. Hingegen blie-
ben für Personaleinsätze in den Nicht–EU–Staaten die für das Arbeits-
verhältnis mit der ÖW in Wien maßgeblichen Bestimmungen aufrecht. 
Der Großteil der im Ausland tätigen Mitarbeiter war nach örtlich gel-
tendem Arbeitsrecht angestellt; auf die in den ausländischen Büros täti-
gen Führungskräfte wurden zumeist die in der ÖW geltenden Bestim-
mungen angewendet.

Beschlüsse des Präsidiums zu den personalrechtlichen Regelungen 
lagen nicht vor.

 26.2 Die Anstellungsverträge wurden nicht für alle im Ausland tätigen Füh-
rungskräfte unter Anwendung der Richtlinie abgeschlossen, sondern nach 
den unterschiedlichen Präferenzen der jeweiligen Geschäftsführer.

Weiters war nicht festzustellen, ab wann die Änderungen der erwähnten 
Richtlinien in Kraft traten. Darüber hinaus wurde das personalrecht-
liche Regelwerk ohne Mitbefassung und Zustimmung des Präsidiums 
in Kraft gesetzt.

Der RH empfahl, die Gültigkeit von Vereinbarungen zweifelsfrei fest-
zulegen und das Präsidium in die Vereinbarung personalspezifi scher 
Regelungen einzubinden.

 26.3 Die ÖW sagte dies zu.

Laut Mitteilung des BMWA werde sich das Präsidium regelmäßig über 
die Umsetzung der Empfehlung des RH berichten lassen.

 27.1 Im Dezember 2002 kam die damalige Vizepräsidentin der ÖW mit dem 
Geschäftsführer überein, die aus dem Jahr 1990 stammende Betriebs-
vereinbarung zu reformieren. Den Anlass dafür bildete ein Bericht des 
Wirtschaftsprüfers über die Gehaltsstruktur und die sozialen Sonder-
leistungen. In diesem wurde unter anderem festgestellt, dass die von 
der ÖW gewährten Sozialleistungen über die arbeitsrechtlichen Ver-
pfl ichtungen deutlich hinausgingen. Daraufhin kündigte der Geschäfts-
führer die Betriebsvereinbarung mit Wirkung zum 30. Juni 2003.

Mitarbeiteranstellung

Betriebsvereinbarung

Personal Österreich Werbung
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Die mit dem neu zusammengesetzten Betriebsrat im Mai 2003 aufge-
nommenen Verhandlungen über eine neue Betriebsvereinbarung soll-
ten bis Ende 2003 abgeschlossen sein. Sie verzögerten sich jedoch bis 
April 2005. Im Ergebnis wies die im April 2005 geschlossene neue 
Betriebsvereinbarung keine wesentlichen Änderungen auf. Weiters 
beschränkte sie ihre Gültigkeit auf die in Österreich beschäftigten Mit-
arbeiter.

Der Geschäftsführer informierte das Präsidium laufend über die Ver-
handlungen. Abschließend teilte er dem Präsidium mit, dass sich die 
neue Betriebsvereinbarung ausschließlich an den gesetzlichen Bestim-
mungen orientiere und keine darüber hinausgehenden Vereinbarungen 
enthalte. Jedoch wurde dem Präsidium die Betriebsvereinbarung nicht 
zur Kenntnisnahme vorgelegt.

 27.2 Der RH stellte fest, dass die in Aussicht gestellte Einschränkung der 
Sozialleistungen unterblieb. Vor diesem Hintergrund beanstandete er 
auch die unzutreffende Berichterstattung des Geschäftsführers an das 
Präsidium.

 27.3 Laut Stellungnahme des BMWA sei die Geschäftsführung nunmehr 
um Berichterstattung in dieser Angelegenheit ersucht worden. Seit-
her berichte die Geschäftsführung laufend über die Evaluierung der 
Betriebsvereinbarung.

 28.1 Der Geschäftsführer hatte bei seinem Dienstantritt im Jänner 2001 
angekündigt, eine systematische Personalentwicklung einzuführen. 
In der Folge begannen die Mitarbeiter des Bereichs Human Resource 
Management, Personalentwicklungskonzepte und die zugehörigen Ziele 
sowie Maßnahmen auszuarbeiten.

Im Jänner 2003 beauftragte die ÖW ein Beratungsunternehmen mit 
der Erstellung und Durchführung eines Fortbildungsprogramms für die 
erste Führungsebene. Hiefür fi elen Kosten von 10.105 EUR an. Aller-
dings wurde die geplante Seminarreihe nicht wie vorgesehen durch-
geführt, sondern das Beratungsunternehmen mit der Erstellung eines 
Programms für die zweite Führungsebene beauftragt. Für die in der 
Folge durchgeführte Schulung von 35 Teilnehmern wurden 76.210 EUR 
aufgewendet.

Personalentwicklung 
und Förderungs-
programme

Personal
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 28.2 Der RH wies auf das Erfordernis eines umfassenden und mehrjährigen 
Personalentwicklungskonzepts hin und kritisierte den Abbruch des ers-
ten Programms.

 28.3 Laut Stellungnahme der ÖW werde an der Umsetzung der Empfehlung 
gearbeitet.

 29 Der Gesamt– und der durchschnittliche Personalaufwand entwickel-
ten sich im Prüfungszeitraum wie folgt:

Die sprunghafte Entwicklung des Aufwandes ist auf die Verwendung 
stichtagsbezogener Personalstände zurückzuführen; der RH kritisierte, 
dass die Ermittlung eines (aussagekräftigeren) durchschnittlichen Per-
sonalaufwandes auf Basis von Vollzeitäquivalenten mangels verfüg-
barer Daten nicht möglich war.

 30.1 Die in der jeweils geltenden Betriebsvereinbarung defi nierten Abfer-
tigungsansprüche für die Mitarbeiter reichten geringfügig über die 
gesetzlichen Bestimmungen hinaus.

Die Führungskräfte der ÖW hatten zusätzlich zur gesetzlichen Abfer-
tigung auch Anspruch auf eine vertraglich zugesicherte freiwillige 
Abfertigung; Ende 2005 waren 24 Mitarbeiter anspruchsberechtigt. Die 
Regelung galt auch für Führungskräfte, die ab 2003 in die ÖW einge-
treten waren bzw. die ab 2003 eine Führungsfunktion übernommen 
hatten. Zu dieser Zeit führte die ÖW bereits Beiträge an die Mitarbei-
tervorsorgekasse ab.

Personalaufwand

Abfertigungen

Personal Österreich Werbung

Tabelle 5: Personalaufwand

2000 2001 2002 2003 2004 2005 2006

in Mill. EUR
Gesamtaufwand Head
Offi ce (Inland) 5.960.478 5.609.484 5.780.544 6.310.979 6.554.888 7.109.312 7.998.942
Aufwand pro Mitarbeiter 
Head Offi ce (Inland) 70.483 55.228 63.347 68.268 69.581 67.480 70.504

Gesamtaufwand Büros 
(Ausland) 9.122.402 8.228.523 8.061.123 7.120.822 7.803.063 7.562.496 7.960.065

Aufwand pro Mitarbeiter 
Büros (Ausland) 72.400 75.318 69.403 61.044 76.351 70.480 73.807

Aufwand pro Mitarbeiter 
Büros (In– und Ausland) 71.650 65.870 66.818 64.141 73.180 69.028 72.153
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In den Jahren 2000 bis 2006 leistete die ÖW insgesamt rd. 2,80 Mill. EUR 
für gesetzliche und rd. 0,72 Mill. EUR für zusätzliche Abfertigungs-
zahlungen an ihre Mitarbeiter im In– und Ausland.

 30.2 Mit dem Betrieblichen Mitarbeitervorsorgegesetz wurde in Österreich 
2003 ein beitragsorientiertes Abfertigungssystem eingeführt. Der RH 
wies darauf hin, dass die von der ÖW ihren Mitarbeitern zugesagten 
Abfertigungen mit dem neuen Abfertigungsmodell nicht im Einklang 
standen.

Der RH bemängelte die Gewährung zusätzlicher Abfertigungen aus 
Mitteln, die weitgehend aus öffentlichen Kassen stammten. Er emp-
fahl, in Hinkunft von der Zusage zusätzlicher Abfertigungsleistungen 
Abstand zu nehmen.

 30.3 Laut Stellungnahme der ÖW sei die Empfehlung des RH bereits umge-
setzt worden.

 31.1 Das von der ÖW in Zusammenarbeit mit einer Personalmanagement–
Gesellschaft im Jahr 2002 ausgearbeitete analytische Gehaltsschema 
defi nierte 70 Standard–Dienststellen für die im Inland tätigen Mitar-
beiter und die im Ausland beschäftigten Führungskräfte. Dazu wur-
den die Arbeitsplätze bewertet und die Mitarbeiter den typisierten Stel-
len zugeordnet. Die bewerteten Standard–Arbeitsplätze wurden in eine 
Rangreihenfolge gebracht und die Soll–Gehälter aufgrund eines Bench-
mark–Vergleichs festgelegt. Die Stellenbewertungen und Soll–Gehälter 
wurden in regelmäßigen Abständen kontrolliert und angepasst.

Für die im Ausland tätigen Mitarbeiter wurden 26 Standard–Arbeits-
plätze defi niert und bewertet; eine Zuordnung der Mitarbeiter auf die 
typisierten Stellen erfolgte allerdings nicht.

 31.2 Der RH erachtete die Bewertung der Arbeitsplätze zur Erstellung eines 
Gehaltsschemas als zweckmäßig. Er empfahl jedoch, unter Bedacht-
nahme auf die Höhe der Sollgehälter ein analytisches Gehaltsschema 
auch in den ausländischen Dienststellen einzuführen.

 31.3 Laut Stellungnahme der ÖW sei man sich bewusst, dass das gesamte 
Gehaltssystem für die im In– und Ausland tätigen Mitarbeiter einer 
umfangreichen Evaluierung unterzogen werden müsse. Dabei würden 
die Empfehlungen des RH berücksichtigt und es sei beabsichtigt, das 
neue Gehaltsschema transparent, einheitlich und nachvollziehbar zu 
gestalten. Allerdings befi nde sich die ÖW in einem starken wettbe-
werblichen Umfeld.

Gehaltsschemata

Personal
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 32.1 Der Betriebsvereinbarung 2005 war ein Gehaltsschema mit Unter– und 
Obergrenzen angeschlossen, das die in der ÖW ausgeübten Tätigkeiten 
sieben Gehaltsstufen zuordnete. Die darin vorgesehenen Ober– und 
Untergrenzen sollten laut Betriebsvereinbarung weder über– noch unter-
schritten werden. Zusätzlich sah das Schema auch eine Indexanpas-
sung als Infl ationsabgeltung und jährliche Steigerungsbeträge vor.

Unter der Bezeichnung „Analytisches Gehaltsschema“ wurde in der 
Betriebsvereinbarung auf eine Stellenbewertung der Arbeitsplätze hin-
gewiesen, das Gehaltsansätze mit höheren Obergrenzen enthielt. Dieses 
analytische Schema war nur dem früheren Geschäftsführer und dem 
Bereichsleiter Human Resource Management bekannt.

 32.2 Nach Ansicht des RH bestand für die Geheimhaltung des Gehaltssche-
mas kein Anlass. Er wies darauf hin, dass die höheren Soll–Gehälter des 
analytischen Schemas zu erheblichen Mehraufwendungen führten.

 32.3 Laut Stellungnahme der ÖW werde das gesamte Gehaltssystem — wie 
bereits erwähnt — einer umfangreichen Evaluierung unterzogen werden.

 33.1 (1) Die Betriebsvereinbarung 2005 sah für die Mitarbeiter jährliche 
Vorrückungen vor. Diese sollten bis zur Vollendung des 25. Dienst-
jahres bzw. bis zur Erreichung der Obergrenze der jeweiligen Stufe im 
Gehaltsschema laut Betriebsvereinbarung gewährt werden. Es rückten 
jedoch auch Mitarbeiter vor, deren Gehälter bereits das Soll–Gehalt 
des analytischen Gehaltsschemas erreicht hatten.

(2) Neben den jährlichen Vorrückungen sah die „Regelung über die 
Gewährung von Gehaltserhöhungen“ weitere Bezugserhöhungen in 
Abhängigkeit von der Dauer der Unternehmenszugehörigkeit vor. Tat-
sächlich gewährte die ÖW Gehaltserhöhungen bereits vorzeitig bzw. 
auch solchen Mitarbeitern, deren Bezüge bereits das Soll–Gehalt nach 
dem analytischen Gehaltsschema erreicht und damit auch die Ober-
grenze laut Betriebsvereinbarung überschritten hatten.

 33.2 Der RH wies darauf hin, dass durch die Vorrückungen bzw. die Gewäh-
rung von Gehaltserhöhungen bei Überschreitung der Soll–Gehälter 
die mit dem analytischen Schema angestrebte Gehaltsstruktur ver-
fehlt wurde. Er empfahl, Vorrückungen und Gehaltserhöhungen nach 
Erreichen der im Schema vorgesehenen Obergrenzen auszusetzen.

 33.3 Laut Stellungnahme der ÖW sei die Empfehlung des RH bereits umge-
setzt worden.

Gehaltsvorrückungen 
und Gehalts-
erhöhungen
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Einstufung der im Inland tätigen Mitarbeiter

 34.1 Die im Inland tätigen Mitarbeiter sollten in das analytische Gehalts-
schema in Abhängigkeit von ihrer Tätigkeit und ihrem Lebensalter ein-
gestuft werden. Von den im analytischen Gehaltsschema vorgesehenen 
Soll–Gehältern konnte innerhalb einer Bandbreite von +/– 15 % abge-
wichen werden. Tatsächlich wurden die vorgesehenen Soll–Gehälter 
in der Praxis vielfach erheblich über– bzw. unterschritten.

 34.2 Nach Ansicht des RH ist mit der Bandbreite von +/– 15 % die mit dem 
analytischen Schema angestrebte Ordnung der Gehaltsstruktur nicht 
erreichbar. Deshalb konnten die tatsächlich bezahlten Gehälter die 
Ergebnisse der analytischen Stellenbewertungen auch nicht widerspie-
geln. Der RH kritisierte die Höhe der Überzahlungen, die im Jahr 2005 
rd. 13 % des Gehaltsaufwandes der im Inland beschäftigten Mitarbei-
ter oder rd. 7 % des gesamten Gehaltsaufwandes der ÖW erreichten. 
Der RH empfahl, Überzahlungen zu vermeiden.

 34.3 Die ÖW wies auch hier auf die beabsichtigte umfangreiche Evaluie-
rung des gesamten Gehaltssystems hin.

Einstufung der im Ausland tätigen Mitarbeiter

 35.1 Die Gehälter der Mitarbeiter in den ausländischen Büros orientierten 
sich grundsätzlich an den lokalen Gehaltsniveaus. Sie bewegten sich 
im Oktober 2006 zwischen 1.037 EUR (Prag) und 5.131 EUR (Berlin). 
Die Gehälter der Büroleiter betrugen zwischen 3.903 EUR (Warschau) 
und 9.312 EUR (Brüssel). Zu diesen kamen gegebenenfalls noch Funk-
tions–, Kaufkraftausgleichs– und Wohnungszulagen sowie Ersätze für 
Schul– und Kindergartenkosten hinzu. 

Anderes galt für Büroleiter, die nicht nach den in der ÖW gelten-
den Bestimmungen angestellt waren. Einige Büroleiter erhielten Zula-
gen, deren Höhe primär vom Verhandlungsgeschick gegenüber dem 
Geschäftsführer abhängig war.

 35.2 Der RH vermochte keine Kriterien zu erkennen, die für die Gehälter der 
Mitarbeiter in den ausländischen Büros maßgeblich waren und bean-
standete die praktizierte Vorgangsweise als intransparent und nicht 
nachvollziehbar. Er empfahl, eine geordnete Gehaltstruktur auch für 
die Mitarbeiter in den ausländischen Büros zu schaffen.

 35.3 Die ÖW wies wiederholt auf die angekündigte umfangreiche Evaluie-
rung des gesamten Gehaltssystems hin.

Gehaltseinstufungen

Personal
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 36.1 Mitarbeiter in ausländischen Büros, die nach den in der ÖW maßgeb-
lichen Bestimmungen entlohnt wurden, erhielten eine Funktionszu-
lage. Dazu wurden die Länder in fünf Gruppen eingeteilt und Zuschläge 
auf den Inlandsbezug zwischen 15 % und 50 % gewährt. Eine Recht-
fertigung für die Funktionszulage konnte von der ÖW ebenso wenig 
gegeben werden, wie eine Erläuterung der Gründe, die zu der vorge-
nommenen Kategorisierung der Länder führten.

 36.2 Der RH stellte fest, dass die Kategorisierung der Länder veraltet erschien 
und empfahl, die Zulage auf ihre Zweckmäßigkeit hin zu überprüfen.

 36.3 Die ÖW wies auch diesbezüglich auf die geplante umfangreiche Eva-
luierung des gesamten Gehaltssystems hin.

 37.1 Die ÖW gewährte ihren Mitarbeitern zahlreiche zusätzliche Sozialleis-
tungen. Diese waren in der Betriebsvereinbarung vorgesehen, beruhten 
auf Vereinbarungen zwischen dem Geschäftsführer und dem Betriebs-
rat oder wurden Führungskräften in Einzelverträgen zugesagt.

Die Höhe der zusätzlichen Sozialleistungen ermittelte der RH mit annä-
hernd 0,45 Mill. EUR jährlich. Eine lückenlose Erfassung durch die 
ÖW erfolgte nicht.

 37.2 Der RH empfahl, die zusätzlichen Sozialleistungen hinsichtlich Art 
und Aufwand vollständig zu erfassen und periodisch auf ihre Ange-
messenheit zu überprüfen.

 37.3 Die ÖW sagte dies zu.

 38.1 Die ÖW gewährte ihren Mitarbeitern seit 1971 unverändert gebliebene 
Ansprüche aus dem betrieblichen Pensionssystem. Unter diesem Titel 
wurde 2006 für jeden Mitarbeiter ein Betrag von 66 EUR monatlich 
aufgewendet und als Altersvorsorge auf ein Sparsammelkonto bzw. 
an eine Gruppenversicherung überwiesen. 

In den Dienstverträgen der Bereichsleiter bzw. Büroleiter war in der 
Regel die Leistung eines dreifachen Betrages vorgesehen. Auf die Alters-
vorsorge hatten Führungskräfte nach zehnjähriger Tätigkeit auch bei 
Selbstkündigung Anspruch; andere Mitarbeiter hingegen nicht.

Funktionszulage

Zusätzliche 
Sozialleistungen

Pensionszusagen und 
Zukunftsvorsorge
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Der Jahresaufwand für die betriebliche Altersvorsorge der Mitarbei-
ter betrug 2006  0,16 Mill. EUR; in der Bilanz wurde die Summe der 
Ansprüche aus der Pensionsvorsorge für 2006 mit 2,17 Mill. EUR aus-
gewiesen. Daraus resultieren durchschnittliche Leistungsansprüche je 
Mitarbeiter von 27.825 EUR aus der Gruppenversicherung bzw. von 
3.086 EUR aus dem Sparsammelkonto. Der höchste Anspruch eines 
Mitarbeiters belief sich zum 31. Dezember 2006 auf 88.756 EUR.

 38.2 Der RH wies auf die in den letzten Jahren bei den allgemeinen Pen-
sionssystemen teilweise deutlichen Leistungseinschränkungen hin. Er 
betonte die auch für die ÖW maßgeblichen Grundsätze der Sparsam-
keit, Wirtschaftlichkeit und Zweckmäßigkeit.

 38.3 Auch hier verwies die ÖW auf die umfangreiche Evaluierung des gesam-
ten Gehaltssystems.

 39.1 Nach dem Vereinsstatut war die Festlegung von Grundsätzen über 
die Gewährung von Pensionszusagen an leitende Angestellte an die 
Zustimmung des Präsidiums gebunden. Der Leistung der dreifachen 
Prämie für die Zukunftsvorsorge der Führungskräfte und ihres höheren 
Abfertigungsanspruchs hatte das Präsidium 1986 zugestimmt; für die 
Anspruchswahrung bei Selbstkündigung von Führungskräften lag hin-
gegen keine Genehmigung vor.

 39.2 Die Angemessenheit der zusätzlichen Leistungen an Führungskräfte 
sollte — aufgrund der lang zurückliegenden Beschlussfassung und im 
Hinblick auf die in den Pensions– und Abfertigungssystemen vorge-
nommenen Änderungen — überprüft werden.

 39.3 Die ÖW sagte dies zu.

Personal
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 40 Das Präsidium der ÖW — bestehend aus dem Präsidenten sowie je drei 
Vertretern des Bundes und der Wirtschaftskammer Österreich — hatte 
den Geschäftsführer zu bestellen. Rechtsgrundlagen für die Bestellung 
und Abberufung des Geschäftsführers waren 

– die Statuten des Vereins, 

– das Bundesgesetz über Transparenz bei der Stellenbesetzung im 
staatsnahen Unternehmensbereich (Stellenbesetzungsgesetz) und 

– die Verordnung der Bundesregierung betreffend die Vertragsschab-
lonen gemäß dem Stellenbesetzungsgesetz (Vertragsschablonenver-
ordnung). 

Ausschreibungsverfahren

 41.1 Wegen des zum 31. Dezember 2005 absehbaren Endes der Funktions-
periode des damals amtierenden Geschäftsführers wurde die Funktion 
im April 2005 in einer Tageszeitung und im Amtsblatt zur Wiener Zei-
tung öffentlich ausgeschrieben. In der Folge sollten die eingelangten 
Bewerbungen bewertet und ein Hearing mit den drei am besten geeig-
neten Kandidaten durchgeführt werden.

Innerhalb der Bewerbungsfrist langten im Präsidium der ÖW zwölf 
Bewerbungen ein. Die Bewertungskommission entschied einstimmig, 
dem Präsidium die Wiederbestellung des amtierenden Geschäftsfüh-
rers vorzuschlagen, weil dieser als Einziger über Leitungserfahrungen 
im Tourismus und damit über die geforderten Qualifi kationen verfügte. 
Weiters empfahl die Kommission, auf ein Hearing mit den Bewerbern 
zu verzichten.

Das Präsidium folgte dem Vorschlag der Bewertungskommission und 
beschloss die Wiederbestellung des Geschäftsführers bis 31. Dezem-
ber 2010 ohne Durchführung eines Hearings.

 41.2 Der RH beanstandete das Abweichen vom vorgesehenen Verfahren, 
weil für ein Hearing weitere geeignete Kandidaten zur Verfügung stan-
den. Die Bewertungskommission hätte sich auch von den in die engere 
Wahl gezogenen Bewerbern einen umfassenden und unmittelbaren 
Eindruck verschaffen können.

Geschäftsführung

Rechtsgrundlagen

Wiederbestellung 
des Geschäftsfüh-
rers 2005

Österreich Werbung
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 41.3 Laut Stellungnahme des BMWA habe der amtierende Geschäftsführer 
als Einziger die geforderten speziellen Qualifi kationen aufgewiesen. 
Aufgrund der eindeutigen Sachlage sei eine Änderung der vorgenom-
menen Bewertung durch ein allfälliges Hearing auszuschließen gewe-
sen. Dieser Ansicht hätten sich auch das Präsidium und der Präsident 
angeschlossen. 

Im Übrigen sei das beabsichtigte Verfahren im Zuge der Vorbereitung des 
Verfahrensablaufs als „Drehbuch“ angelegt gewesen und auch vom Prä-
sidium beschlossen worden. Das Präsidium sei daher berechtigt gewesen, 
die ursprünglich erwogene Vorgangsweise auch wieder zu modifi zieren.

 41.4 Der RH entgegnete, dass er bei Personalentscheidungen die Durchfüh-
rung von Hearings generell für vorteilhaft erachtet. Im Allgemeinen 
lässt sich im direkten Umgang mit Bewerbern ein besseres und umfas-
sendes Bild über dessen Persönlichkeit und Befähigungen gewinnen.

Vertragsgestaltung 

 42.1 Im Bericht über die Bestellung und Abberufung von Aufsichtsräten 
und Vorständen, Reihe Bund 2003/3, hatte der RH einzelne Punkte 
im Anstellungsvertrag des damaligen Geschäftsführers für die Peri-
ode 1. Jänner 2001 bis 31. Dezember 2005 beanstandet, weil sie nicht 
der Vertragsschablonenverordnung entsprachen. In einem Nachtrag 
zum Anstellungsvertrag wurde der Kritik des RH — mit Ausnahme 
der Vereinbarung über die Wertsicherung der Bezüge — entsprochen. 
Eine Wertsicherung des Jahresbezuges nach dem Verbraucherpreisin-
dex 2000 war jedoch auch im neuen Anstellungsvertrag des Geschäfts-
führers vorgesehen.

 42.2 Der RH anerkannte die rasche Anpassung des Geschäftsführervertrags 
an die Vertragsschablonenverordnung. Er wies jedoch darauf hin, dass 
eine Wertsicherung des Geschäftsführerbezuges in der Verordnung 
nach wie vor nicht vorgesehen ist.

 42.3 Das BMWA teilte mit, dass die Vorgangsweise im Sinne des § 2 Abs. 1 
letzter Satz der Vertragsschablonenverordnung gewählt worden sei, weil 
bei Anstellungsverträgen die branchenüblichen Vertragsusancen der 
Privatwirtschaft zu berücksichtigen seien. In diesem Sinne erschiene 
daher auch die Aufnahme einer Bestimmung über die Wertsicherung 
von Geschäftsführerbezügen in die Vertragsschablonenverordnung als 
überlegenswert.

Geschäftsführung
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 42.4 Der RH wies auf den geltenden Inhalt der Vertragsschablonenverord-
nung hin und verblieb bei seiner Feststellung.

 43.1 Der Anstellungsvertrag des Geschäftsführers sah unter anderem die 
Gewährung einer leistungs– und erfolgsabhängigen Prämie von höchs-
tens 15 % des Jahresentgelts durch das Präsidium zusätzlich zum lau-
fenden Bezug vor. Die Kriterien für die Gewährung der Prämie waren 
vom Präsidium jährlich im Vorhinein festzulegen und zu begründen.

In den Jahren 2001 und 2002 erhielt der Geschäftsführer Prämien, 
obwohl das Präsidium keine Kriterien festgelegt hatte. Für 2003 
beschloss das Präsidium im Juni 2003 eine Prämienregelung mit zahl-
reichen Erfolgskriterien. Obwohl die Kriterien nur teilweise erfüllt wur-
den, erhielt der Geschäftsführer Prämienzahlungen für 2003 und 2004. 
Darüber hinaus basierte die im Dezember 2004 gewährte Prämie auf 
einer überhöhten Bemessungsgrundlage; anstelle von 17.835 EUR wur-
den daher 27.299 EUR ausbezahlt.

 43.2 Der RH beanstandete die anfängliche Gewährung von Prämien, die an 
keine Kriterien gebunden waren. Die in der Folge entwickelte Prämi-
enregelung sah zwar verschiedene Erfolgskriterien vor, wurde jedoch 
nicht konsequent angewendet.

 43.3 Laut Stellungnahme des BMWA habe sich die ÖW nach dem Austritt 
der Bundesländer in einer tiefgreifenden Umbruchsphase befunden. 
Dem Geschäftsführer sei es gelungen, den Verein an die neuen Gege-
benheiten anzupassen und den Entfall der Beitragsleistungen durch 
Leistungsverkäufe zu kompensieren. Diese Leistungen seien vom Prä-
sidium honoriert worden.

 44.1 Ein halbes Jahr nach seiner Wiederbestellung teilte der Geschäftsfüh-
rer dem Präsidenten der ÖW im Juni 2006 mit, dass er wegen einer 
beabsichtigten berufl ichen Veränderung die einvernehmliche Beendi-
gung seines Vertrags und die Auszahlung einer Abfertigung von drei 
Monatsgehältern wünsche. Das Präsidium stimmte der einvernehm-
lichen Aufl ösung unter Zuerkennung der Abfertigung am 5. Okto-
ber 2006 zu.

Aufl ösung des Ge-
schäftsführervertrags

Geschäftsführung Österreich Werbung
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 44.2 Der RH wies darauf hin, dass nach dem Anstellungsvertrag des 
Geschäftsführers kein Anspruch auf Abfertigung bestand, wenn dieser 
seine Funktion ohne wichtigen Grund zurücklegen sollte. Die Zustim-
mung zur einvernehmlichen Aufl ösung des Geschäftsführervertrags 
hatte einen Abfertigungsaufwand von 47.269 EUR zur Folge. Die Auf-
lösung des Vertrags konnte wegen der erst kurz zuvor erfolgten Wie-
derbestellung nicht im Interesse des BMWA gelegen sein.

 44.3 Das BMWA teilte mit, dass dem Geschäftsführer für den Fall der Nicht–
Wiederbestellung jedenfalls eine Abfertigung in dieser Höhe zugestan-
den wäre. Es sei daher unbillig gewesen, ihm bei seinem tatsächlichen 
Ausscheiden keine Abfertigung zuzugestehen.

 44.4 Der RH wies darauf hin, dass der Abfertigungsanspruch bei vorzei-
tiger Beendigung des Dienstverhältnisses an das Vorliegen eines wich-
tigen Grundes gebunden war. Einen solchen vermochte der RH nicht 
zu erkennen. Zum Zeitpunkt des Ausscheidens bestand kein Abferti-
gungsanspruch.

 45.1 Wegen des absehbaren vorzeitigen Ausscheidens des Geschäftsfüh-
rers beschloss das Präsidium im Juli 2006, die Funktion neuerlich 
öffentlich auszuschreiben. Dazu langten innerhalb der Bewerbungs-
frist 25 Bewerbungen ein. Nach deren Auswertung wurden die zehn 
am besten bewerteten Bewerber zum Hearing eingeladen; auf Wunsch 
des Bundesministers für Wirtschaft und Arbeit wurden noch zwei wei-
tere Bewerber zugelassen.

Die Kommission wählte einstimmig den ihrer Ansicht nach am bes-
ten geeigneten Bewerber aus und empfahl dem Präsidium, diesen zum 
Geschäftsführer zu bestellen. Der neue Geschäftsführer erhält für seine 
für fünf Jahre vereinbarte Tätigkeit ein wertgesichertes Entgelt.

 45.2 Der RH wies wiederholt darauf hin, dass eine Wertsicherung des Bezuges 
in der Vertragsschablonenverordnung nicht vorgesehen ist.

 45.3 Das BMWA wies neuerlich auf die Argumentation hinsichtlich einer 
Wertsicherung von Geschäftsführerbezügen hin (siehe Berichtspunkt 
„Vertragsgestaltung“). 

 45.4 Der RH verblieb auch hier bei seiner Feststellung.

Geschäftsführerbe-
stellung 2006

Geschäftsführung
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 46 Sonstige Feststellungen des RH betrafen

– die Vorsorge „Eiserne Reserve“,

– die Leistungszuordnung,

– die Stundensatzkalkulation, 

– die Aufbauorganisation in den ausländischen Büros,

– die Meldung von Nebenbeschäftigungen,

– die Gewährung von Prämien an Mitarbeiter,

– die Versteuerung der Prämien des Geschäftsführers,

– die Handhabung der Firmenkreditkarte,

– die Gestion der Repräsentationsaufwendungen und

– den Kostenersatz für das Büro der Bundeshauptstadt Wien in Tokyo.

 47 Zusammenfassend hob der RH die nachfolgenden Empfehlungen 
hervor.

 (1) Die fi nanziellen Reserven sollten zur Finanzierung von zusätz-
lichen Aktivitäten des öffentlichen Leistungsauftrages herangezogen 
und zum Anlass für eine Evaluierung der Mitgliedsbeiträge genom-
men werden. (TZ 19)

 (2) In den personalwirtschaftlichen Richtlinien sollte deren Gültig-
keit zweifelsfrei festgelegt und das Präsidium in die Vereinbarung 
personalspezifi scher Regelungen eingebunden werden. (TZ 26)

 (3) Die Aufgabenverteilung zwischen den verschiedenen Einrich-
tungen zur Vermarktung Österreichs als Tourismusdestination sollte 
zweckmäßigerweise im Rahmen einer bundesweiten Tourismuskon-
ferenz unter Federführung des BMWA beraten bzw. entschieden 
werden. (TZ 6)
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 (4) Die Arbeitsschwerpunkte der Österreich Werbung sollten mit quan-
tifi zierbaren Zielgrößen unterlegt und überprüft werden. (TZ 6)

 (5) Die Generalversammlung sollte einen turnusmäßigen Wechsel 
des Abschlussprüfers vorsehen und die Statuten an die geltende 
Rechtslage anpassen. (TZ 17)

 (6) Von der Zusage zusätzlicher Abfertigungszahlungen sollte Abstand 
genommen und Überzahlungen vermieden werden. (TZ 30, 34) 

 (7) Ein analytisches Gehaltsschema sollte auch in den ausländischen 
Dienststellen eingeführt werden. (TZ 31, 35) 

 (8) Vorrückungen und Gehaltserhöhungen sollten nach Erreichen 
der vorgesehenen Obergrenzen ausgesetzt werden. (TZ 33) 

 (9) Die in den ausländischen Büros gewährte Funktionszulage sollte 
auf ihre Zweckmäßigkeit hin überprüft werden. (TZ 36)

 (10) Zusätzliche Sozialleistungen an Mitarbeiter und Pensionszusa-
gen an Führungskräfte sollten auf ihre Angemessenheit überprüft 
werden. (TZ 37, 39)

 (11) Die vorhandenen personellen Ressourcen wären vorrangig zu 
nutzen; der Einsatz von externem Know–how sollte auf Spezialfra-
gen sowie zeitlich und fi nanziell eingegrenzte Projekte beschränkt 
werden. (TZ 11, 24)

 (12) Das Leistungsspektrum und die Adäquanz des Ressourcenein-
satzes sollten auch künftig periodisch überprüft werden. (TZ 5)

 (13) Selbständig gebliebene Büros der Österreich Werbung sollten 
weiterhin periodisch auf eine mögliche Zusammenlegung mit den 
Außenhandelsstellen der Wirtschaftskammer Österreich überprüft 
werden. (TZ 9)

 (14) Im Rahmen der Kooperationsvereinbarung sollten mit der Wirt-
schaftskammer Österreich vorzugsweise Einzelverträge abgeschlos-
sen werden. (TZ 10)

Österreich Werbung
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 (15) Die Umsätze sollten stärker differenziert und analysiert wer-
den, um das Leistungsspektrum noch besser an die Bedürfnisse der 
Nachfrager anzupassen. (TZ 16)

 (16) Die Gebarungsgrundsätze für den Leistungsverkauf sollten mit-
tels Beschlussfassung durch die Generalversammlung bzw. das Prä-
sidium verbindlich geregelt werden. (TZ 22) Auch für die Auftrags-
vergaben und die Rechnungsprüfung wären verbindliche Regelungen 
zu treffen. (TZ 21)

 (17) Im Interesse einer laufenden Kostenkontrolle aller Marketing-
aktivitäten sollten die Stundenerfassung und –zurechnung auch 
für die öffentlichen Leistungsaufträge institutionalisiert werden. 
Die Aussage der Berichte an das Präsidium sollte durch zeitnahe 
Zuordnung und Übertragung von Kosten und Erlösen erhöht wer-
den. (TZ 23)

Schlussbemerkungen Österreich Werbung
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Kurzfassung

Wirkungsbereich des Bundesministeriums für
Wissenschaft und Forschung

Österreichische Hochschülerinnen– und
Hochschülerschaft

Die Haushaltsführung der Österreichischen Hochschülerinnen– und 
Hochschülerschaft (ÖH) war verbesserungsfähig. Ihren Aufgaben als 
Interessenvertretung sowie als Serviceeinrichtung für Studierende 
kam die ÖH nach.

Prüfungsziel

Prüfungsziel war die Beurteilung der Aufgabenerfüllung der ÖH. 
(TZ 1) Die ÖH hat die Aufgabe, ihre Mitglieder zu fördern und deren 
allgemeine sowie studienbezogene Interessen insbesondere gegen-
über staatlichen Behörden und Einrichtungen zu vertreten. Dies 
geschah unter anderem durch Abgabe von Stellungnahmen, Teil-
nahmen an Arbeitsgruppen und eine umfangreiche Öffentlichkeits-
arbeit. Weiters bot die ÖH den Studierenden zahlreiche Beratungs– 
und Serviceleistungen an. (TZ 6)

Haushaltsführung

Die ÖH war mit der Fertigstellung der letzten fünf testierten Jahres-
abschlüsse bis zu eineinhalb Jahre in Verzug. Dies hatte zur Folge, 
dass eine zeitnahe Berichterstattung über die wirtschaftliche Ent-
wicklung der ÖH nicht möglich war. (TZ 23)

Seit dem Wirtschaftsjahr 1999/2000 prüfte derselbe Wirtschafts-
prüfer die Jahresabschlüsse der ÖH. (TZ 27)

Weiters schloss die ÖH Rechtsgeschäfte zur Veranlagung liquider 
Mittel ab, ohne hiezu die gesetzlich vorgesehene Zustimmung der 
Bundesvertretung einzuholen. (TZ 24)

Die ÖH trug auch Aufwendungen, die offenkundig der Privatsphäre 
von Studierendenvertretern oder Mitarbeitern zuzurechnen waren. 
(TZ 26)
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Organisation

Als gesetzlich vorgesehenes Kollegialorgan nahm die Bundesver-
tretung die Vertretung der Studierendeninteressen wahr, soweit sie 
über den Wirkungsbereich einer  Hochschülerinnen– und Hochschü-
lerschaft an den Universitäten hinausgingen und diese nicht von 
letzter selbst wahrgenommen wurde. Die Außenvertretung der ÖH 
oblag dem Vorsitzenden. (TZ 3) Im Zusammenwirken der Bundes-
vertretung mit den Universitätsvertretungen ergaben sich nach einer 
gesetzlichen Änderung im Jänner 2005 lediglich anfänglich Abstim-
mungsprobleme. (TZ 9)

Zwischen den Universitäten und der ÖH bestanden Abstimmungs– 
und Abgrenzungsprobleme hinsichtlich der Überweisungen der Stu-
die rendenbeiträge durch die Universitäten an die ÖH. Diese Prob-
leme führten dazu, dass die ÖH beispielsweise im Wirtschafts-
jahr 2005/2006 offene Forderungen gegenüber den 21 Universitäten 
von rd. 161.000 EUR hatte. (TZ 11)

Die mehrfache Berücksichtigung von Studierenden mit mehreren Stu-
dien in den Gesamtmeldungen der Studierendenanzahl durch die frü-
heren Pädagogischen Akademien führte im Wirtschaftsjahr 2005/2006 
zu einem vorläufi gen Fehlbetrag von rd. 71.000 EUR zwischen er-
warteten und tatsächlich erhaltenen Studierendenbeiträgen. (TZ 12)

Die Dokumentation im Personalwesen ermöglichte es bei einem 
Wechsel des ÖH–Vorsitzes nicht, rasch einen umfassenden und voll-
ständigen Überblick zu gewinnen und Personalentscheidungen nach-
zuvollziehen. (TZ 14)

Einige abzuschließende Dienstverträge wurden der Kontrollkommis-
sion nicht oder verspätet vorgelegt. Bei Änderungen von Dienstver-
trägen wurde die Kontrollkommission vielfach nicht befasst. (TZ 15) 
Die Werkverträge und die mit ihrem jeweiligen Abschluss verbun-
dene Ablauforganisation waren verbesserungsbedürftig. (TZ 17)

Der Abschluss von Rechtsgeschäften benötigte die Zustimmung des 
Wirtschaftsreferenten. Eine Vertretungsregelung für ihn gab es nicht. 
(TZ 4)

Kurzfassung
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Das Sozialreferat der ÖH war für die Verwaltung eines Sozialfonds 
zuständig. Die Verantwortung für die Bearbeitung der Anträge auf 
Gewährung von Unterstützungen lag gemäß den vom BMWF geneh-
migten Richtlinien bei den Sozialreferenten der Hochschülerinnen– 
und Hochschülerschaften der einzelnen Universitäten. Diese konnten 
die richtlinienkonforme Verantwortung in der Praxis nicht über-
nehmen, weil die Bearbeitung und Entscheidung zentral bei der ÖH 
stattfand. (TZ 8)

Wirtschaftliche Entwicklung

Hauptfi nanzierungsquellen der ÖH waren die Studierendenbeiträge 
sowie Erträge aus Subventionen des BMWF, aus der Durchführung 
von Projekten, aus Werbeeinnahmen und aus der Veranlagung fi nan-
zieller Mittel. Rund 80 % der Einnahmen waren zweckgebunden, 
das heißt den Universitäts– und früheren Akademievertretungen 
zuzuweisen bzw. gemäß den Subventions– und Förderrichtlinien 
des BMWF zu verwenden. Nur rd. 20 % der gesamten Einnahmen 
standen als freie Mittel zur Erfüllung der Aufgaben der ÖH zur Ver-
fügung. (TZ 18)

Das BMWF stellte der ÖH den gesetzlich vorgesehenen Beitrag in 
der Höhe von 5 bis 10 % der Gesamtsumme der Studierendenbei-
träge des jeweiligen Studienjahres zum Verwaltungsaufwand nicht 
in vollem Umfang zur Verfügung. Im Studienjahr 2005/2006 fehl-
ten rd. 67.000 EUR bzw. rd. 1 %. (TZ 19)

Die ÖH erzielte regelmäßig positive Jahresergebnisse. (TZ 22) Das 
Eigenkapital stieg seit dem Wirtschaftsjahr 2000/2001 durchgän-
gig an und betrug im Wirtschaftsjahr 2006/2007 rd. 3 Mill. EUR. 
(TZ 20) Die Liquidität war für die Abdeckung der Verbindlichkeiten 
ausreichend. (TZ 21)

Die seit 2005 amtierende Vorsitzende setzte mehrfach Maßnahmen 
zur Eindämmung des Personalaufwands. Prämienzahlungen wur-
den nicht mehr fortgesetzt und durch Betriebsvereinbarung garan-
tierte Lohnsteigerungen wurden zurückgenommen. Die jährlichen 
Lohnerhöhungen waren jedoch weiterhin großzügig. (TZ 16)

Kurzfassung Österreichische Hochschülerinnen–
und Hochschülerschaft
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 1 Der RH überprüfte von November 2006 bis März 2007 die Gebarung 
der Österreichischen Hochschülerinnen– und Hochschülerschaft (ÖH). 
Die letzte Überprüfung hatte 1982 stattgefunden. Prüfungsziel war die 
Beurteilung der Aufgabenerfüllung der ÖH.

Zu dem im Juni 2007 übermittelten Prüfungsergebnis nahmen das 
BMWF im August 2007 und die ÖH im September 2007 Stellung. Der 
RH erstattete seine Gegenäußerung im Oktober 2007.

 2 Die ÖH ist eine Körperschaft öffentlichen Rechts und verwaltet ihre 
Angelegenheiten selbst (Selbstverwaltungskörper). Ein Weisungsrecht 
staatlicher Behörden oder universitärer Organe scheidet daher aus. 
Dem BMWF kommt jedoch ein Aufsichtsrecht über die Tätigkeit der 
ÖH zu. Zur Überprüfung der Gebarung ist eine Kontrollkommission 
beim BMWF eingerichtet. Diese setzt sich aus Vertretern des BMWF, 
des BMF, der ÖH und der Hochschülerschaften zusammen.

Prüfungsablauf und 
–gegenstand

Rechtliche
Grundlagen

Kenndaten der Österreichischen Hochschülerinnen– und Hochschülerschaft (ÖH)

Rechtsform Körperschaft öffentlichen Rechts

Rechtsgrundlagen Bundesgesetz über die Vertretung der Studierenden (Hochschülerinnen– und 
Hochschülerschaftsgesetz 1998 – HSG 1998) i.d.g.F. sowie diverse Richtlinien 
der Kontrollkommission

Wirtschaftsjahr 2002/2003 2003/2004 2004/2005 2005/2006

Studierende an Universitäten1) 199.450 206.229 210.080 217.651
Studierende an
Pädagogischen Akademien 13.640 12.984 13.568 13.073

Gebarung in 1.000 EUR
Studierendenbeiträge2) 5.588,66 6.183,22 6.270,92 6.711,33

davon weitergeleitete
Studierendenbeiträge2) 4.018,67 4.484,39 4.618,79 5.185,35

Jahresergebnis3) 56,12 179,53 46,57 152,81

1) im jeweiligen Wintersemester ohne Privatuniversitäten
2) per 30. Juni (Bilanzstichtag); ohne Privatuniversitäten
3) per 30. Juni (Bilanzstichtag)

Quellen: ÖH, BMWF

2006/2007

224.063

12.697

6.900,61

5.589,49
231,62

Anzahl
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Gemäß Hochschülerinnen– und Hochschülerschaftsgesetz 1998 (HSG 1998) 
besteht eine Pfl ichtmitgliedschaft für alle Studierenden der Universi-
täten, Pädagogischen Hochschulen (früher: Pädagogischen Akademien) 
und der Universität für Weiterbildung Krems. Studierende an Fach-
hochschulstudiengängen waren zur Zeit der Gebarungsüberprüfung 
durch den RH noch nicht Mitglieder der ÖH.

Aus der Befugnis zur Selbstverwaltung ergibt sich ferner eine fi nan-
zielle Unabhängigkeit der ÖH. Wesentliche Finanzierungsquellen sind 
die Studierendenbeiträge (siehe TZ 18).

Gesetzlich vorgesehene Kollegialorgane der ÖH waren die Bundesver-
tretung und die Wahlkommission.

 3 Die Führung der für die Erfüllung der Aufgaben aller Organe notwen-
digen Verwaltungseinrichtungen erfolgte durch die Bundesvertretung. 
Die Verwaltung sowie die übrigen Aufgabenbereiche waren durch mit 
Satzung eingerichtete Referate1) zu führen. Für wirtschaftliche Ange-
legenheiten, Sozial– bzw. Bildungspolitik sah das HSG 1998 die Ein-
richtung solcher Referate zwingend vor. Deren Leitung oblag Refe-
renten, die aufgrund öffentlicher Ausschreibungen bestellt wurden.

1)  Referate für wirtschaftliche Angelegenheiten, für Sozialpolitik, für Bildungspolitik, 
für Öffentlichkeitsarbeit, für internationale Angelegenheiten, für ausländische Studie-
rende, für feministische Politik sowie für Menschenrechte und Gesellschaftspolitik

Die Außenvertretung der ÖH nahm ein durch die Bundesvertretung 
gewählter Vorsitzender wahr, der Organbeschlüsse zu vollziehen und 
die Abwicklung der täglichen Geschäfte zu besorgen hatte. Gegenüber 
den Referenten kam dem Vorsitzenden ein Weisungsrecht zu.

Die Studierendenvertreter übten ihre Tätigkeit ehrenamtlich aus. Die 
Gewährung einer pauschalierten Aufwandsentschädigung durch Be-
schluss der Bundesvertretung war zulässig.

Organisation der 
Verwaltung und 
Funktionsträger

Rechtliche Grundlagen Österreichische Hochschülerinnen–
und Hochschülerschaft
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 4.1 Der Abschluss von Rechtsgeschäften benötigte — abhängig von der 
Betragshöhe — das Zusammenwirken verschiedener Organe. In allen 
Fällen war die Mitwirkung des Wirtschaftsreferenten erforderlich; 
damit war gesetzlich durchgängig ein — zumindest — Vier–Augen–
Prinzip verankert. Das HSG 1998 beinhaltete für die Funktion des Wirt-
schaftsreferenten allerdings keine Vertretungsregel.

 4.2 In Anbetracht der zentralen Funktion des Wirtschaftsreferenten bei 
der Abwicklung von Rechtsgeschäften wäre eine Vertretungsregelung 
für ihn — analog jener für den Vorsitzenden der Bundesvertretung 
— von besonderer (praktischer) Bedeutung für einen reibungslosen 
Geschäftsablauf. Der RH regte gegenüber dem BMWF eine entspre-
chende Gesetzesinitiative an.

 4.3 Laut Mitteilung des BMWF werde es eine Vertretungsregelung für den 
Wirtschaftsreferenten bei der nächsten Novelle des HSG 1998 im Rah-
men des Begutachtungsverfahrens zur Diskussion stellen.

Die ÖH gab in ihrer Stellungnahme an, dass sie prinzipiell die Anre-
gung des RH unterstütze. Die Verantwortung bzw. die Haftung sollten 
bei einer Vertretungsregelung des Wirtschaftsreferenten genau geklärt 
werden.

 5 Die strategischen Zielsetzungen für die Tätigkeit der Bundesvertretung 
waren für die Funktionsperiode der Jahre 2005 bis 2007 in einem Koa-
litionsabkommen beschrieben, in acht Schwerpunkten zusammenge-
fasst und mit 25 konkreten Projekten zur Umsetzung vorgesehen. Über 
die Arbeit der Bundesvertretung und Umsetzung der Projekte legte die 
Vorsitzende nach Ablauf der halben Funktionsperiode einen umfang-
reichen Tätigkeitsbericht.

 6.1 (1) Die ÖH hat gemäß HSG 1998 die Aufgabe, die Studierenden als 
ihre Mitglieder zu fördern und deren allgemeine sowie studienbezo-
gene Interessen insbesondere gegenüber staatlichen Behörden und Ein-
richtungen zu vertreten.

(2) Weiters oblag es der ÖH, Gutachten und Vorschläge über Angele-
genheiten der Studierenden, des Universitätswesens und des Bildungs-
wesens zu erstatten und Stellungnahmen zu Gesetzes– und Verord-
nungsentwürfen, welche Angelegenheiten von Studierenden betrafen, 
abzugeben.

Rechtsgeschäfte

Ziele und Aufgaben

Zielsetzungen der 
Bundesvertretung

Aufgaben der ÖH
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(3) Durch öffentliche Stellungnahmen, Teilnahmen an Arbeitsgruppen 
und eine umfangreiche Öffentlichkeitsarbeit (insbesondere Presse aus-
sendungen, Publikationen und Internetauftritte) versuchte die ÖH, „eine 
laute Stimme der Studierenden gegenüber Politik und Öffentlichkeit 
zu sein“.

(4) In Verfolgung der allgemeinen Interessen der Studierenden bot 
die ÖH umfangreiche Beratungs– und Serviceleistungen in verschie-
denen Bereichen für ihre Mitglieder an. Der Schwerpunkt lag dabei im 
Sozialbereich, wo durch Rechtsberatung, Publikation von Broschüren 
und fi nanzielle Mittel aus einem Sozialfonds den Studierenden Unter-
stützung geboten wurde. Weiters beriet die ÖH in studienrechtlichen 
Fragen, koordinierte die Tutorenausbildung und die Abrechnung der 
Sozialmenüs.

Zusätzlich hatte die ÖH die Studierendenbeiträge einzuheben und die 
Möglichkeit, universitätsübergreifende Projekte durchzuführen oder 
zu koordinieren.

 6.2  Die ÖH kam den im HSG 1998 festgelegten Aufgaben nach.

 7 Die mittels Satzung eingerichteten acht Referate hatten — entspre-
chend ihrer Aufgabenstellung und abgeleitet aus den strategischen 
Zielsetzungen der Bundesvertretung — auf Strategieklausuren Ziele 
und Aufgaben festgelegt. Zur Abstimmung zwischen dem ÖH–Vorsitz 
und den Referaten dienten wöchentliche Treffen. Referatsinterne Klau-
suren und Treffen ermöglichten die interne Arbeitsabstimmung, gaben 
Gelegenheit zur Evaluation der Projekte und zu Stärken–/Schwächen-
analysen.

Aufzeichnungen hinsichtlich der Annahme des Service– und Bera-
tungsangebots und Kennziffern wurden, soweit möglich, zur quanti-
tativen Überprüfung des Arbeitserfolgs genutzt.

 8.1 Das Sozialreferat war für die Verwaltung eines Sozialfonds zuständig, 
der zu gleichen Teilen von der ÖH, den Hochschülerinnen– und Hoch-
schülerschaften der einzelnen Universitäten und dem BMWF mit jähr-
lich rd. 218.000 EUR dotiert war. Jährlich waren zwischen 800 und 
1.100 Anträge von Studierenden aus ganz Österreich auf Gewährung 
einer Unterstützung wegen sozialer Bedürftigkeit zu bearbeiten und 
zu entscheiden. Die Förderquote betrug rd. 40 %.

Aufgabenerfüllung 
der Referate

Sozialreferat

Ziele und Aufgaben Österreichische Hochschülerinnen–
und Hochschülerschaft
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Die Verantwortung für die Bearbeitung der Anträge sollte gemäß den 
vom BMWF genehmigten Richtlinien bei den Sozialreferenten der Hoch-
schülerinnen– und Hochschülerschaften der einzelnen Universitäten 
liegen. Diese konnten die richtlinienkonforme Verantwortung in der 
Praxis nicht übernehmen, weil die Bearbeitung und Entscheidung zent-
ral bei der ÖH stattfand.

 8.2 Der RH hielt die von der ÖH zentral koordinierte und verantwortete 
Abwicklung für zweckmäßig. Er empfahl dem BMWF daher, die Richt-
linien entsprechend abzuändern.

 8.3 Laut Stellungnahme des BMWF werde der Vorschlag bei der nächs-
ten Überarbeitung der Richtlinien mit der Bundesvertretung eingehend 
geprüft.

Die ÖH teilte mit, dass sie eine dementsprechende Änderung bereits 
gegenüber dem BMWF angeregt habe.

 9.1 Die Vorsitzendenkonferenz setzte sich aus den Vorsitzenden der Uni-
versitätsvertretungen der Hochschülerinnen– und Hochschülerschaften 
der einzelnen Universitäten und der Bundesvertretung zusammen. Sie 
diente der Beratung der Bundesvertretung und der Koordinierung von 
universitätsübergreifenden Aufgaben und Tätigkeiten der Universitäts-
vertretungen.

Durch eine Änderung des HSG 1998 im Jänner 2005 wurde die Kom-
petenz für die Vertretung der Interessen der Studierenden tendenziell 
stärker von der Bundesvertretung zu den einzelnen Universitätsver-
tretungen verschoben. Dies verursachte anfänglich Missverständnisse 
und führte vereinzelt zu Irritationen bei Medienaussagen von nicht 
mehr zuständigen Funktionsträgern. Zur Klärung legten die Bundes-
vertretung und die Vorsitzendenkonferenz eine akkordierte Vorgangs-
weise fest und trafen Absprachen.

Auf Ebene der Wirtschafts– und Sozialreferate fand das Zusammen-
wirken zwischen Bundes– und Universitätsebene bereits institutiona-
lisiert statt, bei den übrigen Referaten verlief dies zumeist auf infor-
meller Ebene. Zwischen der Maturantenberatung der ÖH für Wien, 
Niederösterreich und das Burgenland und jener für die übrigen Bun-
desländer fand keine institutionalisierte Kooperation statt. 

Zusammenwirken 
Bundesvertretung 
und Universitäts-
vertretungen

Ziele und Aufgaben
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 9.2 Bei der Bundesvertretung ergaben sich im Zusammenwirken mit den 
Universitätsvertretungen lediglich vereinzelt Abstimmungsprobleme. 
Der RH regte jedoch die Ausweitung von institutionalisierten Koope-
rationen auf Referatsebene sowie bei der Maturantenberatung zum 
Meinungs– und Erfahrungsaustausch und für Schulungen an.

 9.3 Laut Mitteilung der ÖH werde sie die vom RH angestrebte Intensivie-
rung der Zusammenarbeit der Referate zielstrebig verfolgen.

Allgemeines

 10 Alle ordentlichen und außerordentlichen Studierenden an den Bildungs-
einrichtungen gemäß HSG 1998 waren Mitglieder der ÖH (Pfl ichtmit-
gliedschaft). Mit dieser Mitgliedschaft erwuchs auch die Pfl icht zur 
Bezahlung des gesetzlich festgelegten Studierendenbeitrags. Die Ein-
hebung dieses Studierendenbeitrags (15 EUR pro Person im Winterse-
mester 2006/2007) war Aufgabe der ÖH (im Wirtschaftsjahr 2006/2007: 
6,9 Mill. EUR).

Die Studierendenbeiträge waren zentral einzuheben und sodann an die 
einzelnen Universitätsvertretungen nach einem festgelegten Schlüssel 
zu verteilen. Die Aufteilung zwischen Bundes– und Universitätsvertre-
tungen folgte einem — nach der Novelle 2005 zum HSG 1998 — sich 
stufenweise zugunsten Letzterer verändernden Schlüssel.

Für Studierende an den Universitäten hatte die Einhebung des Studie-
rendenbeitrags gemäß Verordnung des BMWF1) gemeinsam mit der 
Einhebung des Studienbeitrags zu erfolgen; beide Beiträge wurden den 
Studierenden daher zunächst von der jeweiligen Universität vorge-
schrieben. Die an der Universität einlangenden Studierendenbeiträge 
waren sodann vom Rektorat wöchentlich an die ÖH zu überweisen.
Zur Sicherstellung der Einhebung der Beiträge hatte sich das Rekto-
rat dabei des Datenverbundes der Universitäten zu bedienen, welcher 
von der Bundesrechenzentrum Gesellschaft mit beschränkter Haftung 
(BRZ GmbH) betrieben wurde.

1) § 2 Studienbeitragsverordnung 2004, BGBl. II Nr. 55/2004

Der ÖH war ein Lesezugriff auf die Beitragsevidenz im Datenverbund 
der Universitäten eingeräumt, um die Eingänge der Studierendenbei-
träge auf den Konten der Universitäten nachvollziehen zu können. Die 
Studierenden an den früheren Pädagogischen Akademien entrichteten 
den Studierendenbeitrag direkt an die ÖH.

Einhebung und
Verteilung der
Studierendenbeiträge

Ziele und Aufgaben Österreichische Hochschülerinnen–
und Hochschülerschaft
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Universitäten

 11.1 Bei den Überweisungen der Studierendenbeiträge durch die Universi-
täten an die ÖH bestanden Abstimmungs– und Abgrenzungsprobleme. 
Für die ÖH war die Information über die Höhe zustehender Beiträge 
aus der Beitragsevidenz im Datenverbund der Universitäten nur schwer 
mit den Überweisungsdaten der Universitäten zu vergleichen.

Weiters konnten Überweisungen gegen und nach Ende des Wirtschafts-
jahres der ÖH (30. Juni) wegen einer der ÖH nicht zugänglichen Semes-
ter–Information nicht periodenrichtig zugeordnet werden. Dies führte 
beispielsweise im Wirtschaftsjahr 2005/2006 zu offenen Forderungen 
der ÖH gegenüber den 21 Universitäten von rd. 161.000 EUR. Diese 
wurden zwar letztlich von der ÖH erfolgreich eingemahnt, wirkten 
sich jedoch laut ÖH verzögernd auf die Erstellung der Jahresbilanz 
wie auch auf die Endabrechnung der Studierendenbeiträge mit den 
Universitätsvertretungen aus.

Der Grund für diese Nachforderungen am Ende des Wirtschaftsjahres 
lag hauptsächlich an unterjährig unterschiedlich festgelegten Zwi-
schenabrechnungszeiträumen (täglich bzw. wöchentlich oder monat-
lich) und dem Fehlen einer notwendigen Rückaufrollung und Nachver-
rechnung bereits abgerechneter Perioden seitens der Universitäten.

 11.2 Obwohl sich laut ÖH die Situation durch eine verstärkte Zusammen-
arbeit mit den zuständigen Stellen an den Universitäten besserte, hielt 
der RH die Modalitäten bei der Einhebung der Studierendenbeiträge 
für weiter verbesserungswürdig. Er empfahl der ÖH, gemeinsam mit 
den Universitäten geeignete, systemadäquate Zwischenabrechnungs-
zeiträume festzulegen. Bereits abgerechnete Perioden wären erneut 
aufzurollen und allenfalls nachzuverrechnen, um Nachforderungen 
mit Ende des Wirtschaftsjahres so gering wie möglich zu halten.

Weiters sollten die Überweisungsdaten der Universitäten einheitlich mit 
Informationen hinsichtlich Abrechnungsperiode und Abfragestichtag 
versehen werden. Zur periodenrichtigen Abgrenzung der Studieren-
denbeiträge am Ende des Wirtschaftsjahres sollte die ÖH darauf hin-
wirken, dass die Auswertungen aus der Beitragsevidenz der BRZ GmbH 
mit Informationen über das Beitragssemester ergänzt werden.

Ziele und Aufgaben
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 11.3 Die ÖH stimmte dem RH in ihrer Stellungnahme zu, dass die Modali-
täten bei der Einhebung der Studierendenbeiträge verbesserungswürdig 
seien. Die Buchhaltung bzw. das Wirtschaftsreferat erarbeite gegenwär-
tig mit bestimmten Universitäten einen akkordierten Abstimmungsmo-
dus. Die ÖH werde mittelfristig die Empfehlung des RH umsetzen und 
ein gemeinsames Vorgehen mit den Universitäten, der BRZ GmbH und 
dem BMWF fi xieren.

Pädagogische Akademien (neu: Pädagogische Hochschulen)

 12.1 Auch bei den Pädagogischen Akademien bestanden Abstimmungs-
probleme hinsichtlich der Überweisungen der Studierendenbeiträge 
durch die Studierenden an die ÖH. Die ÖH führte keinen Abgleich der 
Bankbelege mit den Meldungen der personenbezogenen Daten der 
Akademien durch, weil der dafür benötigte Arbeitsaufwand seitens 
der Buchhaltung der ÖH nicht vertret– und leistbar war.

Die für ein Semester zustehenden Studierendenbeiträge — entsprechend 
der Gesamtmeldung der Studierendenanzahl durch die Akademien — 
stimmten jedenfalls mit den Überweisungsdaten nicht überein. So ergab 
sich beispielsweise im Wirtschaftsjahr 2005/2006 zwischen erwarteten 
und tatsächlich erhaltenen Studierendenbeiträgen ein vorläufi ger Fehl-
betrag von rd. 71.000 EUR.

Die Ursache für die Fehlbeträge lag darin, dass bei den Gesamtmel-
dungen der Akademien Studierende mit mehreren Studien auch mehr-
fach berücksichtigt wurden.

 12.2 Der RH hielt die Modalitäten bei der Einhebung der Studierenden-
beiträge an den früheren Pädagogischen Akademien für verbesse-
rungswürdig. Er empfahl der ÖH, gemeinsam mit den nunmehrigen 
Pädagogischen Hochschulen eine geeignete, den Bedürfnissen der ÖH 
entsprechende Studierenden–Gesamtmeldung je Hochschule festzu-
legen. Aus dieser sollte die Gesamtzahl der zahlenden Studierenden 
zweifelsfrei hervorgehen, um es der ÖH mit vertretbarem Aufwand zu 
ermöglichen, mit Ende des Wirtschaftsjahres die Abstimmung mit den 
eingegangenen Zahlungen vorzunehmen.

 12.3 Laut Stellungnahme der ÖH strebe sie nach Kundmachung der Verord-
nung über die Einhebung der Studierendenbeiträge an den Pädagogischen 
Hochschulen gemeinsam mit der zuständigen Fachabteilung im BMUKK 
eine Regelung an, die den Soll–Stand an Studierendenbeiträgen von jeder 
Pädagogischen Hochschule mit dem Ist–Stand vergleichen lässt.

Ziele und Aufgaben Österreichische Hochschülerinnen–
und Hochschülerschaft
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 13 Zur Zeit der Überprüfung durch den RH waren den acht Referaten vom 
Vorsitz 35 Sachbearbeiter ehrenamtlich mit pauschalierter Aufwand-
sentschädigung beigestellt und weitere elf Angestellte zur Unterstüt-
zung eingesetzt. Die Angestellten waren in den Bereichen Sekretariat, 
Organisation, Rechtsberatung, Buchhaltung, Sozialbudgets und Rei-
nigung tätig. Mit diesen Angestellten schloss die ÖH Dienstverträge 
bzw. in einem Fall einen freien Dienstvertrag ab.

 14.1 Die maßgeblichen Unterlagen zu den Dienstverträgen waren nicht ein-
heitlich und vollständig in Personalakten zusammengefasst, sondern 
befanden sich aufgeteilt in den pro Jahr je Dienstnehmer abgelegten 
Lohnverrechnungsunterlagen. Verweise zu den allenfalls dazu gefass-
ten Beschlüssen der Bundesvertretung wie auch der Schriftverkehr mit 
der Kontrollkommission fehlten vielfach.

Änderungen von Dienstverträgen hinsichtlich Gehaltseinstufungen und 
Arbeitszeit waren aufgrund von vielfach fehlenden bzw. nicht schrift-
lich festgehaltenen Begründungen nicht nachvollziehbar.

Arbeitsplatzbeschreibungen existierten nicht für alle Dienstnehmer 
und wurden nicht systematisch aktualisiert.

Allgemeine Anordnungen und Vereinbarungen des Vorsitzenden zu 
Personalangelegenheiten in Form von Aktennotizen waren nicht in 
einer Ablage zusammengeführt.

 14.2 Der RH wies darauf hin, dass es die Dokumentation im Personalwesen 
bei einem Wechsel des Vorsitzenden nicht ermöglichte, rasch einen 
umfassenden und vollständigen Überblick zu gewinnen und Personal-
entscheidungen nachzuvollziehen. Er empfahl die Führung von ein-
heitlichen, vollständigen, von der Lohnverrechnung getrennten und 
systematisch aktualisierten Personalakten.

Weiters hielt der RH die Zusammenführung der allgemeinen Anord-
nungen und Vereinbarungen betreffend Personalangelegenheiten für 
notwendig. Um Personalentscheidungen besser nachvollziehen zu kön-
nen, wären aus Sicht des RH die Zusammenhänge mit den zugehö-
rigen Beschlüssen der Bundesvertretung und der Befassung der Kon-
trollkommission in den Dokumentationen herzustellen.

Personal

Allgemeines

Dienstverträge
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 14.3 Laut Mitteilung der ÖH sei die vom RH angeregte Überarbeitung und 
Vervollständigung der Dokumentation des Personalwesens in Bearbei-
tung.

 15.1 Bei Abschluss und Änderungen von Dienstverträgen war zuvor die 
Genehmigung der Kontrollkommission einzuholen. Die ÖH legte in 
Funktionsperioden vor 2005 einige abzuschließende Dienstverträge der 
Kontrollkommission nicht oder verspätet vor. Bei Änderungen von 
Dienstverträgen wurde die Kontrollkommission vielfach nicht befasst.

 15.2 Der RH empfahl, die Dienstverträge der Kontrollkommission so zeit-
gerecht vorzulegen, dass diese die Genehmigung vor Aufnahme bzw. 
Abänderung des Dienstverhältnisses erteilen kann.

Nach Auffassung des RH ging aus den gesetzlichen Bestimmungen 
jedoch nicht eindeutig hervor, ob die Vorlagepfl icht auch freie Dienst-
verträge erfasste. Er empfahl dem BMWF daher, eine entsprechende 
Klarstellung in den Richtlinien der Kontrollkommission vorzunehmen.

 15.3 Laut Stellungnahme der ÖH seien zwischenzeitlich alle Dienstverträge 
und ihre Änderungen bei der Kontrollkommission eingegangen.

Laut dem BMWF werde der Kontrollkommission und der ÖH mitge-
teilt, dass der Empfehlung „einer Klarstellung betreffend die Genehmi-
gung von freien Dienstverträgen in den Richtlinien der Kontrollkom-
mission“ zu folgen sei.

 16.1 Bei vor 1999 mit der ÖH eingegangenen Angestelltenverhältnissen 
entstanden durch betriebliche Übung Rechtsansprüche auf jährliche 
Einmalprämienzahlungen in Höhe von jeweils bis zu einem Monats-
gehalt.

Weiters bestand für langjährig Beschäftigte eine Betriebsvereinbarung, 
welche zusätzlich zur jährlichen Gehaltserhöhung mit 1. Jänner — im 
Ausmaß der Lohnerhöhung der Beamten zuzüglich 1,5 % — mit jeweils 
1. September des Jahres eine weitere jährliche Steigerung von 3 % und 
jedes dritte Jahr eine Steigerung des Gehalts von 5 % vorsah. Dies 
führte zu jährlichen Lohnsteigerungen zwischen 5 % und 8 %, die sich 
durch die Prozentregelung progressiv entwickelten.

Personal Österreichische Hochschülerinnen–
und Hochschülerschaft
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Die Änderung des HSG 1998 im Jänner 2005 sah unter anderem eine 
Reduzierung der der ÖH zustehenden Studierendenbeiträge zuguns-
ten der Universitätsvertretungen um rd. 15 % bis zum Wirtschafts-
jahr 2008/2009 vor. Dies veranlasste die seit 2005 im Amt befi nd-
liche Vorsitzende, Maßnahmen zur Reduktion der Lohnsteigerungen 
zu setzen.

Die Angestellten hatten durch die langjährige betriebliche Übung einen 
Rechtsanspruch auf die Prämienzahlungen und die Lohnerhöhungen, 
welcher nur durch Verhandlungen mit dem Betriebsrat in gegensei-
tigem Einvernehmen abzuändern war. In der Folge wurde die fl exible 
Gehaltssteigerung mit 1. September einheitlich für alle Angestellten ab 
2006 mit einem Prozent festgesetzt. Die jährliche Gehaltssteigerung im 
Ausmaß der Lohnerhöhung der Beamten zuzüglich fi xen 1,5 % blieb 
davon unberührt.

Weiters wurde die Zahlung der Einmalprämie ab 2006 — gegen eine 
Anhebung des jährlichen Urlaubsanspruches um fünf Tage — für vor 1999 
eingegangene Angestelltenverhältnisse eingestellt. Weitere Maßnah-
men betrafen eine Änderungskündigung und die Übernahme der Prä-
mien der Abfertigungsrücklagenversicherung durch die Angestellten.

 16.2 Der RH hielt fest, dass zwar Bemühungen zur Eindämmung des Per-
sonalaufwands gesetzt wurden, die jährlichen Lohnerhöhungen aber 
weiterhin großzügig gestaltet sind. Die Erhöhung der Urlaubsansprü-
che entsprach nicht den Richtlinien der Kontrollkommission.

 16.3 Laut Stellungnahme der ÖH machte die gesetzlich verfügte Budgetkür-
zung für die Bundesvertretung die Einsparungsmaßnahmen notwendig.

Zu den weiterhin großzügig gestalteten jährlichen Lohnerhöhungen 
nahm die ÖH nicht Stellung.

 17.1 In den Werkverträgen fehlten bis zur Rechnungslegung vielfach die 
notwendigen Unterschriften der zu befassenden Personen (Referent, 
Vorsitz, Wirtschaftsreferent). Weiters waren die Werkverträge je Refe-
rat vielfach in unterschiedlichem Layout ausgestaltet. Auch war die 
Defi nition des geschuldeten Werks mehrfach sehr allgemein formu-
liert. Die Verbuchung der Werkverträge erfolgte nicht ausschließlich 
am Konto Werkverträge, sondern vielfach auf fachlich den Referaten 
bzw. Aufgabengebieten zugeordneten sonstigen Aufwandskonten.

Werkverträge

Personal
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 17.2 Der RH empfahl, den Abschluss von Werkverträgen nachvollziehbar 
zu gestalten, das geschuldete Werk präzise zu beschreiben sowie ein 
einheitliches Formular–Layout zu verwenden. Die Verbuchung wäre 
derart zu gestalten, dass ohne großen Arbeitsaufwand ein Überblick 
über die gesamten, mittels Werkvertrag vergebenen Leistungen gewon-
nen werden kann.

 17.3 Laut Mitteilung der ÖH werde sie die Empfehlungen umsetzen. Die 
Handhabung von Werkverträgen werde im Rahmen einer Gebarungs-
ordnung geregelt werden.

 18 Die Hauptfi nanzierungsquellen der ÖH stellten die Studierendenbei-
träge — im Wirtschaftsjahr 2006/2007: 6,9 Mill. EUR — dar (siehe auch 
TZ 10). Darüber hinaus erzielte die ÖH Erträge aus Subventionen des 
BMWF, aus der Durchführung von Projekten, aus Werbeeinnahmen 
sowie aus der Veranlagung fi nanzieller Mittel.

Gemäß Jahresvoranschlag 2006/2007 standen der ÖH Einnahmen in 
der Höhe von insgesamt rd. 7,6 Mill. EUR zur Verfügung; davon waren 
jedoch rd. 6,1 Mill. EUR bzw. rd. 80 % zweckgebunden zu verwenden: 
Ein Großteil, nämlich rd. 5,2 Mill. EUR, war den Universitäts– und 
früheren Akademievertretungen zuzuweisen, der Rest war gemäß den 
Subventions– und Förderrichtlinien des BMWF zu verwenden.

Der ÖH standen somit in diesem Wirtschaftsjahr rd. 20 % bzw. rd. 
1,5 Mill. EUR der gesamten Einnahmen als freie Mittel zur Erfüllung 
ihrer Aufgaben zur Verfügung.

 19.1 Gemäß HSG 19981) hatte das BMWF der ÖH nach Maßgabe des jeweili-
gen Bundesfi nanzgesetzes Beiträge zum Verwaltungsaufwand der ÖH, 
zur Schulung von Studierendenvertretern sowie zur fachlichen Infor-
mation der Studierenden in der Höhe von 5 % bis 10 % der Gesamtsumme 
der Studierendenbeiträge des jeweiligen Studienjahres zu leisten.

1) § 5 Abs. 2 HSG 1998

Finanzierung

Personal Österreichische Hochschülerinnen–
und Hochschülerschaft
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Das BMWF stellte der ÖH daher in den letzten Jahren 117.000 EUR als 
Beitrag zum Verwaltungsaufwand und die vertraglich zugesicherten 
Mittel zur Schulung von Studierendenvertretern und zur fachlichen 
Information der Studierenden (Anfängertutoriumsprojekt) zur Verfü-
gung.

Diese Beiträge lagen jedoch unter dem vorgesehenen Anteil von mindes-
tens 5 %. Im Studienjahr 2005/2006 fehlten beispielsweise rd. 67.000 EUR 
bzw. 1 % bezogen auf die Gesamtsumme der Studierendenbeiträge.

 19.2 Der RH hielt fest, dass das BMWF diesbezüglich seiner gesetzlichen 
Verpfl ichtung nicht in vollem Umfang nachkam.

 19.3 Laut Stellungnahme der ÖH habe sie das BMWF mehrfach auf diesen 
Sachverhalt aufmerksam gemacht.

Das BMWF nahm dazu nicht Stellung.

 20 Die Entwicklung ausgewählter Bilanzzahlen verlief wie folgt:Ausgewählte
Bilanzzahlen

Wirtschaftliche Entwicklung

1) per 30. Juni (Bilanzstichtag)

Wirtschaftsjahr1) 2000/2001 2001/2002 2002/2003 2003/2004 2004/2005 2005/2006
in 1.000 EUR

PASSIVA
davon

Eigenkapital 1.480,2 1.719,1 1.915,3 2.255,4 2.318,1 2.657,1

2.334,8 2.844,4 3.666,6 3.877,2 4.000,6 4.201,0

AKTIVA 2.334,8 2.844,4 3.666,6 3.877,2 4.000,6 4.201,0
davon

Anlagevermögen 682,8 710,0 1.117,8 1.156,3 1.187,3 1.286,8
Umlaufvermögen 1.649,3 2.130,5 2.546,4 2.715,7 2.812,4 2.907,2

Quellen: Rechnungsabschlüsse der ÖH

2006/2007

3.017,6

4.453,7

4.453,7

1.311,1
3.139,8
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Das Anlagevermögen stieg in den Wirtschaftsjahren 2001/2002 bis 
2005/2006 durch Anschaffungen von Wertpapieren und im Wirtschafts-
jahr 2002/2003 zusätzlich durch den Abschluss von Lebensversiche-
rungen. Diese dienten der Veranlagung liquider Mittel. Der Anstieg des 
Umlaufvermögens war bis zum Wirtschaftsjahr 2005/2006 im Wesent-
lichen auf höhere Forderungen gegenüber den Universitäten und dem 
BMWF zurückzuführen.

Das Eigenkapital der ÖH stieg seit dem Wirtschaftsjahr 2000/2001 durch-
gängig an und betrug im Wirtschaftsjahr 2006/2007 rd. 3 Mill. EUR. 
Die Höhe des Barvermögens der  ÖH lag zum jeweiligen Bilanzstich-
tag zwischen rd. 1,6 Mill. EUR und rd. 2,8 Mill. EUR.

 21.1 Die Eigenkapitalquote (Eigenkapital im Verhältnis zum Gesamtver-
mögen) sowie die Liquidität 1. Grades (Barvermögen im Verhältnis zu 
kurzfristigen Verbindlichkeiten) veränderten sich wie folgt:

 21.2 Die vom RH dargestellte Liquiditätskenngröße ließ deutlich erkennen, 
dass die ÖH über ausreichende Barmittel verfügte. Die ÖH war stets 
in der Lage, ihre zum Bilanzstichtag ausgewiesenen Verbindlichkeiten 
problemlos abzudecken, zumal sie über keine langfristigen Verbind-
lichkeiten wie Kredite oder Darlehen verfügte.

 22.1 Die jährlichen Erträge der ÖH setzten sich zum Großteil aus den Stu-
dierendenbeiträgen, saldiert um die an Universitäts– und Akademie-
vertretungen weitergeleiteten Anteile, aus Subventionen des BMWF 
sowie aus sonstigen betrieblichen Erträgen zusammen.

Ertragslage

Wirtschaftliche Entwicklung Österreichische Hochschülerinnen–
und Hochschülerschaft

Wirtschaftsjahr1) 2000/2001 2001/2002 2002/2003 2003/2004 2004/2005 2005/2006

Eigenkapitalquote 63,4 60,4 52,2 58,2 57,9 63,2

Quellen: Rechnungsabschlüsse der ÖH, Auswertungen des RH

Liquidität 1. Grades 182,3 181,5 139,8 141,6 138,0 144,5

in %
2006/2007

67,8
215,3

1) per 30. Juni (Bilanzstichtag)
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Die nachstehende Tabelle gibt Aufschluss über wesentliche Positionen 
der Erfolgsrechnung der ÖH.

 22.2 Die ÖH erzielte regelmäßig positive Jahresergebnisse. Die Entwicklung 
verlief uneinheitlich.

Vorlage der Jahresabschlüsse

 23.1 Die Jahresabschlüsse waren jedes Jahr bis spätestens Ende Dezember 
den Mandataren der Bundesvertretung und der Kontrollkommission 
schriftlich zuzustellen. Den Jahresabschlüssen waren schriftliche Prüf-
berichte beizulegen.

Die ÖH war mit der Fertigstellung der letzten fünf testierten Jahres-
abschlüsse bis zu eineinhalb Jahre in Verzug und konnte zur Zeit der 
Gebarungsüberprüfung durch den RH lediglich den Bericht über die 
Prüfung des Jahresabschlusses 2003/2004 vorlegen. Der Bestätigungs-
vermerk des Buchprüfers war mit 12. Juli 2006 datiert. Der vorläufi ge 
Jahresabschluss 2004/2005 wurde dem RH im Dezember 2006 und der 
Prüfbericht Anfang Februar 2007 vorgelegt.

 23.2 Der RH empfahl, die Jahresabschlüsse mit den Prüfberichten termin-
gerecht vorzulegen, um zeitnah über die wirtschaftliche Entwicklung 
der ÖH berichten zu können.

Haushaltsführung

Einhaltung der
gesetzlichen
Vorschriften und 
Richtlinien

Wirtschaftliche Entwicklung

Wirtschaftsjahr1) 2000/2001 2001/2002 2002/2003 2003/2004 2004/2005 2005/2006
in 1.000 EUR

Erträge 2.559,1 2.291,9 2.164,6 2.330,7 2.260,3 2.100,1

1) per 30. Juni (Bilanzstichtag)

Aufwendungen – 2.256,3 – 2.167,5 – 2.108,5 – 2.155,9 – 2.315,5 – 1.908,4
Rücklagenbewegung – – – 4,7 101,73) – 38,9
Jahresergebnis 302,8 124,32) 56,1 179,5 46,62) 152,8

Quellen: Rechnungsabschlüsse der ÖH

2006/2007

1.861,0
– 1.629,3

–
231,62)

2) Rundungsdifferenzen
3)  Zur Finanzierung von Sonderprojekten wurden im Wirtschaftsjahr 2004/2005 Rücklagen in Höhe von rd. 100.000 EUR 

aufgelöst.
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 23.3 Laut Stellungnahme der ÖH sei der Jahresabschluss 2005/2006 im 
Juni 2007 von der Bundesvertretung beschlossen worden. Die ÖH werde 
den Jahresabschluss 2006/2007 jedenfalls vor Ablauf der gesetzlichen 
Frist den Mandataren und der Kontrollkommission vorlegen.

Veranlagung liquider Mittel

 24.1 Gemäß dem HSG 1998 hatte die ÖH für den Abschluss von Rechts-
geschäften, welche die Betragsgrenze von 14.535 EUR übersteigen, 
jedenfalls einen Beschluss der Bundesvertretung herbeizuführen.

Die ÖH schloss im Jahr 2002 zur langfristigen Veranlagung Lebens-
versicherungen im Gesamtwert von 360.000 EUR ab.

Im Jahr 2005 erwarb die ÖH zur mittelfristigen Veranlagung Anteile 
an einem Euro–Rentenfonds im Wert von rd. 110.000 EUR, welche 
vor allem für die Deckung von Abfertigungs– und Pensionsrückstel-
lungen dienten.

Zur kurzfristigen ertragreichen Veranlagung liquider Mittel schloss die 
ÖH im Dezember 2006 ein Fixzins–Wertpapier–Individualgeschäft über 
rd. 1 Mill. EUR auf die Dauer von sechs Monaten ab. Weiters wurden 
1,5 Mill. EUR als Festgeld bis 25. April 2007 veranlagt.

Die ÖH holte bezüglich dieser Rechtsgeschäfte keine Beschlüsse der 
Bundesvertretung ein, weil sie der Ansicht war, dass bei der Veran-
lagung liquider Mittel kein Beschluss der Bundesvertretung notwen-
dig wäre.

 24.2 Nach Ansicht des RH sollte die Bundesvertretung aufgrund der im 
HSG 1998 normierten Betragsgrenzen über Rechtsgeschäfte recht-
zeitig informiert werden und die Möglichkeit haben, gegebenenfalls 
den Abschluss eines solchen Rechtsgeschäftes nicht zu genehmigen. 
Er empfahl daher, bei Erreichen der maßgeblichen Betragsgrenze die 
erforderlichen Beschlüsse der Bundesvertretung für die Veranlagungen 
jedenfalls einzuholen.

Haushaltsführung Österreichische Hochschülerinnen–
und Hochschülerschaft
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 25.1 Nach Abschluss der Übersiedlung der ÖH an einen anderen Standort 
verabsäumte sie, nicht mehr benötigte Telefondienste1) zu kündigen. 
Im Zeitraum März 2005 bis Februar 2007 fi elen dadurch vermeidbare 
Ausgaben in Höhe von 6.655 EUR an. Zwar erfolgten inzwischen Teil-
kündigungen, der Hauptteil wurde jedoch erst nach Hinweis durch den 
RH im Februar 2007 gekündigt.

1) ISDN–Dienste, Telefonleitungen, Mobiltelefone für ein Gateway

 25.2 Der RH sah die vermeidbaren Ausgaben für Telefondienste in einer 
mangelhaften Überprüfung der sachlichen Richtigkeit begründet und 
empfahl, diese — besonders im Zusammenhang mit Zahlungen durch 
Bankeinzug — zu verbessern.

 26.1 Bei der Durchsicht von Buchungsbelegen durch den RH fanden sich 
mehrfach Ausgaben, die offenkundig der Privatsphäre von Studieren-
denvertretern oder Mitarbeitern zuzurechnen waren. Die ÖH refun-
dierte beispielsweise Ausgaben für Rauchwaren, Hygieneartikel sowie 
Lebensmittel.

 26.2 Der RH empfahl, Aufwendungen, die jedenfalls der privaten Lebens-
führung zuzurechnen sind, nicht über die Gebarung der ÖH abzurech-
nen.

 26.3 Laut Stellungnahme der ÖH stelle die Zuordnung der beanstandeten 
Ausgaben in die „Privatsphäre von Studierendenvertretern oder Mitar-
beitern“ eine Auslegung des RH dar, die von der ÖH nicht geteilt werde 
und beschränke sich die Summe der beanstandeten Ausgaben auf wenige 
100 EUR. Die ÖH habe im Rahmen des von der ÖH veranstalteten „Frauen-
kongresses“, der in einer Jugendherberge fernab jeglicher Einkaufsmög-
lichkeiten stattfand, Hygieneartikel eingekauft. Die Rauchwaren wären 
als Teil einer Ausstattung für Projekte refundiert worden.

Weiters stelle die ÖH ihren ehrenamtlichen Mitarbeitern in ihren „Be-
triebsküchen“ eine Mindestausstattung an Gewürzen, Essig und Öl zum 
Kochen zur Verfügung. Angesichts der ehrenamtlichen Tätigkeit seien 
diese Ausgaben aus Sicht der ÖH ein Mindestmaß an freiwilligen Sozial-
leistungen und jedenfalls gerechtfertigt.

 26.4 Entgegen der Auffassung der ÖH hält der RH an seiner Empfehlung 
fest, dass alle Aufwendungen der privaten Lebensführung, ungeach-
tet der Höhe der Beträge, privat zu tragen sind.

Sonstige Fest-
stellungen zur
Haushaltsführung

Haushaltsführung
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 27.1 Seit dem Wirtschaftsjahr 1999/2000 prüfte derselbe Wirtschaftsprüfer 
die Jahresabschlüsse der ÖH. 

 27.2 Der RH empfahl in Anlehnung an entsprechende Regelungen bei wirt-
schaftlichen Unternehmen, in regelmäßigen Abständen den Abschluss-
prüfer zu wechseln.

 27.3 Laut Mitteilung der ÖH werde sie bis zur nächsten Auftragserteilung 
entscheiden, ob sie einen anderen Wirtschaftsprüfer beauftragen wird.

 28 Sonstige Feststellungen und Empfehlungen des RH betrafen

–  die Einhaltung der Richtlinien bei der Erstellung eines Soll–Ist–Ver-
gleiches zwischen den Ansätzen des Jahresvoranschlages und den 
tatsächlichen Ausgaben und Einnahmen,

–  die Vorgangsweise bei der Inventarisierung,

–  die Führung von geeigneten Vertragsevidenzen,

–  die Konfi guration des Telebanking–Programmes für die kollektive 
Freigabe,

–  die Einhaltung der Richtlinien hinsichtlich der Kassaführung,

–  die Defi nition eigener Nutzungsberechtigungen für jeden Mitarbei-
ter für das EDV–Buchhaltungsprogramm und

–  die Gestaltung der Belegorganisation und –ablage im Zusammen-
hang mit den Eingangsrechnungen.

Sonstige
Feststellungen

Haushaltsführung Österreichische Hochschülerinnen–
und Hochschülerschaft
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 29 Zusammenfassend hob der RH die nachfolgenden Empfehlungen her-
vor.

(1) Die Jahresabschlüsse sollten mit den Prüfberichten terminge-
recht vorgelegt werden, um zeitnah über die wirtschaftliche Ent-
wicklung der ÖH berichten zu können. (TZ 23)

(2) In Anlehnung an entsprechende Regelungen bei wirtschaftlichen 
Unternehmen wäre in regelmäßigen Abständen der Abschlussprü-
fer zu wechseln. (TZ 27)

(3) Bei der Veranlagung von Finanzmitteln wären bei Erreichen der 
maßgeblichen Betragsgrenze die erforderlichen Beschlüsse der Bun-
desvertretung einzuholen. (TZ 24)

(4) Aufwendungen, die der privaten Lebensführung zuzurechnen 
sind, wären nicht über die Gebarung der ÖH abzurechnen. (TZ 26)

(5) Die in Teilbereichen bereits institutionalisierten Kooperationen 
zwischen Bundesvertretung und Universitätsvertretungen wären auf 
Referatsebene sowie bei der Maturantenberatung und bei Schu-
lungen auszuweiten. (TZ 9)

(6) Betreffend die Modalitäten bei der Einhebung der Studierenden-
beiträge wären gemeinsam mit den Universitäten geeignete syste-
madäquate Zwischenabrechnungszeiträume festzulegen sowie bereits 
abgerechnete Perioden erneut aufzurollen und allenfalls nachzuver-
rechnen. Die Universitäten wären von der ÖH zu veranlassen, Über-
weisungsdaten einheitlich mit Informationen hinsichtlich Abrech-
nungsperiode und Abfragestichtag zu übermitteln. Bei der BRZ GmbH 
sollte die ÖH darauf hinwirken, die Auswertungen aus der Beitrags-
evidenz mit Informationen über das Beitragssemester zu ergänzen. 
(TZ 11)

(7) Die ÖH sollte gemeinsam mit den Pädagogischen Hochschulen 
(früher: Pädagogischen Akademien) eine geeignete, den Bedürfnis-
sen der ÖH entsprechende Studierenden–Gesamtmeldung je Hoch-
schule festlegen. (TZ 12)

Schluss-
bemerkungen

Österreichische Hoch-
schülerinnen– und 
Hochschülerschaft
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(8) Es wären einheitliche, vollständige, von der Lohnverrechnung 
getrennte und systematisch aktualisierte Personalakten zu führen. 
Die allgemeinen Anordnungen und Vereinbarungen betreffend Per-
sonalangelegenheiten wären in einer Ablage zusammenzuführen. 
Um Personalentscheidungen besser nachvollziehen zu können, wären 
die Zusammenhänge mit den zugehörigen Beschlüssen der Bundes-
vertretung und der Befassung der Kontrollkommission zu doku-
mentieren. (TZ 14)

(9) Dienstverträge wären der Kontrollkommission so zeitgerecht vor-
zulegen, dass diese die Genehmigung vor Aufnahme bzw. Abände-
rung des Dienstverhältnisses erteilen kann. (TZ 15)

(10) Der Abschluss von Werkverträgen wäre nachvollziehbar zu 
gestalten, das geschuldete Werk wäre präzise zu beschreiben, ein 
einheitliches Formular–Layout wäre zu verwenden und die Verbu-
chung sollte derart gestaltet werden, dass ohne großen Arbeitsauf-
wand ein Überblick über die gesamten, mittels Werkvertrag nach 
außen vergebenen Leistungen gewonnen werden kann. (TZ 17)

(11) In Anbetracht der zentralen Funktion des Wirtschaftsreferenten 
bei der Abwicklung von Rechtsgeschäften wäre eine Vertretungsre-
gelung für ihn vorzusehen. (TZ 4)

(12) In den Richtlinien für die Verwaltung des Sozialfonds sollte die 
Abwicklung und zentrale Koordinierung der ÖH übertragen wer-
den. (TZ 8)

(13) In den Richtlinien der Kontrollkommission sollte eine Klarstel-
lung betreffend die Genehmigung freier Dienstverträge vorgenom-
men werden. (TZ 15)

 

BMWF

Schlussbemerkungen Österreichische Hochschülerinnen–
und Hochschülerschaft
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Kurzfassung

Hochschülerinnen– und Hochschülerschaften an 
den Technischen Universitäten Graz und Wien

Das Rechnungswesen der Hochschülerinnen– und Hochschülerschaften 
an den Technischen Universitäten Graz und Wien (HTUG und HTUW; 
Hochschülerschaften) wies schwerwiegende Mängel auf. Ihren Auf-
gaben in den universitären Organen und Gremien kamen beide Hoch-
schülerschaften wirksam nach.

Prüfungsziel

Ziel der Querschnittsüberprüfung war eine vergleichende Darstel-
lung der Aufgabenerfüllung beider Hochschülerschaften. (TZ 1)

Aufgaben, Finanzierung und Strategie der Hochschülerschaften

Die Hochschülerschaften als gesetzliche Selbstverwaltungskörper 
hatten die Aufgabe, die Studierenden der betreffenden Universitä-
ten in allgemeinen und studienbezogenen Interessen zu vertreten. 
(TZ 5)

Hauptfi nanzierungsquellen der Hochschülerschaften waren die Stu-
dierendenbeiträge. Dazu kamen noch die gesetzlich vorgesehenen 
Zuschüsse der Universitäten. (TZ 4, 24, 26, 27)

Keine der beiden Hochschülerschaften verfügte über schriftliche, 
durch die Gremien beschlossene strategische Zielsetzungen und dar-
auf aufbauende Arbeitsprogramme für die jeweiligen Vertretungs-
perioden. (TZ 6)
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Rechnungswesen

Die Ablauforganisation im Rechnungswesen war nicht schriftlich 
festgelegt; die Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung wurden 
vielfach nicht eingehalten. (TZ 28, 29, 30, 31)

So schien die Gebarung im Zusammenhang mit der Veranstaltung 
des Balls der Technischen Universität Wien im Rechnungswesen nicht 
auf. Es handelte sich um durchschnittlich 25 % der in den Rechen-
werken ausgewiesenen Erträge und Aufwendungen. (TZ 40)

In bereits abgeschlossenen und testierten Jahresabschlüssen konn-
ten nachträglich Buchungen getätigt, verändert und bei der HTUG 
auch gelöscht werden. (TZ 30)

Die Hochschülerschaften verfügten über hohe Vermögenswerte (2005/
2006: je Hochschülerschaft über 0,40 Mill. EUR). (TZ 17)

Der Verpfl ichtung nach Erläuterung und Begründung von Abwei-
chungen zwischen Voranschlag und Jahresabschluss kamen die 
Hochschülerschaften nicht nach. Die HTUG wies zudem Einnah-
men und Ausgaben nicht gesondert aus. Dadurch war die Aussa-
gekraft ihrer Rechenwerke stark eingeschränkt. (TZ 16)

Die HTUG honorierte wiederholt Leistungen eines Funktionsträgers, 
obwohl dieser diese Leistungen gemäß HSG 1998 im Rahmen seiner 
Aufwandsentschädigung bereits abgegolten erhielt. (TZ 36, 37)

Lehrmittelzentrum Technik GmbH

Bei der Lehrmittelzentrum Technik GmbH (LMZ GmbH) fehlten stra-
tegische Vorgaben und Zielsetzungen. (TZ 43) Ein Aufsichtsrats-
mitglied wurde mit der Erstellung des Jahresabschlusses betraut, 
was im Hinblick auf mögliche Interessenkollisionen problematisch 
war. (TZ 46)

Für die Gewährung von jährlichen Prämien an den Geschäftsführer 
für den Absatz von Studierendensoftware fehlte zumindest für die 
Jahre nach erfolgter Einführung des Vertriebswegs die wirtschaft-
liche Begründung. (TZ 45)

Kurzfassung
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Aufgabenerfüllung

Die Studierendenvertreter nahmen regelmäßig an den Sitzungen des 
Senats der jeweiligen Universität und dessen Kommissionen teil und 
kamen ihren Aufgaben als Interessenvertretung wirksam nach. Dies 
galt auch für die Vertretung im Universitätsrat. (TZ 8, 9)

Sie begutachteten betreffende Gesetzes- und Verordnungsentwürfe. 
Allerdings gab es keine ausreichende Übersicht über die tatsächlich 
abgegebenen Stellungnahmen zu Gesetzes– und Verordnungsent-
würfen. (TZ 10)

Die Hochschülerschaften offerierten ein breites Angebot an Bera-
tung und Service. An der HTUG führte die Vielzahl an Referaten zu 
einer wenig übersichtlichen Organisation. (TZ 11, 12)

Aufsicht

Die Hochschülerschaftsorgane beachteten die Vorlagepfl ichten an die 
Aufsichtsorgane (BMWF, Kontrollkommission, Rektor) nicht oder nur 
mit zum Teil erheblichen Verzögerungen. Dies betraf auch Dienst-
verträge. Den Aufsichtsorganen war damit eine wesentliche Grund-
lage für die Wahrnehmung des Aufsichtsrechts entzogen. (TZ 3, 14, 
15, 32)

Kurzfassung Hochschülerinnen– und Hochschülerschaften an 
den Technischen Universitäten Graz und Wien
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 1 Der RH überprüfte von November 2006 bis Februar 2007 die Geba-
rung der Hochschülerinnen– und Hochschülerschaften an den Tech-
nischen Universitäten Graz und Wien (HTUG und HTUW; Hochschü-
lerschaften). Ziel der Querschnittsüberprüfung war eine vergleichende 
Darstellung der Aufgabenerfüllung beider Hochschülerschaften.

Zu den im Juni 2007 übermittelten Prüfungsergebnissen nahmen die 
HTUG, die HTUW und das BMWF im September 2007 Stellung. Der 
RH erstattete seine Gegenäußerung im Oktober 2007.

Prüfungsablauf und 
–gegenstand

Kenndaten der Hochschülerinnen– und Hochschülerschaften
an den Technischen Universitäten Graz und Wien (HTUG und HTUW)

Rechtsform Körperschaften öffentlichen Rechts

Rechtsgrundlagen Bundesgesetz über die Vertretung der Studierenden (Hochschülerinnen– und 
Hochschülerschaftsgesetz 1998 – HSG 1998) i.d.g.F. sowie diverse Richtlinien 
der Kontrollkommission

Wirtschaftsjahr 2000/2001 2001/2002 2002/2003 2003/2004 2004/2005 2005/2006
Studierende1) Anzahl

an der TUG 10.699 8.452 8.008 8.128 8.279 8.780
an der TUW 19.247 15.851 15.287 15.665 15.836 16.630

in 1.000 EUR
Studierendenbeiträge2)

HTUG 203,28 160,03 161,14 184,70 181,92 206,24
HTUW 323,27 268,57 272,74 295,56 293,93 327,73

Jahresergebnis2)

HTUG – 28,12 3,42 7,82 41,95 49,92 11,35
HTUW 38,72 – 6,79 0,29 15,13 27,56 67,63

1) im jeweiligen Wintersemester
2) per 30. Juni (Bilanzstichtag)

Quellen: HTUG, HTUW, TUG bzw. TUW
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 2 Die Hochschülerschaften sind Körperschaften öffentlichen Rechts und 
verwalten ihre Angelegenheiten selbst (Selbstverwaltungskörper). Ein 
Weisungsrecht staatlicher Behörden oder universitärer Organe scheidet 
daher aus. Dem BMWF bzw. mittelbar auch den Rektoren der Univer-
sitäten kommt jedoch ein Aufsichtsrecht über die Tätigkeit der Organe 
der Hochschülerschaften zu. Zur Überprüfung der Gebarung ist eine 
Kontrollkommission beim BMWF eingerichtet.

Gemäß Hochschülerinnen– und Hochschülerschaftsgesetz 1998 (HSG 1998) 
besteht eine Pfl ichtmitgliedschaft für alle Studierenden dieser Univer-
sitäten. Aus der Befugnis zur Selbstverwaltung ergibt sich ferner die 
fi nanzielle Unabhängigkeit der Hochschülerschaften. Wesentliche 
Finanzierungsquellen sind die Studierendenbeiträge (siehe TZ 4).

Gesetzlich vorgesehene Kollegialorgane der Hochschülerschaften sind 
die Universitätsvertretungen, die verschiedenen Studienvertretungen 
und die Wahlkommissionen. Beide Universitäten machten auch von 
der Befugnis Gebrauch, entsprechend ihrem Organisationsplan wei-
tere Organe durch Satzung vorzusehen und Fakultätsvertretungen ein-
zurichten.

 3.1 Die Vertretung der Studierendeninteressen nahmen die Universitäts-
vertretungen bzw. die Fakultäts– und Studienvertretungen wahr. Die 
Führung der notwendigen Verwaltungseinrichtungen erfolgte durch 
die Universitätsvertretungen. Die Verwaltung und die Erfüllung der 
übrigen Aufgabenbereiche erfolgte in Referaten. Für wirtschaftliche 
Angelegenheiten, Sozial– bzw. Bildungspolitik sah das HSG 1998 die 
Einrichtung solcher Referate zwingend vor. Deren Leitung oblag Refe-
renten, die aufgrund öffentlicher Ausschreibungen bestellt wurden.

Die Außenvertretung der Hochschülerschaften oblag durch die Uni-
versitätsvertretungen gewählten Vorsitzenden, die Organbeschlüsse zu 
vollziehen und die Abwicklung der täglichen Geschäfte zu besorgen 
hatten. Gegenüber den Referenten kam dem jeweiligen Vorsitzenden 
ein Weisungsrecht zu.

Studierendenvertreter übten ihre Tätigkeiten ehrenamtlich aus, wofür 
die Gewährung pauschalierter Aufwandsentschädigungen durch 
Beschlüsse der Universitätsvertretungen zulässig war. Die Beschlüsse 
waren allerdings unverzüglich der Kontrollkommission zur Kenntnis 
zu bringen.

Rechtliche
Grundlagen

Organisation der 
Verwaltung und 
Funktionsträger

Hochschülerinnen– und Hochschülerschaften an 
den Technischen Universitäten Graz und Wien
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 3.2 Der RH stellte fest, dass weder die HTUG noch die HTUW dieser Mel-
depfl icht nachgekommen waren und empfahl, diesem Erfordernis in 
Hinkunft umgehend und unaufgefordert zu entsprechen.

 3.3 Laut Stellungnahme der HTUG sei die Meldung für 2007 bereits erfolgt.

Laut Stellungnahme der HTUW sei eine Meldung nicht erforderlich 
gewesen, weil keine Änderung in den Aufwandsentschädigungen ein-
getreten sei.

 3.4 Der RH entgegnete der HTUW, dass gemäß HSG 1998 der Kontroll-
kommission die Beschlüsse unabhängig von einer Veränderung der 
Entschädigungshöhe zur Kenntnis zu bringen sind.

 4 Die Hauptfi nanzierungsquellen der Hochschülerschaften stellten die 
gesetzlich festgelegten Studierendenbeiträge (15,00 EUR pro Person 
im Wintersemester 2006/2007) dar. Diese waren von der Bundesvertre-
tung der Österreichischen Hochschülerinnen– und Hochschülerschaften 
(Bundesvertretung) zentral einzuheben. Die Aufteilung zwischen Bun-
desvertretung und Universitätsvertretungen folgte einem Schlüssel, 
der sich seit der Novelle 2005 zum HSG 1998 stufenweise zugunsten 
Letzterer veränderte.

Zumindest 40 % der den Universitätsvertretungen zustehenden Mit-
tel waren in der Folge auf Fakultäts– und Studienvertretungen auf-
zuteilen.

Darüber hinaus erzielten die Hochschülerschaften Erträge aus der 
Durchführung von Projekten und Veranstaltungen sowie der Veran-
lagung fi nanzieller Mittel.

Das HSG 1998 sah ferner Zuwendungen der Universitäten an die Hoch-
schülerschaften vor. Für den Verwaltungsaufwand der Hochschüler-
schaften war von den Universitäten ein von der Kontrollkommission 
festgesetzter und an der Studierendenanzahl orientierter Mindestzu-
schuss zu entrichten. Weitere Mittel, z.B. für die Schulung von Stu-
dierendenvertretern oder zur fachlichen Information der Studierenden, 
konnten nach Maßgabe der budgetären Möglichkeiten gewährt wer-
den (siehe TZ 26). In jedem Fall waren seitens der Universität Räum-
lichkeiten in bestimmter Größe und eine adäquate Büroausstattung 
unentgeltlich bereitzustellen.

Grundlagen der 
Finanzierung

Organisation der Verwaltung und
Funktionsträger
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 5 Die Hochschülerschaften sind gemäß HSG 1998 eingerichtet, ihre Mit-
glieder — die Studierenden der betreffenden Universitäten — zu för-
dern und deren allgemeine sowie studienbezogene Interessen zu ver-
treten.

Im Rahmen der studienbezogenen Interessenvertretung obliegt den 
Hochschülerschaften die Mitwirkung in den universitären Kollegial-
organen (und deren Kommissionen), die Erstattung von Vorschlägen 
betreffend Angelegenheiten der Studierenden und des Universitätswe-
sens und die Begutachtung entsprechender Gesetzesentwürfe.

Ergänzend dazu und in Verfolgung der allgemeinen Interessen der 
Studierenden boten die Hochschülerschaften eine umfangreiche Bera-
tungs– und Servicetätigkeit in verschiedenen Bereichen (Soziales, Sport, 
Kultur etc.) für ihre Mitglieder an.

 6.1 Weder die HTUG noch die HTUW verfügten über schriftliche, durch die 
Universitätsvertretungen bzw. Fakultäts– und Studienvertretungen für 
die Vertretungsperioden beschlossene strategische Zielsetzungen bzw. 
darauf aufbauende konkrete Arbeitsprogramme.

 6.2 Der RH empfahl, ausgehend von den gesetzlich normierten Aufgaben, 
die von den Universitätsvertretungen angestrebten strategischen Ziele 
schriftlich zu formulieren und darauf abgestimmte Arbeitsprogramme 
auszuarbeiten. Auf dieser Grundlage sollten die Gliederung der Auf-
bauorganisation (insbesondere der Referate) und die durch diese zu 
verfolgenden Ziele und Maßnahmen festgelegt bzw. angepasst werden. 
Ohne eine entsprechende Festlegung kann ein möglicher Erfolg der 
Tätigkeit nur eingeschränkt gemessen und beurteilt werden.

 6.3 Laut Stellungnahme der HTUG sei es ihr angesichts der vielen aus 
den gesetzlichen Gegebenheiten resultierenden Aufgaben nicht zwin-
gend erforderlich erschienen, diese in einem Arbeitsprogramm schrift-
lich niederzuschreiben. Für den Servicebereich werde sie sich um eine 
Umsetzung der Anregungen des RH bemühen.

Die HTUW teilte mit, dass nach ihrer Auffassung schriftliche Aufzeich-
nungen, Arbeitsprogramme und Zielsetzungen vorhanden seien.

 6.4 Der RH entgegnete der HTUW, dass bei den untersuchten Vertretungsor-
ganen keine beschlossenen schriftlichen Zielsetzungen und Arbeitspro-
gramme vorlagen.

Ziele und Aufgaben

Allgemeines

Hochschülerinnen– und Hochschülerschaften an 
den Technischen Universitäten Graz und Wien
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 7.1 Die Universitäts–, Fakultäts– und Studienvertretungen waren verpfl ich-
tet, innerhalb von drei Monaten nach Abschluss eines Budgetjahres 
Tätigkeitsberichte zu veröffentlichen und darin die Tätigkeitsfelder, ins-
besondere Beratungstätigkeiten und erbrachte Dienstleistungen, dar-
zulegen.

Beschlüsse der jeweiligen Kollegialorgane zu den Tätigkeitsberichten 
lagen nicht vor. In den vom RH überprüften Referaten fehlten Auf-
zeichnungen quantitativer oder qualitativer Art über durchgeführte 
Beratungstätigkeiten. Die in den Satzungen der Hochschülerschaften 
vorgesehenen Arbeitspläne der Referate über die künftigen Vorhaben 
wurden nicht oder in nur unzureichender Form vorgelegt.

 7.2 Der Aussagewert der Tätigkeitsberichte auf Ebene der Fakultäts– und 
Studienvertretungen war oft äußerst gering; zudem lagen diesen nicht 
die erforderlichen Beschlüsse der Gremien zugrunde.

Auf Ebene der Universitätsvertretungen mangelte es insbesondere im 
Bereich der zentralen, beratungsintensiven Referate (z.B. für Soziales, 
Frauen, Ausländer etc.) an jeglichen quantitativen bzw. qualitativen 
Elementen, die einen hinreichenden Rückschluss auf den Erfolg der 
Tätigkeit dieser Referate erlaubt hätten. Es fehlten z.B. Aufzeichnungen 
über die zahlenmäßige Inanspruchnahme, die Inhalte der bzw. die Kun-
denzufriedenheit mit den Beratungen. Eine Einschätzung des Umfangs 
bzw. der Qualität der Beratung war dem RH daher nicht möglich.

Der RH empfahl, quantitative Aufzeichnungen hinsichtlich der Inan-
spruchnahme der Leistungen zu führen. Er hielt dies insbesondere im 
Hinblick auf die erhöhte Aussagekraft der im HSG 1998 geforderten 
Leistungsnachweise für zweckmäßig. Diese Informationen wären mit 
den Daten des wirtschaftlichen Zahlenwerks, insbesondere den auf die 
Tätigkeit entfallenden Aufwendungen und Erträgen, zu verknüpfen.

Darüber hinaus wären einheitliche Mindestanforderungen an das 
Berichtswesen — nach Möglichkeit für alle Vertretungsebenen — zu 
formulieren und die Beschlussfassung durch das zuständige Gre-
mium sowie die lückenlose und nachvollziehbare Veröffentlichung der 
Berichte zu gewährleisten.

Tätigkeitsberichte

Ziele und Aufgaben
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 7.3 Laut Stellungnahme der HTUG bestehe die Berichtspfl icht erst seit 2005 
und unterliege die Erstellung der Berichte daher noch einem Lernprozess.

Die HTUW teilte mit, dass sie lediglich die Einhaltung der gesetzlichen 
Vorschriften geprüft habe.

 7.4 Gegenüber der HTUW wies der RH neuerlich darauf hin, dass die vor-
liegenden Tätigkeitsberichte den gesetzlichen Vorgaben nicht ausrei-
chend entsprochen haben.

 8.1 Zur Wahrnehmung ihrer Interessen kommt den Universitätsvertretungen 
der Hochschülerschaften insbesondere ein Entsendungsrecht in den 
Senat der jeweiligen Universität zu. Vertreter der Studierenden stell-
ten jedenfalls ein Viertel der Mitglieder dieses Gremiums. Gleiches gilt 
für die vom Senat zwingend einzusetzenden Kollegialorgane für Habi-
litations– und Berufungsverfahren sowie Studienkommissionen.

 8.2 Der RH stellte fest, dass an beiden Universitäten die Studierendenvertre-
ter regelmäßig an den Sitzungen des Senats und dessen Unterkommis-
sionen teilnahmen und ihren Aufgaben als Interessenvertretung wirk-
sam nachkamen. Ferner bestand — insbesondere bei der HTUG — eine 
rege Teilnahme an zahlreichen vom Senat bzw. Rektorat eingesetzten 
oder initiierten Arbeitsgruppen zu wichtigen Themen (Lehrveranstal-
tungsevaluierung, Leitstrategie, Entwicklungsplan). Beide Hochschü-
lerschaften machten auch von der Befugnis Gebrauch, Kategorien für 
die Zweckwidmung der Studienbeiträge vorzuschlagen.

 9.1 Das Universitätsgesetz 2002 normiert für die Hochschülerschaften ein 
Anhörungsrecht im Universitätsrat zu Gegenständen, die ihren Auf-
gabenbereich betreffen. Bei der Behandlung bestimmter Angelegen-
heiten, wie insbesondere die Genehmigung des Entwicklungs– und 
Organisationsplans, des Entwurfs der Leistungsvereinbarungen etc., sind 
die Universitätsvertretungen jedenfalls zu hören.

An beiden Universitäten wurden die Vorsitzenden der Hochschüler-
schaften grundsätzlich zu allen Sitzungen des Universitätsrates ge-
laden.

 9.2 Die Hochschülerschaften nahmen die ihnen eingeräumten Rechte im 
Universitätsrat wahr.

Vertretung in
den universitären 
Gremien

Ziele und Aufgaben Hochschülerinnen– und Hochschülerschaften an 
den Technischen Universitäten Graz und Wien
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 10.1 Die Hochschülerschaften waren befugt, zu Gesetzes– und Verordnungs-
entwürfen, soweit sie ihren Zuständigkeitsbereich betrafen, Stellung 
zu nehmen. Beide Hochschülerschaften gaben zu mehreren derartigen 
Entwürfen Stellungnahmen ab. Es fehlte allerdings eine Übersicht über 
alle eingelangten bzw. von den Vertretungen auf den verschiedenen 
Ebenen abgegebenen Stellungnahmen.

 10.2 Der RH empfahl insbesondere in Anbetracht der starken Fluktuation 
der Studierendenvertreter, eine Gesamtevidenz der eingelangten Gesetzes– 
und Verordnungsentwürfe bzw. der dazu abgegebenen Stellungnahmen 
zu führen. Diese sollte auch Begutachtungen der Fakultäts– und Stu-
dienvertretungen umfassen und einen entsprechenden Informationstrans-
fer auch an neu eintretende Studierendenvertreter gewährleisten.

 10.3 Laut Stellungnahme der HTUG werde sie die Umsetzbarkeit der Emp-
fehlung prüfen.

Die HTUW teilte mit, dass der Informationstransfer in den einzelnen 
Teilbereichen so weit gegeben sei, dass ihr eine Gesamtevidenz nicht 
notwendig erscheine.

 10.4 Gegenüber der HTUW wiederholte der RH seine Empfehlung im Hin-
blick auf die kurzen Vertretungsperioden und die Personalfl uktuation.

 11.1 Wesentliche Bestandteile der Interessenwahrnehmung durch die Uni-
versitätsvertretungen waren Beratungs– und Serviceangebote der nach 
thematischen Gesichtspunkten eingerichteten Referate. Die HTUG ver-
fügte über (einschließlich der gesetzlich vorgesehenen) insgesamt 20, 
die HTUW über elf Referate.

 11.2 Der RH beurteilte die Anzahl der Referate der HTUG als zu groß, daher 
wenig übersichtlich und schwer zu administrieren. Die Verfolgung 
und Koordination deren Tätigkeit durch die Vorsitzenden war dadurch 
erschwert.

Der RH empfahl, von der breiten thematischen Differenzierung zuguns-
ten einer Untergliederung nach größeren Themenblöcken abzugehen 
und damit die Aufbauorganisation deutlich zu straffen. Neben einem 
besseren Informationsaustausch ergäben sich auch Einsparungseffekte 
durch den Wegfall von Aufwandsentschädigungen für Referenten. Erste 
Pläne zu einer entsprechenden Organisationsänderung wurden bereits 
von der HTUG initiiert.

Begutachtung von 
Rechtsvorschriften

Beratung und Service

Ziele und Aufgaben
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 11.3 Laut Stellungnahme der HTUG sei eine Änderung der Referatsstruk-
tur in Umsetzung begriffen.

 12.1 Bei der HTUW waren die schriftlichen Aufgabenzuweisungen an die 
Referate nicht ausreichend. Dadurch waren deren genaue Aufgaben 
nicht nachvollziehbar. Insbesondere blieb unklar, in welchen Berei-
chen (unbeabsichtigte) Überschneidungen bestanden bzw. ob und wie 
Kooperationen oder Abstimmungen zwischen den Referaten stattfi n-
den sollten. In geringerem Ausmaß traf dies auch auf die HTUG zu.

 12.2 Der RH empfahl, die Aufgaben der einzelnen Referate in den Satzungen 
klar zu defi nieren und abzugrenzen und die Vorgangsweise bei allen-
falls unumgänglichen thematischen Überlappungen festzulegen.

Eine solche Regelung erschien dem RH schon deshalb geboten, um eine 
klare Zuordnung der Tätigkeiten von Studierendenvertretern zu ihrer 
übernommenen Funktion zu ermöglichen; denn lediglich für Tätig-
keiten außerhalb des solcherart umschriebenen Aufgabenbereichs wäre 
eine über die zustehende Aufwandsentschädigung hinausgehende Ver-
gütung (z.B. aus Werkvertrag) zulässig.

 12.3 Laut Stellungnahme der HTUG werde sie die Anregungen in ihre Über-
legungen zu einer neuen Referateorganisation einbeziehen.

Die HTUW teilte mit, dass ein Mindestmaß an Aufgabenzuweisungen 
vorhanden sei. Den Referaten seien Kompetenzüberschneidungen bewusst 
und diese würden bei unzähligen Projekten für Synergien genutzt.

 12.4 Gegenüber der HTUW wies der RH neuerlich auf die von ihm aufge-
zeigte Problematik der Aufwandsentschädigung hin.

 13.1 Der Abschluss von Rechtsgeschäften bedurfte — abhängig von der Be-
tragshöhe — des Zusammenwirkens verschiedener Organe. In allen Fäl-
len war die Mitwirkung des Wirtschaftsreferenten erforderlich; damit 
war gesetzlich durchgängig ein — zumindest — Vier–Augen–Prinzip 
verankert. Das HSG 1998 beinhaltete für die Funktion des Wirtschafts-
referenten allerdings keine Vertretungsregel.

Rechtsgeschäfte

Aufgaben und Ziele Hochschülerinnen– und Hochschülerschaften an 
den Technischen Universitäten Graz und Wien
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 13.2 In Anbetracht der zentralen Funktion des Wirtschaftsreferenten bei 
der Abwicklung von Rechtsgeschäften wäre eine Vertretungsregelung 
für ihn — analog jener für die Vorsitzenden der Universitätsvertre-
tung — von besonderer (praktischer) Bedeutung für einen reibungs-
losen Geschäftsablauf. Der RH regte gegenüber dem BMWF eine ent-
sprechende Gesetzesinitiative an.

 13.3 Das BMWF teilte in seiner Stellungnahme mit, dass es die Empfehlung 
des RH für sinnvoll halte und bei der nächsten Novelle des HSG 1998 
zur Diskussion stellen werde.

Die HTUG begrüßte den Vorschlag unter bestimmten, genau festzule-
genden Voraussetzungen.

 14.1 Mit der Organisation der Hochschülerschaften an den Universitäten als 
Selbstverwaltungskörper ist zwingend ein Aufsichtsrecht des Bundes — 
ausgeübt durch den Bundesminister für Wissenschaft und Forschung —,
mittelbar auch ein solches des Rektors der jeweiligen Universität ver-
bunden.

In diesem Zusammenhang hatten die Hochschülerschaftsorgane um-
fangreiche Vorlagepfl ichten. Die Universitätsvertretungen hatten ihre 
Beschlussprotokolle — unaufgefordert — dem Bundesminister für Wis-
senschaft und Forschung vorzulegen, alle übrigen Organe (Fakultäts– 
und Studienvertretungen) den Rektoren. Diese hatten die Beschlüsse 
auf eine allfällige Rechtswidrigkeit zu überprüfen und gegebenenfalls 
den Bundesminister darüber zu informieren.

Die Universitätsvertretung sowie alle sonstigen vorlagepfl ichtigen Ver-
tretungsorgane der HTUG kamen ihren Vorlagepfl ichten nicht nach. 
Von der Universitätsvertretung der HTUW lagen beim BMWF ledig-
lich vereinzelt Beschlüsse auf; die sonstigen vorlagepfl ichtigen Vertre-
tungsorgane der HTUW kamen ihren diesbezüglichen Pfl ichten eben-
falls nicht nach.

 14.2 Der RH wies darauf hin, dass den Aufsichtsorganen durch das Unter-
bleiben der gesetzlich normierten Vorlagepfl ichten eine wesentliche 
Grundlage für die Wahrnehmung ihrer Aufsichtspfl icht und damit für 
das Erkennen von Fehlentwicklungen und Maßnahmen zu deren Besei-
tigung entzogen worden war.

Aufsicht

Aufgaben und Ziele 
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Der RH forderte die Vertretungsorgane der Hochschülerschaften auf, 
dieser Rechtspfl icht unverzüglich zu entsprechen. Dem BMWF emp-
fahl er, künftig verstärkt die rechtzeitige Übersendung der Beschluss-
protokolle einzufordern.

 14.3 Laut Stellungnahme des BMWF nehme es die Empfehlung zur Kennt-
nis. Es werde allerdings die Sinnhaftigkeit dieser Regelung bei einer 
Novelle des HSG 1998 eingehend prüfen.

Die HTUG sagte die Umsetzung der Empfehlung zu.

Die HTUW teilte mit, dass die Protokolle automatisch an die Aufsichts-
organe übersendet worden seien. Mangels Reklamationen sei man davon 
ausgegangen, dass alle Organe die Protokolle erhalten hätten.

 15.1 Zur Überprüfung der Gebarung der Hochschülerschaften an den Uni-
versitäten war beim BMWF eine Kontrollkommission eingerichtet. Die-
ser kam insbesondere die laufende Überprüfung der Einhaltung der 
Haushaltsvorschriften sowie die Befugnis zur Erlassung von Richtlinien 
hinsichtlich der Haushaltsführung, der Budgetierung und Bilanzierung 
sowie bestimmter Leistungen der Universitäten an die Hochschüler-
schaften zu. Zur Verfolgung ihrer Aufgaben war die Kontrollkom-
mission berechtigt, eigene Erhebungen anzustellen bzw. solche durch 
externe Experten vornehmen zu lassen.

Jahresabschlüsse waren der Kontrollkommission bis zum Ende eines 
Kalenderjahres zu übermitteln. Diese Verpfl ichtung hielten beide Hoch-
schülerschaften nicht ein.

Trotz der Verpfl ichtung zur laufenden Kontrolle waren der Kontroll-
kommission die vom RH festgestellten schwerwiegenden Mängel bei 
der Buchführung beider Hochschülerschaften bislang verborgen geblie-
ben (siehe insbesondere TZ 29, 30).

 15.2 Der RH kritisierte die seit Jahren regelmäßig verspätete Vorlage der Jah-
resabschlüsse. Die zeitlichen Überschreitungen betrugen bei den Hoch-
schülerschaften seit 2002/2003 zwischen einem Monat und 15 Mona-
ten. Der RH empfahl daher dem BMWF bzw. der Kontrollkommission, 
in Hinkunft mit größerem Nachdruck die rechtzeitige Vorlage der Jah-
resabschlüsse einzufordern bzw. bei Verletzung dieser Pfl icht die vom 
HSG 1998 vorgesehenen Maßnahmen umgehend zu ergreifen.

Aufsicht Hochschülerinnen– und Hochschülerschaften an 
den Technischen Universitäten Graz und Wien
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Zudem wäre im Lichte der Feststellungen des RH zum Rechnungswesen 
der Hochschülerschaften (siehe TZ 28 bis 31) eine regelmäßige Über-
prüfung zumindest von Teilbereichen des Rechnungswesens der Hoch-
schülerschaften durch externe Sachverständige — auch ohne Vorlie-
gen eines speziellen Anlassfalles — dringend geboten; die Durchsicht 
der vorgelegten Jahresabschlüsse allein war offenkundig nicht aus-
reichend, die zum Teil eklatanten Mängel im Rechnungswesen auf-
zudecken.

Der RH empfahl daher dem BMWF und der Kontrollkommission eine 
insgesamt aktivere Verfolgung ihrer Aufsichtspfl ichten.

 15.3 Laut Stellungnahme des BMWF habe es die Empfehlung der Kontroll-
kommission mitgeteilt.

Die HTUW teilte mit, dass die Verspätungen auf die Versäumnisse 
eines früheren Mitarbeiters zurückzuführen seien.

 15.4 Der RH entgegnete der HTUW, dass für die aufgezeigten Mängel auch 
eine Verantwortlichkeit des Vorsitzenden der HTUW bzw. des Wirt-
schaftsreferenten besteht.

 16.1 Das HSG 1998 und mehrere Richtlinien der Kontrollkommission enthiel-
ten umfangreiche Vorschriften zur Erstellung, Gliederung und Prüfung 
von Jahresabschlüssen der Hochschülerschaften. Unter anderem war 
ein Vergleich zwischen den Ansätzen des Jahresvoranschlages und 
den tatsächlichen Ausgaben und Einnahmen herzustellen. Über– oder 
Unterschreitungen waren ab einem bestimmten Ausmaß zu erläutern 
und zu begründen. Ferner war festgelegt, dass Ausgaben und Einnah-
men in voller Höhe und nicht etwa saldiert auszuweisen sind (Brutto-
prinzip).

 16.2 Der RH kritisierte, dass beide Hochschülerschaften der Verpfl ichtung 
zur Erläuterung und Begründung von Abweichungen zwischen Voran-
schlag und Jahresabschluss nicht nachgekommen waren und dadurch 
wesentliche Informationen hinsichtlich des Budgetvollzugs nicht vor-
lagen. Die HTUG verstieß zudem gegen das Bruttoprinzip; dadurch war 
die Aussagekraft des Rechenwerks stark eingeschränkt.

 16.3 Laut Mitteilung der HTUG seien die Mängel bereits mit dem Jahres-
abschluss 2005/2006 beseitigt worden.

Jahresabschlüsse

Aufsicht
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 17 Die Hochschülerschaften verfügten über hohe Vermögenswerte, die im 
vom RH überprüften Zeitraum ausgebaut werden konnten. Die Ent-
wicklung der Aktiva verlief wie folgt:

 18 Das Anlagevermögen der Hochschülerschaften bestand überwiegend 
aus Wertpapieren sowie dem Stammkapital eines (HTUG) bzw. zweier 
(HTUW) Wirtschaftsbetriebe(s).

 19 Die Entwicklung des Umlaufvermögens war im Wesentlichen von den 
Positionen Barvermögen sowie Forderungen bestimmt. Beide Positi-
onen wiesen über die Jahre deutliche Schwankungen auf. Die größten 
Positionen innerhalb der Forderungen waren die Forderungen gegen-
über der Bundesvertretung (Studierendenbeiträge), sonstige Kunden-
forderungen sowie im Falle der HTUW auch Forderungen gegenüber 
einem Wirtschaftsbetrieb.

Vermögenslage

Hochschülerinnen– und Hochschülerschaften an 
den Technischen Universitäten Graz und Wien

Wirtschaftliche Entwicklung

Wirtschaftsjahr 2000/2001 2001/2002 2002/2003 2003/2004 2004/2005 2005/2006

Aktiva der HTUG1)

Anlagevermögen 252,43 240,18 228,79 228,24 266,94 259,54

1) per 30. Juni (Bilanzstichtag)

Umlaufvermögen 89,17 92,48 128,02 165,09 168,29 200,65

in 1.000 EUR

ARA 0,46 1,20 0,65 0,48 0,85 0,58
Aktiva2) 342,07 333,86 357,46 393,81 436,07 460,77

Anlagevermögen 25,51 44,15 18,88 59,47 120,01 118,82
Umlaufvermögen 249,79 265,71 284,67 299,40 265,98 301,82

Aktiva der HTUW1)

ARA – – – – – –
Aktiva2) 275,29 309,87 303,55 358,86 385,99 420,64

2) Rundungsdifferenzen

Quellen: Rechnungsabschlüsse der HTUG und HTUW
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 20 Die Passiva der Hochschülerschaften entwickelten sich wie folgt:

 21.1 Das Eigenkapital der HTUG (Rücklagen inklusive Bewertungsreserve 
aus Zuschüssen) stieg vom Wirtschaftsjahr 2000/2001 bis 2005/2006 
um rd. 36 %. An der HTUW erhöhte sich die Eigenkapitalausstattung 
(Eigenkapital inklusive Sonderfonds) im Wirtschaftsjahr 2005/2006 
gegenüber 2000/2001 um rd. 43 %.

 21.2 Der RH stellte fest, dass die HTUG — obwohl sie jährlich zwischen 
rd. 44 % und rd. 48 % weniger Studierende zu vertreten hatte als die 
HTUW — ein deutlich höheres Eigenkapital aufwies. Dieses betrug an 
der HTUG im Wirtschaftsjahr 2005/2006 rd. 431.000 EUR und lag 
damit um rd. 36 % über jenem der HTUW (rd. 317.000 EUR).

 22 Die Verbindlichkeiten der HTUG waren im Wirtschaftsjahr 2005/2006 
gegenüber 2000/2001 um rd. 8 % höher. Zum jeweiligen Bilanzstich-
tag schwankten die Verbindlichkeiten der HTUG zwischen rd. 1 % 
(2004/2005) bzw. rd. 6 % (2002/2003) des Gesamtvermögens.

Finanzlage

Wirtschaftliche Entwicklung

Passiva der HTUG1)
in 1.000 EUR

Eigenkapital 221,07 199,54
Rückstellungen
Verbindlichkeiten
Passiva2) 275,29 309,87 303,55 358,86 385,99 420,64

43,66 68,86 53,45 76,63 95,20 68,96
10,56 41,47 44,95 50,18 37,72 34,76

205,15 232,05 253,07 316,92

Wirtschaftsjahr 2000/2001 2001/2002 2002/2003 2003/2004 2004/2005 2005/2006

Eigenkapital 316,16 319,57 327,39 369,34 419,27 430,62

Passiva2) 342,07 333,86 357,46 393,81 436,07 460,78

Rückstellungen 11,38 9,51 7,92 10,76 10,83 14,44
Verbindlichkeiten 14,53 4,77 22,15 13,70 5,98 15,72

Passiva der HTUW1)

1) per 30. Juni (Bilanzstichtag)

Quellen: Rechnungsabschlüsse der HTUG und HTUW

2) Rundungsdifferenzen
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Die Verbindlichkeiten der HTUW stiegen vom Wirtschaftsjahr 2000/2001 
bis 2004/2005 um rd. 118 % an, was überwiegend auf zum Bilanz-
stichtag noch nicht beglichene Verbindlichkeiten gegenüber einer 
Serviceeinrichtung der Universität infolge Ankauf von Software für 
Studie rende zurückzuführen war. Der Anteil der Verbindlichkeiten 
am Gesamtvermögen bewegte sich bei der HTUW zwischen rd. 16 % 
(2000/2001) und rd. 25 % (2004/2005).

 23.1 Die Eigenkapitalquote (Eigenkapital im Verhältnis zum Gesamtver-
mögen) sowie die Liquidität 1. Grades (Barvermögen im Verhältnis zu 
kurzfristigen Verbindlichkeiten) der Hochschülerschaften veränderten 
sich wie folgt:

 23.2 Beide Hochschülerschaften verfügten somit über ausreichende Bar-
mittel. Da keine der überprüften Hochschülerschaften langfristige Ver-
bindlichkeiten wie beispielsweise Kredite oder Darlehen hatte, waren 
sie — mit Ausnahme der HTUW im Wirtschaftsjahr 2002/2003 — stets 
in der Lage, ihre zum Bilanzstichtag ausgewiesenen Verbindlichkeiten 
problemlos abzudecken.

Die Hochschülerschaften verfügten nicht nur über hohe Vermögens-
werte, sondern waren zudem imstande, diese im Zeitverlauf noch aus-
zubauen. Der RH führte diese Entwicklung in erster Linie darauf zurück, 
dass die Mittelverwendung hinter dem jährlichen Mittelzufl uss deut-
lich zurückblieb.

Kennzahlen

Wirtschaftliche Entwicklung Hochschülerinnen– und Hochschülerschaften an 
den Technischen Universitäten Graz und Wien

Quellen: Rechnungsabschlüsse der HTUG und HTUW

Wirtschaftsjahr 2000/2001 2001/2002 2002/2003 2003/2004 2004/2005 2005/2006

Liquidität 1. Grades
HTUG
HTUW 348,1 118,3  90,4 132,0 107,9 188,6

262,7 443,5 278,4 500,3 793,7 585,1

Eigenkapitalquote
HTUG 92,4 95,7 91,6 93,8 96,1 93,5
HTUW 80,3 64,4 67,6 64,7 65,6 75,3

in %
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 23.3 Laut Stellungnahme der HTUG seien die vorhandenen Mittel seit dem 
Studienjahr 2005/2006 wieder deutlich aktiver eingesetzt worden.

Die HTUW teilte mit, dass in naher Zukunft Mittelzufl uss und Mittel-
verwendung annähernd gleich sein würden.

 24.1 Die jährlichen Erträge an beiden Hochschülerschaften setzten sich zum 
Großteil aus den Studierendenbeiträgen, Erträgen aus Veranstaltungen 
und Projekten sowie aus den Mitteln gemäß § 11 HSG 1998 zusammen.

Aufwendungen und Erträge entwickelten sich wie folgt:

 24.2 Beide Hochschülerschaften erzielten somit — mit Ausnahme der Jahre 2000/
2001 (HTUG) bzw. 2001/2002 (HTUW) — regelmäßig positive Jahres-
ergebnisse.

Ertragslage

Wirtschaftliche Entwicklung

Erfolgsrechnung der HTUG1)
in 1.000 EUR

Wirtschaftsjahr 2000/2001 2001/2002 2002/2003 2003/2004 2004/2005 2005/2006

Erträge 232,52 222,08 236,63 283,20 281,65 322,75

Jahresergebnis2) – 28,12 3,42 7,82 41,95 49,92 11,35
Aufwendungen2) 260,65 218,66 228,82 241,25 231,73 311,40

Erträge 501,10 522,44 438,75 514,13 531,86 523,14

Erfolgsrechnung der HTUW1)

Jahresergebnis2) 38,72 – 6,79 0,29 15,13 27,56 67,63
Aufwendungen2) 462,39 529,23 438,46 499,00 504,30 455,51

1) per 30. Juni (Bilanzstichtag)
2) Rundungsdifferenzen

Quellen: Rechnungsabschlüsse der HTUG und HTUW

III-17 der Beilagen XXIV. GP - Bericht - Hauptdokument170 von 188



BMWF

Bund 2009/1 163

 25.1 Die Personalintensität (Personalaufwand im Verhältnis zu den gesam-
ten Aufwendungen) veränderte sich bei den Hochschülerschaften wie 
folgt:

 25.2 Der RH führte die Unterschiede in der Personalintensität unter anderem 
auf die unterschiedlich hohe Mitarbeiteranzahl in den Sekretariaten 
sowie auf die Referatsstrukturen der Hochschülerschaften zurück.

 26.1 Gemäß § 11 Abs. 3 HSG 1998 hatte der Rektor für notwendige Auf-
wendungen, die zur fachlichen Betreuung von Studierenden erforder-
lich waren und in den Aufgabenbereich der Universität gehörten, nach 
Maßgabe der budgetären Möglichkeiten einen angemessenen Ersatz 
zu leisten.

Darüber hinaus hatte der Rektor nach Maßgabe der budgetären Mög-
lichkeiten Beiträge zum Verwaltungsaufwand der jeweiligen Hochschü-
lerschaft, zur Schulung von Studierendenvertretern sowie zur fach-
lichen Information der Studierenden zur Verfügung zu stellen.

Die Zuweisungen an die Hochschülerschaften gemäß § 11 HSG 1998 lagen 
in den Jahren 2000 bis 2007 an der Technischen Universität Graz (TUG) 
zwischen rd. 18.400 und 30.000 EUR. An der Technischen Universität 
Wien (TUW) schwankten sie zwischen rd. 21.400 und 27.700 EUR.

Die HTUG überschritt in vier von sieben Jahren den Zuweisungsbetrag 
zwischen rd. 3 % und rd. 15 %. Die TUG berichtigte lediglich im Jahr 2004 
das Budget des Folgejahres in Höhe der Überschreitung. Nicht in An-
spruch genommene Budgetmittel verfi elen zugunsten der TUG.

Im Gegensatz dazu schöpfte die HTUW die ihr zustehenden Beträge 
zwischen den Jahren 2000 und 2006 nicht gänzlich aus. Der nicht ver-
brauchte Gesamtbetrag belief sich auf insgesamt rd. 34.400 EUR. Die 
TUW übertrug lediglich im Jahr 2004 den zugunsten der HTUW ver-
bliebenen Budgetrest in das Folgejahr; in allen anderen Jahren ver-
fi el er zugunsten der TUW.

Personalintensität

Mittel gemäß 
§ 11 HSG 1998

Wirtschaftliche Entwicklung Hochschülerinnen– und Hochschülerschaften an 
den Technischen Universitäten Graz und Wien

Wirtschaftsjahr 2000/2001 2001/2002 2002/2003 2003/2004 2004/2005 2005/2006
in %

HTUG 23,3 32,4 32,0 30,2 31,0 25,5
HTUW 23,7 19,6 24,6 22,0 23,8 22,2

Quellen: Rechnungsabschlüsse der HTUG und HTUW
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Im Verhältnis zur Studierendenanzahl standen der HTUG um bis zu 
rd. 171 % (2004) höhere Mittel je vertretenem Studierenden zur Ver-
fügung als der HTUW.

Die TUW leistete an die HTUW regelmäßig Beiträge zum Verwaltungs-
aufwand in Höhe des Mindestsatzes. Demgegenüber stellte die TUG der 
HTUG jedes Jahr zusätzliche Mittel für Studentenberatung zur Verfü-
gung. Dies war an der HTUW lediglich im Jahr 2006 der Fall, in dem 
die HTUW der TUW — außerhalb der § 11–Mittel–Gebarung — Auf-
wendungen für Inskriptionsberatung in Höhe von rd. 5.900 EUR in 
Rechnung stellte.

 26.2 Der RH stellte fest, dass nicht nur die Hochschülerschaften im Umgang 
mit den ihr von den Universitäten zur Verfügung gestellten Verwal-
tungsbeiträgen, sondern auch die Universitäten hinsichtlich Zuweisung 
dieser Mittel unterschiedlich agierten. Während die HTUG in den Jah-
ren 2000 bis 2006 annähernd sämtliche Mittel abrief, ließ die HTUW 
mehr als ein Fünftel des ihr zugestandenen Budgets ungenützt.

Weiters ermittelte der RH, dass die HTUG in den Jahren 2000 bis 2006 
um rd. 19.000 EUR mehr Budgetmittel erhielt als die HTUW. Dies, 
obwohl die HTUG im Vergleich zur HTUW deutlich weniger Studie-
rende vertrat.

Der RH empfahl beim Budgetvollzug mit den Mitteln gemäß § 11 
HSG 1998 größere Sorgfalt, um sowohl Über– als auch Unterschrei-
tungen zu vermeiden.

 26.3 Laut Stellungnahme der HTUG solle es durch Umstellung der Verrechnung 
zu keinen wesentlichen Unter– oder Überschreitungen mehr kommen.

Die HTUW teilte mit, dass sie bestrebt sei, nur die benötigten § 11–Mit-
tel auszuschöpfen.

Mittel gemäß § 11 HSG 1998
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 27.1 Gemäß § 30 Abs. 4 HSG 1998 war der Vorsitzende der Bundesvertre-
tung verpfl ichtet, mindestens 90 % der den Universitätsvertretungen 
zustehenden Studierendenbeiträge im Wintersemester bis spätestens 
30. November und im Sommersemester bis spätestens 30. April anzu-
weisen. Er war ferner verpfl ichtet, den restlichen Betrag aufgrund der 
tatsächlichen Anzahl der Studierenden den Universitätsvertretungen 
bis zum 30. Juni jeden Jahres anzuweisen.

 27.2 Der RH stellte fest, dass die Bundesvertretung im Zeitraum September 
2000 bis Dezember 2006 ihrer Verpfl ichtung hinsichtlich der termin-
gerechten Überweisung nicht regelmäßig nachkam. Die Hochschüler-
schaften konnten deshalb nicht zeitgerecht über die ihnen zustehenden 
Geldmittel verfügen. Die Überweisungsbeträge langten mit Verspä-
tungen von bis zu 77 Tagen ein. In einem Einzelfall überschritt die 
Bundesvertretung den Stichtag um 258 Tage.

Der RH empfahl den Hochschülerschaften, die Zahlungseingänge zu 
überwachen und gegebenenfalls gegenüber der Bundesvertretung die 
Einhaltung der Überweisungstermine zu fordern.

 27.3 Laut Stellungnahme der HTUW habe sie die Bundesvertretung unver-
züglich und mehrmals auf den Zahlungsverzug hingewiesen und werde 
dies auch in Zukunft tun.

 28.1 Bei beiden Hochschülerschaften fehlten schriftliche Regelungen hin-
sichtlich der Prozessabläufe im Rechnungswesen. Dadurch waren weder 
die einzelnen erforderlichen Arbeitsschritte und deren Abfolge noch 
die befassten Bearbeiter und deren Verantwortung dokumentiert.

 28.2 Der RH empfahl eine schriftlich dokumentierte Ablauforganisation. 
Diese könnte dazu beitragen, vom RH aufgezeigte, zum Teil gravie-
rende Fehler bei der Verbuchung von Geschäftsfällen künftig zu ver-
meiden.

 28.3 Laut Stellungnahme der HTUG sei eine derartige Ablaufdefi nition in 
Arbeit.

Die HTUW teilte mit, dass sie es nicht für notwendig erachte, die Pro-
zessabläufe zu dokumentieren, weil der Erstellungsaufwand in keinem 
Verhältnis zum Nutzen stünde.

Zahlungsfl üsse 
Bundesvertretung – 
Hochschüler-
schaften

Rechnungswesen

Ablauforganisation

Hochschülerinnen– und Hochschülerschaften an 
den Technischen Universitäten Graz und Wien
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 28.4 Der RH bekräftigte seine Empfehlung gegenüber der HTUW, weil in 
Anbetracht der hohen Personalfl uktuation nur eine schriftliche Doku-
mentation einen ausreichenden Wissenstransfer im Rechnungswesen 
gewährleisten kann.

 29.1 Die Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung sowie die einschlä-
gigen Richtlinien der Kontrollkommission stellten bestimmte Anfor-
derungen an das Belegwesen. 

Der RH überprüfte stichprobenartig insgesamt 668 Buchungsbelege 
(z.B. Rechnungen, Kassabelege, Werkverträge). Sämtliche überprüf-
ten Belege waren mit einer unterschiedlich hohen Anzahl formaler 
Mängel behaftet. Es fehlten vielfach die Bestätigungen der sachlichen 
und rechnerischen Richtigkeit, die Kontierungs– und Buchungsver-
merke und/oder die Eingangsdaten. In rd. 87 % (HTUG) bzw. rd. 37 % 
(HTUW) wurde nicht dem Vier–Augen–Prinzip entsprochen; in rd. 
76 % (HTUG) bzw. rd. 69 % (HTUW) fehlten Verwendungsnachweise 
oder waren mangelhaft.

 29.2 Der RH kritisierte die vielfachen Verstöße gegen die Grundsätze ord-
nungsmäßiger Buchführung und die entsprechenden Richtlinien der 
Kontrollkommission. Er empfahl, umgehend für die Beseitigung derar-
tiger Mängel zu sorgen und die Einhaltung der erwähnten Vorschriften 
laufend zu überprüfen.

 29.3 Laut Stellungnahme der HTUG sei die Umsetzung der Empfehlungen 
in Arbeit.

Die HTUW verwies auf Fehlleistungen eines früheren Mitarbeiters.

 29.4 Der RH entgegnete der HTUW, dass für die aufgezeigten Mängel auch 
eine Verantwortung des Vorsitzenden der HTUW bzw. des Wirtschafts-
referenten besteht.

 30.1 Die Hochschülerschaften verwendeten für die Verbuchung ihrer 
Geschäftsfälle unterschiedliche Softwareprodukte. Die Systeme ließen 
zu, dass in bereits abgeschlossenen und testierten Jahresabschlüssen 
(Wirtschaftsjahr 2003/2004 bei der HTUW bzw. 2004/2005 bei der 
HTUG) noch Buchungen vorgenommen werden konnten. Auch war 
nicht sicher feststellbar, welche Personen tatsächlich und zu welchem 
Zeitpunkt Buchungen vorgenommen hatten.

IT–unterstützte 
Buchführung

Rechnungswesen
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Außerdem wirkten sich bei der HTUG aktuelle Veränderungen der 
Stammdaten (Kontenbezeichnung bzw. –nummer) auch auf bereits 
vergangene Wirtschaftsjahre aus. Ferner war es bei der HTUG mög-
lich, bereits getätigte Buchungen nachträglich zu löschen.

Bei der HTUW waren infolge nicht durchgeführter Datensicherungen 
die Rechenwerke für die Wirtschaftsjahre 2000/2001 sowie 2001/2002 
nicht mehr in elektronischer Form verfügbar. Die Rekonstruktion der 
zum Teil lückenhaften Belegsammlung war dadurch ausgeschlossen.

 30.2 Der RH kritisierte, dass die für die Verbuchung der Geschäftsfälle ein-
gesetzten Softwareprodukte schwerwiegende Mängel aufwiesen. Die 
Hochschülerschaften sperrten abgeschlossene Wirtschaftsjahre nicht 
für weitere Buchungen. Der Empfehlung des RH, eine entsprechende 
Anzahl an Nutzungsberechtigten zu defi nieren, wurde seitens der 
Hochschülerschaften bereits entsprochen. Ferner regte der RH an, in 
regelmäßigen Abständen Datensicherungen durchzuführen.

 30.3 Laut Stellungnahme der HTUG werde ab 2007/2008 eine neue Buch-
haltungssoftware zum Einsatz kommen.

 31.1 Die vom RH überprüften Buchungsbelege bezogen sich mehrfach auf 
Ausgaben, die offenkundig der Privatsphäre von Studierendenvertre-
tern oder Mitarbeitern zuzurechnen waren. Die Hochschülerschaften 
refundierten Verwaltungsstrafen von Studierendenvertretern im Zusam-
menhang mit der Benützung privater Kraftfahrzeuge oder gewährten 
den Vertretern Darlehen für die Beschaffung von privaten Gegenstän-
den. Die HTUG übernahm ferner mehrfach die Versandspesen für Lie-
ferungen, die zum Teil privat waren.

 31.2 Der RH betonte, dass im Rechnungswesen die strikte Trennung priva-
ter und dienstlicher Belange einzuhalten ist und Aufwendungen, die 
jedenfalls der privaten Lebensführung zuzurechnen sind, nicht über 
die Gebarung der Hochschülerschaften abzuwickeln wären.

 31.3 Die HTUG teilte mit, dass dies seit zwei Jahren nicht mehr der Fall 
sei.

Abgrenzung  privater 
und dienstlicher 
Belange
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 32.1 Die Hochschülerschaften waren befugt, Dienstverträge abzuschließen. 
Zuvor war allerdings die Genehmigung der Kontrollkommission einzu-
holen. Diesem Erfordernis wurde von beiden Hochschülerschaften wie-
derholt verspätet, bei der HTUW mehrmals gar nicht entsprochen.

In mehreren Fällen genehmigte die Kontrollkommission auch Verträge, 
mit denen überhöhte Anrechnungen von Vordienstzeiten oder Urlaubs-
ansprüchen vereinbart worden waren, obwohl diese Verträge gemäß 
den eigenen Richtlinien nicht genehmigungsfähig waren.

 32.2 Der RH kritisierte die Vorgangsweise der Hochschülerschaften, Dienst-
verträge entgegen der gesetzlichen Anordnung nicht oder zumindest 
verspätet der Kontrollkommission vorzulegen. Er kritisierte auch, dass 
die Kontrollkommission Verträge entgegen den eigenen Richtlinien 
genehmigt hatte.

Die Dienstverträge wären der Kontrollkommission so zeitgerecht vorzu-
legen, dass eine Genehmigung durch diese vor Aufnahme des Dienst-
verhältnisses erfolgen kann.

Nach Auffassung des RH ging aus den gesetzlichen Bestimmungen 
nicht eindeutig hervor, ob die Vorlagepfl icht auch freie Dienstverträge 
erfasste. Dies erschien jedoch insofern von Relevanz, als manche von 
den Hochschülerschaften abgeschlossenen Werkverträge materiell als 
freie Dienstverträge anzusehen waren und daher unter Umständen vor 
Abschluss derselben um Genehmigung angesucht hätte werden müs-
sen. Der RH empfahl daher dem BMWF, eine entsprechende Klarstel-
lung in den Richtlinien der Kontrollkommission anzuregen.

 32.3 Laut Stellungnahme der HTUG halte sie eine Überarbeitung der Richt-
linien der Kontrollkommission für sinnvoll.

 33.1 Bei der HTUG führten zwei Mitarbeiter — über unterschiedlich lange 
Zeiträume hindurch — Tätigkeiten aus, die inhaltlich über ihre Dienst-
verträge hinausgingen. Die Entlohnung hiefür erfolgte außerhalb der 
Lohnverrechnung.

 33.2 Der RH war der Ansicht, dass diese zusätzlichen, regelmäßig erbrach-
ten Tätigkeiten in die jeweiligen Dienstverträge einbezogen und über 
die Lohnverrechnung abgerechnet werden sollten.

Personal

Dienstverträge
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 33.3 Laut Stellungnahme der HTUG werde dies seit einigen Monaten so 
gehandhabt.

 34.1 Die Hochschülerschaften schlossen eine Vielzahl von Werkverträgen 
für bestimmte Leistungen ab, wie z.B. Studierendenberatungen, Erstel-
lung von Studienführern, Layout von Zeitschriften. In Summe wur-
den im Zeitraum von 2000/2001 bis 2006/2007 aus Werkverträgen 
von der HTUG (zumindest) rd. 184.000 EUR, von der HTUW (zumin-
dest) rd. 175.000 EUR aufgewandt. Von der HTUW wurden derartige 
Verträge grundsätzlich nur mündlich abgeschlossen.

 34.2 Der RH kritisierte, dass bei mündlich abgeschlossenen Werkverträgen 
weder die geschuldete Leistung, noch deren rechtzeitige und richtige 
Erbringung nachvollziehbar waren. Der RH empfahl daher, Werkver-
träge grundsätzlich unter Angabe des Leistungsumfanges und der Leis-
tungszeit schriftlich abzuschließen.

 34.3 Die HTUG sagte dies zu.

Laut Stellungnahme der HTUW halte sie angesichts der kurzen und 
geringen Leistungen ein schriftliches Abschließen nicht für zielführend. 
Auch bestehe für die Schriftlichkeit keine gesetzliche Verpfl ichtung.

 34.4 Der RH bekräftigte gegenüber der HTUW seine Empfehlung, weil er die 
Schriftlichkeit wegen der Nachvollziehbarkeit unabhängig von einer 
gesetzlichen Verpfl ichtung für notwendig erachtet.

 35 Zwei ehemalige  Funktionsträger der HTUG erhielten Honorare für Leis-
tungen aufgrund von mit ihnen — zum Teil mündlich — abgeschlos-
senen Werkverträgen.

 36.1 Die HTUG schloss wiederholt Verträge für Leistungen (Erstellung von 
Rohbilanzen für insgesamt 4.131 EUR) ab, die gemäß HSG 1998 zu den 
gesetzlichen Aufgaben des Funktionsträgers zählten.

 36.2 Der RH kritisierte den Abschluss gesonderter Werkverträge über Leis-
tungen, die dem Funktionsträger nicht nur gesetzlich übertragen, son-
dern auch durch eine — im Vergleich zu den übrigen Funktionsträgern 
ohnehin erhöhte — Aufwandsentschädigung abgegolten waren.

Werkverträge

Honorare aus
Werkverträgen

Personal Hochschülerinnen– und Hochschülerschaften an 
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 36.3 Laut Stellungnahme der HTUG würden seit November 2005 keine der-
artigen Zahlungen mehr erfolgen.

 37.1 Im anderen Fall (gesondertes Honorar für verschiedene Pressetätig-
keiten im Ausmaß von insgesamt rd. 19.700 EUR im Zeitraum von 
2003/2004 bis 2004/2005) ging aus dem einschlägigen Tätigkeitspro-
fi l nicht hervor, ob die erbrachten Leistungen den gewöhnlichen Auf-
gaben des Funktionsträgers zuzuordnen waren.

 37.2 Aufgrund der Unklarheiten hinsichtlich des Tätigkeitsprofi ls war nicht 
überprüfbar, inwieweit für die übernommenen Arbeiten tatsächlich 
ein Anspruch auf eine gesonderte Entlohnung bestand. Der RH emp-
fahl, die Tätigkeitsfelder der Referenten möglichst detailliert festzule-
gen (siehe auch TZ 12).

 37.3 Laut Stellungnahme der HTUG lasse sie eine Rückforderung prüfen.

 38.1 Für die Layout–Erstellung eines Studienführers (6.180 EUR)1) lagen keine 
Beschlüsse des für die Genehmigung zuständigen Wirtschaftsausschus-
ses bzw. der Universitätsvertretung vor. Der Vertrag wurde außerdem 
nicht schriftlich abgeschlossen.

1) Ist im obigen Betrag von 19.700 EUR enthalten

 38.2 Die HTUG hielt die für den Abschluss von Rechtsgeschäften maßgeb-
lichen Vorschriften nicht ein. Aufgrund des Fehlens eines schriftlichen 
Vertrages waren weder die ordnungsgemäße Erfüllung noch die Ange-
messenheit des Honorars nachvollziehbar. Der RH empfahl, Möglich-
keiten der Rückforderung des ausbezahlten Entgelts zu prüfen.

 38.3 Laut Stellungnahme der HTUG lasse sie die Möglichkeiten juristisch 
prüfen.

 39.1 Die HTUG war Eigentümerin des Wirtschaftsbetriebs „Hochschüler-
schaft an der Technischen Universität Graz, GmbH“ (HTU GmbH). Lie-
ferantenrechnungen, die auf die Firma und Anschrift des Wirtschafts-
betriebs ausgestellt waren, übernahm die HTUG in ihr Rechenwerk und 
beglich sie in Form von Subventionen. Der RH erhob im Zuge seiner 
stichprobenweisen Belegprüfung an der HTUG Subventionszahlungen 
mit einem Gesamtbetrag von zumindest rd. 37.700 EUR während der 
Wirtschaftsjahre 2000/2001 bis 2003/2004.

Zahlungsfl üsse zum 
Wirtschaftsbetrieb
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Darüber hinaus gewährte die HTUG dem Wirtschaftsbetrieb in den 
Wirtschaftsjahren 2005/2006 sowie 2006/2007 zwei Darlehen in der 
Höhe von 20.000 EUR bzw. 25.000 EUR. Schriftliche Darlehensverein-
barungen zwischen der HTUG und der HTU GmbH bestanden nicht. 
Den Darlehensgewährungen lagen Beschlussfassungen der Universi-
tätsvertretung zugrunde. Nach Angaben der HTUG wurden die Darle-
hen auch im Aufsichtsrat der HTU GmbH behandelt.

Während ein Darlehen vom September 2005 nach etwas mehr als zwei 
Monaten in voller Höhe rückgeführt wurde, haftete das zweite Darle-
hen vom Juli 2006 Anfang Dezember 2006 noch in voller Höhe aus.

 39.2 Der RH stellte kritisch fest, dass die HTUG weder für die Subventionen 
noch für die Darlehen eine entsprechende budgetäre Vorsorge — auch 
nicht im Rahmen eines Nachtragsbudgets — getroffen hatte. Ferner 
verbuchte die HTUG diese Gebarungsfälle in ihrem Rechenwerk nicht 
regelmäßig auf dem jeweils sachlich richtigen Konto. Damit verstieß 
die HTUG in mehrfacher Weise gegen die einschlägigen Bestimmun-
gen in den Richtlinien der Kontrollkommission.

Der RH kritisierte weiters, dass die Rechtsgeschäfte aufgrund fehlender 
Schriftlichkeit der Darlehensverträge nicht nachvollziehbar waren.

Der RH empfahl der HTUG, künftig Darlehen an die HTU GmbH aus-
schließlich auf Basis nachvollziehbarer schriftlicher Vereinbarungen 
zu gewähren.

 39.3 Laut Stellungnahme der HTUG werde sie die Anregungen aufgreifen. 
Das Darlehen vom Juli 2006 sei inzwischen vereinbarungsgemäß und 
termingerecht rückgeführt worden.
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 40.1 Die HTUW trat seit Jahrzehnten als Veranstalter des Balls der TUW auf. 
Sie organisierte diesen allerdings nicht selbst, sondern beauftragte auf 
der Grundlage von Universitätsvertretungsbeschlüssen regelmäßig ein 
aus drei Privatpersonen bestehendes Ballkomitee mit der Durchfüh-
rung. Dieses war im Namen und auf Rechnung der HTUW tätig.

Die mit der Veranstaltung des Balls verbundene Gebarung fand keinen 
Eingang in das Rechenwerk der HTUW, sondern wurde über auf Mit-
glieder des Ballkomitees lautende Konten abgewickelt. Die Einnahmen 
beliefen sich seit dem Wirtschaftsjahr 2000/2001 auf durchschnittlich 
rd. 128.000 EUR, die Ausgaben auf rd. 119.000 EUR. Aus dem entstan-
denen Gewinn waren aufgrund einer vertraglichen Regelung bestimmte 
Aufwendungen des Kindergartens der TUW abzugelten.

 40.2 Der RH beurteilte die Durchführung des Balls als mehrfach den gesetz-
lichen Vorschriften betreffend die Rechtsgeschäfte und die Haushalts-
führung widersprechend. Es wurden die detaillierten Regelungen des 
HSG 1998 über die Abwicklung von Rechtsgeschäften missachtet. Eine 
Pauschalermächtigung der Universitätsvertretung zur Beauftragung 
eines aus Privatpersonen bestehenden Komitees, Rechtsgeschäfte in 
betraglich nicht bestimmter Höhe mit Wirkung für die HTUW zu täti-
gen, war jedenfalls für die Einhaltung der gesetzlichen Bestimmun-
gen nicht hinreichend.

Außerdem war nicht nachvollziehbar, ob die zusätzlich notwendige 
Befassung der jeweiligen Vorsitzenden und Wirtschaftsreferenten er-
folgt war.

Ferner verstieß die HTUW mit der gewählten Vorgangsweise mehrfach 
gegen die Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung und die entspre-
chenden Richtlinien der Kontrollkommission. Die nicht in den Büchern 
ersichtliche Gebarung erreichte durchschnittlich rd. 25 % der in den 
Rechenwerken ausgewiesenen Erträge und Aufwendungen.

Zudem bemängelte der RH, dass die Subvention der HTUW an den 
Kindergarten — entgegen der entsprechenden Richtlinie der Kontroll-
kommission — weder im Budget noch im Jahresabschluss ausgewie-
sen war.

 40.3 Laut Stellungnahme der HTUW werde man mit dem Ballkomitee Ge-
spräche über eine bessere und praktikablere Lösung führen.

Ball der TUW
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 41.1 Nach Abschluss der Veranstaltung legte das Ballkomitee der HTUW 
eine die Hauptpositionen umfassende Aufstellung der Einnahmen und 
Ausgaben vor und überwies eigenständig einen bestimmten Betrag 
(zwischen 15.000 EUR und 20.000 EUR) dem Kindergarten der TUW. 
Eine Kontrolle der Belege durch Organe der HTUW fand nicht statt.

 41.2 Der RH kritisierte, dass die HTUW — ungeachtet der grundsätzlichen 
Problematik der gewählten Vorgangsweise — keinerlei Anstrengungen 
unternahm, zumindest die sachliche und rechnerische Richtigkeit der 
für sie vorgenommenen Rechtsgeschäfte zu überprüfen. Inwiefern die 
dem Kindergarten der TUW überwiesenen Mittel den vertraglich ver-
einbarten Leistungen entsprachen, war für den RH nicht feststellbar.

Allgemeines

 42 Gemäß HSG 1998 waren die Hochschülerschaften berechtigt, Wirt-
schaftsbetriebe in Form von Kapitalgesellschaften im Interesse der 
Studierenden zu führen. Die HTUW war Eigentümerin von zwei Wirt-
schaftsbetrieben, der Grafi sches Zentrum HTU GmbH und der Lehrmit-
telzentrum Technik GmbH (LMZ GmbH). Im Rahmen der Überprüfung 
der HTUW untersuchte der RH auch die Gebarung der LMZ GmbH.

Der Unternehmensgegenstand der LMZ GmbH bestand dem Gesell-
schaftsvertrag zufolge insbesondere im Handel mit Büro– und Papier-
waren, Büchern und sonstigen Unterrichtsmitteln sowie EDV–Artikeln 
einschließlich Software. Der andere Wirtschaftsbetrieb, die Grafi sches 
Zentrum HTU GmbH, war im Kopier– und Druckereibereich tätig.

Strategische Vorgaben und Zielsetzungen

 43.1 Es gab weder ausdrückliche strategische Vorgaben oder Zielsetzungen 
der Eigentümerin für die LMZ GmbH, noch hatte sich das Unterneh-
men selbst solche gegeben. Eine Zusammenarbeit der LMZ GmbH mit 
der Grafi sches Zentrum HTU GmbH zur Nutzung potenzieller Syner-
gieeffekte wurde nicht verwirklicht.

 43.2 Der RH bemängelte das Fehlen strategischer Vorgaben oder Ziele.

Lehrmittelzentrum 
Technik GmbH
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Er empfahl der HTUW, die wesentlichen Zielsetzungen für ihren Wirt-
schaftsbetrieb zu formulieren und diese der LMZ GmbH schriftlich 
vorzugeben. Auf dieser Grundlage wären auch seitens des Unterneh-
mens entsprechende Geschäftsziele zu formulieren. Ferner regte der 
RH eine verstärkte Zusammenarbeit zwischen den beiden Wirtschafts-
betrieben an. 

 44.1 Gemäß HSG 1998 waren Wirtschaftsbetriebe von Hochschülerschaften 
im Interesse der Studierenden zu führen. Der RH untersuchte, inwie-
fern die LMZ GmbH dem entsprach. Im Gesellschaftsvertrag der LMZ 
GmbH war hierzu keine Bestimmung vorgesehen.

 44.2 Der RH stellte fest, dass die LMZ GmbH diesem Auftrag unter ande-
rem durch günstige Preise, Bücherbeschaffung und das Angebot von 
preisgünstiger Software nachkam.

Organe

  45.1 Die LMZ GmbH vertrieb im Auftrag der HTUW Software für Studie-
rende der TUW zu besonders günstigen Konditionen (siehe auch TZ 48). 
Der Geschäftsführer der LMZ GmbH erhielt von der HTUW im Zeit-
raum der Jahre 2000 bis 2006 Prämienzahlungen in der Höhe von ins-
gesamt rd. 51.700 EUR für seinen Einsatz im Zusammenhang mit die-
sem Softwareverkauf.

 45.2 Die jährlichen Prämien an den Geschäftsführer wären, zumindest für 
die Jahre nach erfolgter Einführung dieses Vertriebsweges, nicht mehr 
zu gewähren gewesen.

 45.3 Laut Stellungnahme der HTUW decke die Prämienzahlung den tatsäch-
lichen projektbezogenen Mehraufwand an Stunden ab.

 45.4 Der RH entgegnete, dass sowohl die HTUW als auch der Geschäfts-
führer der LMZ GmbH die Zahlungen für den Absatz der Software als 
einmalige Prämienzahlung qualifi zierten, auf die kein Rechtsanspruch 
bestand.
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 46.1 Die LMZ GmbH hatte gegen Entgelt ein Aufsichtsratsmitglied mit der 
Erstellung des Jahresabschlusses sowie der Lohnverrechnung betraut.

 46.2 Die Betrauung eines Aufsichtsratsmitgliedes mit der Erstellung des Jah-
resabschlusses war im Hinblick auf mögliche Interessenkollisionen mit 
der Aufgabe des Aufsichtsrates, den Jahresabschluss zu prüfen, prob-
lematisch.

Eine derartige Konstellation wäre jedenfalls zu vermeiden, um poten-
ziellen Interessenkonfl ikten vorzubeugen.

 46.3 Laut Stellungnahme der HTUW erstelle das Aufsichtsratsmitglied nur 
den Jahresabschluss. Die Prüfung erfolge durch einen unabhängigen 
Wirtschaftsprüfer.

 46.4 Der RH erwiderte, dass er auch bereits die Erstellung des Jahresab-
schlusses als problematisch ansieht, weil dieser gemäß GmbH–Gesetz 
vom Aufsichtsrat zu prüfen ist.

Wirtschaftliche Entwicklung

 47.1 Der unternehmerische Erfolg der LMZ GmbH entwickelte sich wie folgt:

Besondere Feststellungen – HTUW Hochschülerinnen– und Hochschülerschaften an 
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2001/2002 2002/2003 2003/2004 2004/2005 2005/2006
in 1.000 EUR

Betriebsleistung 2.450,35 2.796,00 3.074,63 2.858,19 2.771,43
sonstige betriebliche Erträge 0,31 22,95 9,51 73,83 63,92
Aufwendungen – 2.407,76 – 2.798,92 – 3.034,39 – 2.906,95 – 2.819,89
Betriebsergebnis 42,90 20,03 49,75 25,07 15,46
Finanzergebnis – 3,22 – 4,51 – 8,29 – 5,07 – 2,25
EGT 39,68 15,52 41,471) 20,00 13,21
a.o. Ergebnis – – 78,75 – – –
Ergebnis vor KSt. 39,68 – 63,23 41,47 20,00 13,21
+/– KSt. – 1,75 – 1,75 – 1,75 – 1,75 – 1,75

Jahresüberschuss/–fehlbetrag 37,93 – 64,98 39,72 18,25 11,46

1) Rundungsdifferenz
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Im Geschäftsjahr 2002/2003 wuchs der Umsatz und damit die Betriebs-
leistung aufgrund der Übernahme eines Mitbewerbers deutlich an. Auch 
im Folgejahr konnte die Betriebsleistung weiterhin gesteigert werden. 
Allerdings lag der zusätzliche Umsatz im Geschäftsjahr 2003/2004 mit 
rd. 1,3 Mill. EUR unter dem Planumsatz von rd. 1,6 Mill. EUR. Der Per-
sonalaufwand stieg deutlich an.

In den Geschäftsjahren 2004/2005 und 2005/2006 kam es zu einem 
Rückgang der Betriebsleistung, so dass nur aufgrund der Aufl ösung 
von Rückstellungen (siehe sonstige betriebliche Erträge) ein positives 
Ergebnis erzielt wurde. Der Personalaufwand blieb erhöht und war im 
Geschäftsjahr 2005/2006 um ein Viertel höher als vor der Unterneh-
mensübernahme; die Betriebsleistung hingegen war — verglichen mit 
2001/2002 — um rd. 13 % angestiegen.

Im Geschäftsjahr 2005/2006 stieg die Eigenmittelquote von 33,37 % 
auf 36,22 %. Die hohe Eigenmittelquote war auf die Erhöhung der 
Stammeinlage durch die Eigentümerin zurückzuführen.

 47.2 Die in den letzten zwei Geschäftsjahren rückläufi gen Umsätze beein-
trächtigten zwar die wirtschaftliche Situation der LMZ GmbH, die Eigen-
kapitalausstattung stellte allerdings noch eine ausreichende Sicherheit 
dar. Dennoch empfahl der RH, dieser rückläufi gen Umsatzentwicklung 
durch eine Maßnahmenplanung im Absatzbereich rechtzeitig entge-
genzuwirken. Auch wären durch entsprechendes Controlling gegebe-
nenfalls Einsparungspotenziale auf der Kostenseite aufzudecken und 
zu nutzen.

 47.3 Laut Stellungnahme der HTUW verfüge die LMZ GmbH seit 1997 über 
ein der Größe des Betriebes angepasstes Controlling. Einsparungspoten-
zial werde im größtmöglichen Umfang wahrgenommen.

 47.4 Der RH entgegnete, dass die in der Stellungnahme übermittelten Infor-
mationen über Einsparungen keine Angaben über Planung und Zieler-
reichung enthielten, wie sie einem Controlling–System entsprächen.

 48.1 Die HTUW vertrieb über die LMZ GmbH Softwareprodukte zu besonders 
günstigen Konditionen. Bezugsberechtigte waren ausschließlich Studie-
rende der TUW (gemäß den Lizenzbedingungen zur Nutzung dieser Soft-
ware). Jährlich wurden zwischen 9.000 und 18.000 Datenträger abge-
setzt. Aus den Verkäufen erzielte die HTUW Überschüsse, die in den 
Jahren 2000 bis 2006 zwischen rd. 23.000 EUR und rd. 55.000 EUR 
schwankten.

Software für Studie-
rende der TUW
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Der Zentrale Informatikdienst der TUW (ZID), ein weiterer Vertragspart-
ner der HTUW, schloss Verträge mit Softwareherstellern ab, besorgte 
die Produktion der Datenträger, lieferte diese an den Wirtschaftsbetrieb 
der HTUW und trug zwischen 60 % und 80 % der Gesamtkosten.

 48.2 Der RH stellte fest, dass sich für die HTUW aus dem Softwarever-
trieb beachtliche Überschüsse ergaben. Demgegenüber trug der ZID 
die fi nanzielle Hauptlast.

 48.3 Laut Stellungnahme der HTUW sei die momentane Lösung von allen 
Partnern so gewollt und beabsichtigt.

 49 Zusammenfassend hob der RH die folgenden Empfehlungen hervor.

(1) Die Mängel in der Buchhaltung wären zu beseitigen und die 
Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung einzuhalten. (TZ 29)

(2) Abgelaufene Wirtschaftsjahre wären für weitere Buchungen zu 
sperren. Regelmäßige Datensicherungen sollten durchgeführt wer-
den. (TZ 30)

(3) Aufwendungen, die der privaten Lebensführung zuzurechnen 
sind, sollten nicht über die Gebarung der Hochschülerschaften abge-
wickelt werden. (TZ 31)

(4) Die Ablauforganisation im Rechnungswesen wäre schriftlich 
festzulegen. (TZ 28)

(5) Die strategischen Ziele wären schriftlich zu formulieren und dar-
auf abgestimmte Arbeitsprogramme auszuarbeiten. Die Aufbauor-
ganisation wäre entsprechend zu gliedern und die durch diese zu 
verfolgenden Ziele und Maßnahmen wären festzulegen. (TZ 6)

(6) Die Beschlüsse über pauschalierte Aufwandsentschädigungen für 
die Studierendenvertreter wären umgehend und unaufgefordert der 
Kontrollkommission zur Kenntnis zu bringen. (TZ 3)

(7) Eine Gesamtevidenz der zur Begutachtung eingelangten Gesetzes– 
und Verordnungsentwürfe und der Stellungnahmen wäre zu füh-
ren. (TZ 10)

(8) Durch Zusammenlegung von Referaten wäre eine Straffung der 
Aufbauorganisation herbeizuführen. (TZ 11)

Schluss-
bemerkungen

Hochschülerinnen– 
und Hochschüler-
schaften an den 
Technischen Universi-
täten Graz und Wien
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den Technischen Universitäten Graz und Wien

III-17 der Beilagen XXIV. GP - Bericht - Hauptdokument 185 von 188



178 Bund 2009/1

(9) Die Aufgaben der Referate sollten in den Satzungen klar defi -
niert bzw. abgegrenzt werden. (TZ 12)

(10) Die Beschlussprotokolle der Universitätsvertretung wären dem 
BMWF, jene der übrigen Organe (Fakultäts– und Studienvertre-
tungen) dem Rektor der jeweiligen Universität unaufgefordert zu 
übermitteln. (TZ 14)

(11) Die Jahresabschlüsse wären der Kontrollkommission zeitgerecht 
zu übersenden. (TZ 15)

(12) Beim Budgetvollzug mit den von den Universitäten bereitge-
stellten Mitteln wären Über– bzw. Unterschreitungen zu vermei-
den. (TZ 26)

(13) Die Zahlungseingänge der durch die Bundesvertretung über-
wiesenen Studierendenbeiträge sollten überwacht und die Einhal-
tung der Überweisungstermine gefordert werden. (TZ 27)

(14) Dienstverträge wären so zeitgerecht der Kontrollkommission 
vorzulegen, dass eine Genehmigung vor Aufnahme des Dienstver-
hältnisses erfolgen kann. (TZ 32)

(15) Die rechtzeitige Übersendung von Beschlussprotokollen der 
Universitätsvertretungen wäre einzufordern. (TZ 14)

(16) Die rechtzeitige Übersendung der Jahresabschlüsse an die Kon-
trollkommission sollte mit mehr Nachdruck eingefordert werden. 
Regelmäßige Überprüfungen zumindest von Teilbereichen des Rech-
nungswesens der Hochschülerschaften wären vorzusehen. Die Auf-
sichtspfl icht wäre insgesamt aktiver zu verfolgen. (TZ 15)

(17) Dienstverträge wären nur gemäß den Richtlinien der Kontroll-
kommission zu genehmigen. Außerdem wäre in diesen Richtlinien 
eine entsprechende Klarstellung für die Genehmigung freier Dienst-
verträge vorzunehmen. (TZ 32)

(18) Die Möglichkeiten der Rückforderung eines aus einem Werk-
vertrag ausbezahlten Entgelts wären zu prüfen. (TZ 38)

BMWF
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(19) Für die Veranstaltung des Balls der Technischen Universität 
Wien sollte eine Abwicklungsform gewählt werden, die im Einklang 
mit den gesetzlichen Bestimmungen bzw. den Richtlinien der Kon-
trollkommission steht. (TZ 40)

(20) Als Eigentümerin der Lehrmittelzentrum Technik GmbH (LMZ 
GmbH) sollte die Hochschülerschaft schriftlich Ziele für die Gesell-
schaft vorgeben. Die LMZ GmbH selbst sollte auf der Basis der Eigen-
tümervorgaben Geschäftsziele formulieren. (TZ 43)

(21) Aufsichtsratsmitglieder der LMZ GmbH sollten nicht mit der 
Erstellung des Jahresabschlusses betraut werden. (TZ 46)

(22) Für den Vertrieb von Software für Studierende sollten keine 
Prämien an den Geschäftsführer der LMZ GmbH geleistet werden. 
(TZ 45)

Hochschülerinnen– 
und Hochschülerschaft 
an der Techni schen 
Universität Wien
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